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Anhörung zu  
 
 
Themenblock 11:  Wohnraum 

 
– Instrumente der Stadt- und Quartiersentwicklung für eine positive 

Zukunftsperspektive und eine verbesserte Integration sowie die 
Vermeidung von soziokultureller Segregation 

 
 
 
Fragenkatalog 
 
 
1. Wie wohnen Menschen mit Migrationshintergrund (Haushaltsgröße, Wohnungsgrö-

ße, Ausstattung, Wohnform) in Hessen? Wie lassen sich ihre Wohnbedingungen 
und -bedürfnisse charakterisieren, und wie unterscheiden sich diese von Men-
schen ohne Migrationshintergrund? 

 
2. Gibt es migrationsspezifische Aspekte beim Zugang zum Wohnungsmarkt? 

 
3. Welche Bedeutung kommt der Mietbelastung bzw. der Bildung von Wohneigen-

tum bei Menschen mit Migrationshintergrund zu? Lassen sich Unterschiede zu Men-
schen ohne Migrationshintergrund ausmachen?  

 
4. Können im Bereich Wohnraum Unterschiede zwischen verschiedenen Zuwande-

rergruppen bzw. zwischen unterschiedlichem Aufenthaltsstatus und unterschiedli-
chen Aufenthaltsgründen ausgemacht werden? 

 
5. Wo wohnen Menschen mit Migrationshintergrund innerhalb der hessischen Städte 

und Gemeinden? Wie sieht es mit der innerstädtischen räumlichen Verteilung von 
Menschen mit Migrationshintergrund aus? Worin liegen die Ursachen für räumliche 
Segregation? 

 
6. Wie lassen sich die bestehenden Instrumente und Programme der Stadt- und 

Quartiersentwicklung bewerten (Kommunaler und sozialer Wohnungsbau, Städte-
bauförderung und Programm „Soziale Stadt“)? Welche Maßnahmen sind beson-
ders geeignet bzw. angebracht, um eine positive Zukunftsperspektive für Men-
schen mit Migrationshintergrund und eine verbesserte Integration zu ermöglichen 
sowie soziokulturelle Segregation zu vermeiden?  

 
 
 
 
 
Vorsitzender: Meine Damen und Herren! Ich eröffne die 13. Sitzung und begrüße Sie alle 
sehr herzlich. Insbesondere heiße ich unsere Sachverständigen willkommen. Ich danke 
Ihnen, dass Sie sich für dieses wichtige Thema Zeit genommen haben. 
 
Wir fangen mit Herrn Fontaine vom Sozial- und Jugendamt der Stadt Dietzenbach an. 
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Herr Fontaine: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Ich darf mich zunächst kurz 
vorstellen: Ich bin seit gut zwei Jahrzehnten Fachbereichsleiter Soziale Dienste der Stadt 
Dietzenbach. Weiterhin bin ich Geschäftsführer der Wohnungsgesellschaft Dietzen-
bach, deren Gesellschafter die Kreisstadt Dietzenbach und die Nassauische Heimstätte 
sind. Diese Gesellschaft besitzt 92 Wohnungen in dem sozialen Problemgebiet „Östliches 
Spessartviertel“. Außerdem bin ich seit 1997 bei der Kreisstadt Dietzenbach für das 
Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“ verantwortlich.  
 
Ich möchte Ihnen ganz kurz die Gliederung meines Vortrags vorstellen: Zunächst möch-
te ich über das soziale Problemgebiet „Östliches Spessartviertel“ in Dietzenbach vor 
den Sanierungsmaßnahmen im Rahmen des Bund-Länder-Programms „Soziale Stadt“ 
referieren. Danach möchte ich anhand einiger Bilder aus dem Jahre 1997 dokumentie-
ren, wie das Gebiet vor der Sanierung aussah. Ich werde dann auf flankierende soziale 
Maßnahmen eingehen und anhand einiger Bilder zeigen, wie es derzeit in diesem Prob-
lemgebiet aussieht. Anschließend werde ich versuchen, eine Auswertung vorzunehmen, 
einen Ausblick zu geben und Empfehlungen auszusprechen. 
 
Zum Gegenstand des Vortrags. Am Beispiel des bundesweit bekannten sozialen Prob-
lemgebiets „Östliches Spessartviertel“ – man kennt eher den Namen „Starkenburgring“ 
– soll dargestellt werden, wie eine räumliche, soziale und kulturelle Segregation entste-
hen kann, welche insbesondere baulichen Formen Segregation annehmen kann und 
welche Möglichkeiten es gibt, den oben angeführten Segregationsformen entgegen-
zuwirken.  
 
Zunächst möchte ich Ihnen die Wohnanlage vorstellen: Die fünf Hochhäuser sind zwi-
schen neun und 17 Stockwerke hoch: Zwei Häuser haben 17 Stockwerke, zwei 14, und 
ein Haus hat neun Stockwerke. Die Anlage umfasst insgesamt 1.019 Wohnungen. Auf 
einer Etage liegen bis zu 16 Wohnungen, die zwischen einem und vier Zimmern groß 
sind. Die Flure sind bis zu 30 m lange dunkle Sackgassen, in die aufgrund der Rundbe-
bauung kein Tageslicht einfällt. Es gibt dort keine Gemeinschaftsräume. 
 
Die Balkone wurden als Lagerfläche genutzt. Die Fahrstühle waren ständig defekt. Die 
Treppenhäuser waren vermüllt. Die Außenanlagen bestanden im Wesentlichen aus un-
gepflegten Grünflächen ohne jeglichen Gebrauchswert, die durch Zäune unterteilt wa-
ren. Es gab keine Verbindung der Häuser untereinander. Es gab nur einen kleinen, he-
runtergekommenen Spielplatz. Die Parkdecks standen mit ausgeschlachteten und aus-
gebrannten Autos voll. In dem Viertel fehlten Freizeit-, Einkaufs- und Arbeitsmöglichkei-
ten. Es gab keine Anbindung über den öffentlichen Personennahverkehr an andere 
Stadtteile in Dietzenbach. 
 
Die 1.019 Wohnungen gehörten ca. 750 verschiedenen Eigentümern aus ganz Deutsch-
land und teilweise auch aus dem angrenzenden Ausland, die ihr Eigentum zu einem 
großen Teil an gewerbliche Mietverwalter abgegeben hatten, deren Maxime es war, 
Gewinne zu erwirtschaften. Viele dieser Eigentümer haben ihre Wohnungen kein einzi-
ges Mal gesehen.  
 
In der Folge zogen viele Menschen, die ein geringes oder gar kein Einkommen hatten, 
in die Wohnungen, insbesondere Migranten aus dem gesamten Rhein-Main-Gebiet. 
Verdichtete Bebauung, ausschließliche Nutzung für Mieter, mietfreies Wohnen und ein 
starker Zuzug von Migranten aus bildungsfernen Schichten bildeten die Keimzelle der 
beginnenden räumlichen und sozialen Segregation.  
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Das „Östliche Spessartviertel“: Die Großwohnanlage wurde zwischen 1970 und 1974 im 
sogenannten Bauherrenmodell errichtet – im Gegensatz zu vielen anderen Großwohn-
siedlungen also nicht im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus, sondern als Anlage- und 
Abschreibungsobjekt. Somit waren die Eigentümer verpflichtet, die Wohnungen zehn 
Jahre lang über einen gewerblichen Zwischenvermieter zu vermarkten. Die Wohnanla-
ge war wegen der damaligen Wirtschaftskrise schlecht zu vermarkten. Um Leerstand zu 
verhindern, vermieteten einige Eigentümer ein paar Monate mietfrei.  
 
Nun möchte ich Ihnen kurz die Menschen im Quartier und die Sozialstruktur vorstellen: 
Circa 3.500 Menschen wohnten in den fünf Hochhäusern, davon ungefähr 1.500 Kinder 
und Jugendliche. Circa 96 % der Menschen haben einen Migrationshintergrund. Die 
beiden größten Einwanderergruppen stammen aus der Türkei und aus Marokko. Viele 
Bewohner sind aus eher ländlichen und als bildungsfern definierten Milieus zugewan-
dert.  
 
Eine hohe Arbeitslosigkeit und der Bezug finanzieller Transferleistungen kennzeichnen 
die Lage im Quartier. Laut Bericht der Sozialplanung des Kreises Offenbach vom 
29.01.2007 beziehen ca. 25 % der Bewohner staatliche Hilfen. Fast ein Drittel hiervon wa-
ren Kinder unter 13 Jahren. Arme oder potenziell von Armut betroffene Personen kon-
zentrieren sich in hohem Maße in dem Quartier, weshalb man hier von einem räumlich 
und sozial segregierten Quartier sprechen kann.  
 
Ich möchte jetzt die Probleme und die Verwahrlosungserscheinungen auflisten, die in 
den Neunzigerjahren in der Wohnanlage zu verzeichnen waren: Die Wohnanlage und 
das gesamte Wohnumfeld waren Mitte der Neunzigerjahre von Verwahrlosung gekenn-
zeichnet. Die verdreckten Müllbehälter wurden, teilweise aus Angst vor Schaben und 
Kakerlaken, nicht benutzt. Stattdessen wurde der Müll über Balkone und Fenster ent-
sorgt. Die Kellerverschläge brannten oft. In leeren Wohnungen und im Keller übernach-
teten Obdachlose und illegal beschäftigte Bauarbeiter, meist aus Osteuropa.  
 
Auf den zweigeschossigen Parkdecks hinter den Hochhäusern standen Dutzende von 
ausgeschlachteten und ausgebrannten Autos. Sperrmüll wurde dort gelagert. Die Van-
dalismusschäden waren erheblich: Glasscheiben wurden eingeschlagen, Briefkästen 
eingetreten, und die Feuerlöscher in den Fluren wurden beschädigt oder gestohlen. Die 
Kriminalitätsrate, besonders unter Jugendlichen, war enorm hoch.  
 
Infolge der zunehmenden Verwahrlosung zog Mitte der Neunzigerjahre fast ein Drittel 
der Bewohner weg. Der Leerstand der Wohnungen wuchs beträchtlich: Es gab etwa 
200 leer stehende Wohnungen, was 20 % des Wohnungsbestands entspricht.  
 
Die Nebenkosten stiegen für die Mieter Mitte der Neunzigerjahre auf 12 DM/m2, was 
nahezu einer zweiten Miete entsprach. Viele Eigentümer und viele Mieter waren nicht 
mehr liquide, und es konnte in der Wohnanlage nicht mehr zwecks dringend erforderli-
cher Sanierungsmaßnahmen investiert werden. Die Folge war ein weiterer Verfall der 
Wohnanlage und des Wohnumfelds. Die Abwärtsspirale des Quartiers war nicht mehr zu 
übersehen, und die Dietzenbacher Bevölkerung mied es immer stärker. Das Wohnquar-
tier war von der restlichen Stadt nahezu abgehängt.  
 
Jetzt möchte ich Ihnen anhand einiger Bilder zeigen, wo sich das Ganze abspielte und 
noch abspielt. 
 

(Präsentation Fontaine siehe Anlage 1 – Folie 15: „Luftbildaufnahme ‚Östliches 
Spessartviertel’“) 
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Hinten sehen Sie die fünf Hochhäuser: zwei 17-geschossige, zwei 14-geschossige und ein 
neungeschossiges.  
 

(Fontaine Folie 16: „Luftbildaufnahme ‚Östliches Spessartviertel“ vor dem Hinter-
grund der ursprünglichen Kernstadt“) 

 
So sieht das Ganze vor dem Hintergrund der ursprünglichen Kernstadt aus.  
 

(Fontaine Folie 18: „Balkon statt Keller als Aufenthaltsort“) 
 
Einige Impressionen: Balkon statt Keller als Aufenthaltsort. 
 

(Fontaine Folie 19: „Defekte Klingelanlagen“) 
 
Die Klingelanlagen waren in allen Häusern komplett demoliert. Keine einzige Klingel 
funktionierte mehr.  
 

(Fontaine Folie 20: „Defekte Briefkastenanlagen“) 
 
Sämtliche Briefkastenanlagen waren kaputt. Die Post war nicht mehr zuzustellen.  
 

(Fontaine Folie 21: „Defekte Hintertüren“) 
 
So sahen die Hintertüren aus.  
 

(Fontaine Folie 22: „67 dunkle und verdreckte Flure“) 
 
Die 67 Flure waren zumeist verdreckt und absolut dunkel. Wenn Sie sich die Decke an-
schauen, stellen Sie fest, dass von dort Versorgungsleitungen herunterhängen. Die konn-
ten von Jugendlichen mit den Händen heruntergerissen werden. Hier bestand auch 
eine erhebliche Gefahr. 
 

(Fontaine Folie 23: „Treppengang“, Folie 24: „Treppengänge“ und Folie 25: „Ein-
gangsbereich und Hintertür“) 

 
Die Treppengänge waren völlig verwahrlost, wie man anhand dieser Bilder erkennen 
kann. 
 

(Fontaine Folie 26: „Störanfällige Aufzüge“) 
 
Die Aufzüge der Anlage waren ständig defekt. In diesen Hochhäusern sind die Aufzüge 
das Herz der Anlage. Wenn man Mitte der Neunzigerjahre erlebt hat, wie zu den Kern-
zeiten – 13 bis 13:30 Uhr – 40, 50 oder 60 Kinder, die aus der Schule nach Hause gekom-
men waren, vor den Aufzügen standen, die nicht funktionierten, oder wenn man das 
Pech hatte, irgendwo zwischen dem 16. und dem 17. Stockwerk eine halbe Stunde mit 
dem Lift stecken zu bleiben und mit zehn bis 15 Leuten sowie einigen Hunden festzusit-
zen, weiß man, wie schwierig die Situation dort war. Die Aufzüge waren ständig defekt.  
 

(Fontaine Folie 27: „Außenanlage und Parkdeck“) 
 
So sahen die Außenanlagen und die Parkdecks aus. Ich habe eben von den ausge-
brannten und ausgeschlachteten Autos gesprochen. Hier erhält man einen kleinen  
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Überblick darüber, wie es aussah. Wie unschwer zu erkennen ist, war das Außengelän-
de völlig verdreckt und hatte überhaupt keinen Spielwert mehr. 
 

(Fontaine Folie 28: „Außenanlage und Müllbehälter“) 
 
Der Müll wurde überall gelagert – meist nicht dort, wohin er gehörte. So sah es größten-
teils aus. 
 
Zu den Folgen der Segregation: Ein wesentliches Kriterium für eine gesellschaftliche In-
tegration ist die Einbindung in den Arbeitsmarkt. Da diese nur schwach entwickelt ist, 
auch aufgrund des relativ niedrigen Bildungs- und Qualifikationsniveaus, kommt der 
Bildung eine zentrale Rolle zu, zumal es teilweise erhebliche Sprachdefizite gibt. Wegen 
der beengten Wohnverhältnisse und der damit einhergehenden eingeschränkten Spiel- 
und Bewegungsmöglichkeiten haben die Kinder verstärkt Probleme mit der Motorik und 
leiden unter Konzentrations- und Aufmerksamkeitsdefiziten. Mit fehlender Qualifikation 
und hoher Arbeitslosigkeit steigt das Risiko der Ausgrenzung, und somit sinkt die Chance 
auf eine gesellschaftliche Integration.  
 
Ich möchte nun zu dem Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“ kommen und kurz über 
die Sanierungsmaßnahmen in dessen Rahmen berichten. Die Stadt Dietzenbach ist im 
Jahr 1999 als eine der ersten hessischen Kommunen in das Bund-Länder-Programm „So-
ziale Stadt“ aufgenommen worden. Es wurde in den ersten Jahren eine wesentliche 
Verbesserung der Wohn- und Lebensbedingungen erreicht. Ich werde das nachher 
anhand einiger Bilder dokumentieren. 
 
Zunächst einmal sind die Eingänge komplett neu gestaltet worden. Die Klingelanlagen 
wurden erneuert. Es wurden neue Briefkastenanlagen installiert. Die Foyers sind mit neu-
en Lichtbändern ausgestattet worden. Im Erdgeschoss wurden Conciergeräume einge-
richtet, und in den Eingangsbereichen sowie in den Foyers wurden Videoüberwa-
chungssysteme installiert. Durch diese Maßnahmen konnte der Vandalismus einge-
dämmt werden, und die Sicherheit in der Wohnanlage wurde stark verbessert.  
 
Im Rahmen weiterer Sanierungsmaßnahmen wurden in den ersten drei Etagen der fünf 
Hochhäuser die Fußböden und die Decken erneuert sowie neue, hellere Lampen instal-
liert. Die Wände wurden hell gestrichen. Die ersten sieben der zwölf Aufzuganlagen 
wurden saniert. 
 
Das Wohnumfeld wurde komplett umgestaltet. Dies war nur dadurch möglich, dass sich 
die Stadt Dietzenbach das Außengelände von der Eigentümergemeinschaft per Ver-
trag bis Ende 2013 übertragen ließ. Von 1999 bis 2013 ist also die Stadt für die Außenan-
lage verantwortlich. Das war die Voraussetzung, um überhaupt eine Umgestaltung vor-
nehmen zu können und zu dürfen.  
 
Das Wohnumfeld wurde 2001/2002 in einem Partizipationsverfahren unter Einbeziehung 
von Kindern und Jugendlichen komplett umgestaltet. Die Zäune zwischen den Häusern 
wurden entfernt, und auf den so geschaffenen Freiflächen wurden kleine Hügel ange-
legt sowie Bäume und Sträucher gepflanzt. Neue Wege von Haus zu Haus wurden an-
gelegt, und naturnahe Kinderspielplätze entstanden auf der gesamten Freifläche vor 
und hinter den Häusern. Es entstand eine richtige Spiellandschaft. Weiterhin wurden 
überdachte Sitzgruppen für Erwachsene geschaffen.  
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Die zweigeschossigen Parkhäuser hinter den Häusern wurden mit einer Beleuchtung 
versehen, um eine soziale Kontrolle herzustellen. Die Schrottfahrzeuge wurden konse-
quent abgeschleppt.  
 
Das durch starken Wildwuchs gekennzeichnete Gelände auf der anderen Straßenseite 
der Hochhäuser wurde 2002 von der Stadt Dietzenbach erworben. Es wurde in den Fol-
gejahren gerodet und bekam eine beleuchtete und leicht bepflanzte Durchwegung zu 
zwei angrenzenden Kindertagesstätten. Auch das möchte ich anhand einiger Bilder 
dokumentieren. 
 

(Fontaine Folie 35: „Sanierter Eingangsbereich und sanierte Hintertür“ und Folie 
36: „Sanierte Hintertüren“) 

 
Das sind die neu gestalteten Eingangsbereiche und die sanierten Hintereingänge. 
 

(Fontaine Folie 37: „Sanierte Klingelanlage“ und Folie 38: „Sanierte Klingelanla-
gen und Briefkästen“) 

 
Die Klingelanlagen mussten komplett erneuert werden. Es sind überall neue Briefkasten-
anlagen installiert worden. Das war 2002/2003. Ich habe die Wohnanlage gestern be-
sucht. Die Briefkastenanlagen sind immer noch in demselben guten Zustand wie vor 
nahezu zehn Jahren.  
 

(Fontaine Folie 39: „Sanierte Aufzüge“) 
 
Die Aufzüge sind mittlerweile alle saniert worden. Es ist also möglich, in relativ kurzer Zeit 
vom Erdgeschoss ins 17. Stockwerk zu gelangen, und zwar störungsfrei.  
 

(Fontaine Folie 40: „Sanierte Flurbereiche“) 
 
Auch die Flurbereiche sind mittlerweile komplett saniert worden. Sie wurden hell und 
freundlich gestrichen. Die Beleuchtung ist wesentlich verbessert worden, was auch das 
Sicherheitsgefühl der dort lebenden Menschen stark erhöht hat. 
 

(Fontaine Folie 42: „Beispiel eines Balkons nach der Sanierung“) 
 
Das ist ein Beispiel für einen Balkon nach der Sanierung. Es sieht jetzt natürlich nicht  
überall so aus, aber es gibt hin und wieder solche Beispiele. Außerdem sind Keller einge-
richtet worden, sodass die Menschen jetzt – jedenfalls größtenteils – die Möglichkeit ha-
ben, dort die Sachen zu lagern, die sie nicht brauchen.  
 

(Fontaine Folie 43: „Sanierte Außenanlage mit Spielbereich“, Folie 44: „Saniertes 
Außengelände und Spielbereich“ und Folie 45: „Sanierte Außenanlage mit Spiel-
geräten und Unterständen“) 

 
Zu den Außenanlagen. Sie werden erkennen können, dass eine wirklich schöne Spiel-
landschaft entstanden ist: komplett vor und hinter den fünf Hochhäusern. Die Außenan-
lage befindet sich immer noch in einem sehr guten Zustand. Sie wird von Kindern lie-
bend gern genutzt. Da wir Unterstände geschaffen haben, findet man in den Sommer-
monaten auch verstärkt Mütter dort, die sich da unterhalten und besser auf ihre Kinder 
aufpassen können.  
 

(Fontaine Folie 46: „Sanierte Wertstoffinsel“) 
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Mittlerweile gibt es sogenannte Wertstoffinseln. Die Anlage ist nicht mehr vermüllt, son-
dern befindet sich in einem nahezu normalen Zustand.  
 
Nun zu den Verbesserungen der individuellen Lebenschancen. Zur Verbesserung der 
sozialen, kulturellen, bildungs- und freizeitbezogenen Infrastruktur wurde Anfang 2004 
ein sogenannter Stadtteiltreff in einer Dreizimmerwohnung in einem der Hochhäuser 
eingerichtet. Es gibt Mutter-Kind-Spielbereiche. Neben einer internationalen und einer 
marokkanischen Frauengruppe treffen sich dort Frauen zu Deutschkursen, und es wer-
den seitens der Stadt Beratung und Formularhilfen angeboten. Auch Integrationslotsin-
nen werden dort ausgebildet. 
 
Wir haben 2001 zwei Streetworker eingestellt und bieten in einer Zweizimmerwohnung 
soziale Beratung und individuelle Hilfen an. Daneben gibt es auch Gruppenangebote, 
meistens Sportangebote. Dafür bietet sich eine nahe gelegene Turnhalle an. Der Mit-
ternachtssport findet alle 14 Tage in einer Halle beim Wohnquartier statt. Ein sozialpä-
dagogisch begleitetes „Box-Projekt“ für ca. 70 Jugendliche hauptsächlich aus dem 
Wohnquartier wird seit 2009 in einer angemieteten Halle durchgeführt. Erste Erfolge bei 
der Ausbildung bzw. bei der Eingliederung in den Arbeitsmarkt sind zu verzeichnen.  
 
Das Beispiel Offenbach lässt grüßen. Frau Simon, wir haben ein bisschen bei Ihnen ab-
gekupfert. Aber wenn das der Sache dient, ist es in Ordnung.  
 
Wir haben 2007 einen Quartiersmanager eingestellt, der auf die Bedürfnisse der Men-
schen vor Ort eingeht und diverse Projekte initiiert und begleitet: Ausbildung von Integ-
rationslotsinnen, Informationsveranstaltungen, Bewohnerfeste und Ähnliches.  
 
Wir haben den Einsatz unserer Schulsozialarbeiter und Schulsozialarbeiterinnen erheblich 
verstärkt. Mittlerweile gibt es an allen Schulen in Dietzenbach Schulsozialarbeit. Träger ist 
die Stadt Dietzenbach. Wir haben die Hausaufgabenhilfen ausgebaut. Mittlerweile bie-
ten wir täglich für 360 Kinder Hausaufgabenhilfen an.  
 
Die Sprachförderungsangebote in den drei am Wohnquartier gelegenen Kindertages-
stätten haben wir erheblich ausgebaut. Seit 2003 – seit es das Programm der Landesre-
gierung gibt – sind wir daran beteiligt. Mittlerweile geben wir gemeinsam mit dem Land 
pro Jahr 135.000 € für externe Sprachförderungsangebote aus. Wir haben außerdem 
die Sprachangebote für die Mütter der Kinder, die bei uns betreut werden, erheblich 
ausgeweitet. Mittlerweile nehmen etwa 125 Mütter an unseren Sprachangeboten teil.  
 
Ich leite nun zu dem Punkt „Auswertung, Ausblick und Empfehlungen“ über. Die Ver-
zahnung des Maßnahmenkatalogs in sozialer und baulicher Hinsicht trug Früchte. Die 
Verslumung der Wohnanlagen und die Abwärtsspirale konnten gestoppt werden. Die 
Lebensumstände der Bewohner konnten stark verbessert werden. Wie ich eben schon 
sagte, befindet sich die Wohnanlage mittlerweile in einem normalen und ordentlichen 
Zustand, der dem vergleichbarer Hochhäuser in anderen Städten entspricht.  
 
Die Kriminalitätsrate konnte fast um die Hälfte gesenkt werden, auch durch die verstärk-
te Präsenz sowie vertrauensbildende und präventive Maßnahmen der Polizei. So ist z. B. 
ein Kontaktbeamter im Quartier unterwegs.  
 
Die Maßnahmen auf dem sozialen Sektor habe ich eben schon vorgestellt: z. B. verstärk-
te Sprachförderung in den Kitas, Sprachkurse für Frauen, Ausbildung von Integrations- 
und Elternlotsinnen, Durchführung von Dutzenden von Mikroprojekten im Rahmen des 
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Programms „Stärken vor Ort“, ehemals LOS, und von ausgezeichneten HEGISS-
Projekten. Das führte zu einer Befriedung der sozialen Situation.  
 
Die Anzahl der im Quartier lebenden Menschen ist innerhalb von zwölf Jahren um ca. 
25 % gesunken. Derzeit leben nur noch etwa 2.800 Menschen dort. Sie werden sich dar-
an erinnern, dass Mitte der Neunzigerjahre 3.800 Menschen dort gelebt haben. Daraus 
folgert, dass die Wohnungen größtenteils nicht mehr überbelegt sind. Der Wohnungs-
leerstand – anfangs 20 % – beträgt heute ca. 8 %. Für eine Wohnanlage dieses Zu-
schnitts ist das eine normale Quote. 
 
Die Geburtenrate ist in Dietzenbach mittlerweile stark rückläufig – entgegen gegenteili-
ger Prognosen. Ich erinnere an die Bertelsmann Stiftung, die erklärt hat, Dietzenbach 
würde erst ab dem Jahr 2020 mit Geburtenrückgängen zu rechnen haben. Statt 400 
Geburten – das war der übliche Wert der vergangenen zwei Jahrzehnte – wurden 2010 
nur noch 303 gemeldet. Das waren also rund 100 Kinder weniger als früher. Auch im 
„Östlichen Spessartviertel“ wird das zu einem weiteren Rückgang der Bevölkerungszah-
len führen. 
 
Mittelfristig wird es dadurch auch zu einer Verringerung der Anzahl der zu betreuenden 
Kinder pro Gruppe in den Kindertagesstätten kommen, was zu einer Qualitätssteigerung 
mit den entsprechenden Auswirkungen auf Schul- und Berufsabschlüsse führen wird. 
Das Mitte 2011 seine Arbeit aufnehmende, in unmittelbarer Nähe des Wohnquartiers 
gelegene Bildungshaus wird mit einer Bündelung von Angeboten für Kinder, Jugendli-
che und Erwachsene sicherlich mittelfristig das Bildungsniveau heben.  
 
Ich fasse zusammen: Aus einem abgehängten Stadtteil wird ein Stadtteil, der sich auf 
dem Weg der Eingliederung und der Integration befindet. 
 
Aber es ist mit Risiken nach der Beendigung des Programms „Soziale Stadt“ zu rechnen. 
Das Programm läuft Ende des Jahres 2011 aus. Die Verstetigungsphase ist dann been-
det. Die Finanzierung der Stelle des Quartiersmanagers steht in den Sternen. Die Finan-
zierung der Beteiligungsprojekte HEGISS und „Stärken vor Ort“ ist nicht gesichert. Die 
fehlende Finanzierung weiterer erforderlicher baulicher Investitionen – es geht um brö-
ckelnde Fassaden, undichte Flachdächer, marode Wasserleitungen und die Pflege der 
Spielplätze – ist zur Kenntnis zu nehmen.  
 
Ich sprach eben von der Abwärtsspirale, die wir aufhalten konnten. Sie könnte wieder 
beginnen, sich zu drehen. Weitere finanzielle Mittel der öffentlichen Hand sind dringend 
erforderlich, um dieses Risiko zu minimieren und die Integration des Stadtteils „Östliches 
Spessartviertel“ und der dort lebenden Menschen weiter zu fördern.  
 
Ich will noch auf einige, wie ich es genannt habe, Webfehler bei der Sanierung und auf 
die Empfehlungen zu sprechen kommen. Die Eigentumsverhältnisse in der Anlage ma-
chen es außerordentlich schwer – derzeit haben wir, ausgehend von ursprünglich 750, 
noch 650 Eigentümer in dieser Anlage –, die dort lebenden Menschen in die Sanie-
rungsmaßnahmen einzubeziehen. Die Eigentümer repräsentieren die Bewohnerschaft 
nur in geringem Maße, haben aber das Sagen.  
 
Mitbestimmung und Partizipation eines Großteils der Menschen konnten kaum umge-
setzt werden. Die Männer haben sich hier nahezu komplett verweigert. Ein direkter Aus-
tausch zwischen den Repräsentanten der Stadt und der Bewohnerschaft fand nur spo-
radisch statt. Das führte dazu, dass sich die Bewohner oft nicht ernst genommen fühlten 
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– und auch noch nicht fühlen. Ein Großteil der im Quartier lebenden Menschen ist nicht 
wahlberechtigt und somit politisch nahezu ausgegrenzt.  
 
Um die Situation im „Östlichen Spessartviertel“ nachhaltig zu verbessern und der Aus-
grenzung entgegenzuwirken, bedarf es einer stärkeren Einbindung der Menschen in 
allen Bereichen des öffentlichen Lebens. Ich denke, es müssen Beteiligungsgremien ge-
schaffen werden, die der Aktivierung von Selbsthilfe und letztlich auch der Übertragung 
von Kompetenzen und Verantwortung auf die betroffene Bürgerschaft dienen müssen.  
 
 
Vorsitzender: Ich darf zu Fragen oder Stellungnahmen einladen. – Herr Tipi, bitte. 
 
 
Abg. Ismail Tipi: Herr Fontaine, vielen herzlichen Dank für die Informationen. Ich habe 
einige kurze Fragen und möchte auch eine Einladung aussprechen. Es geht mir darum, 
zu erfahren, wie zurzeit die Eigentümerverhältnisse aussehen, nicht nur im Spessartviertel, 
sondern in der gesamten Stadt Dietzenbach. Wie viele Migranten besitzen schon Eigen-
tumswohnungen oder Häuser? Wie entwickelt sich diese neue Bewegung? Gibt es eine 
Verbesserung, wenn Menschen Eigentümer werden? Gibt es Unterschiede zwischen 
Eigentümern und Mietern, auch was die sozialen Probleme und die Kriminalität betrifft?  
 
Ist auch dieses Problem nach den Sanierungsma0nahmen im Spessartviertel gelöst 
worden? Wie anfällig für kriminelles Verhalten sind die Menschen dort im Vergleich zu 
früher? Das heißt: Wie hat sich die Kriminalitätsrate entwickelt? 
 
Außerdem interessiert mich, wie die Stadt bei verantwortungslosen Eigentümern vor-
geht. Ich denke insbesondere an die Eigentümer einiger Hochhäuser in der Stadt, die 
zwar schön fleißig die Mieten kassieren, aber nichts in die Häuser investieren, sodass sie 
verwahrlosen.  
 
Was für eine soziale Kontrolle übt der Staat eigentlich in diesen Vierteln aus? Was wird 
dagegen getan? Was hat man noch vor, um die soziale Kontrolle zu verstärken? 
 
Dann möchte ich eine Einladung an die gesamte Enquetekommission aussprechen. Wir 
sprechen in der Enquetekommission über Integration und Migration sowie über die vor-
handenen Probleme und Lösungsvorschläge. In Dietzenbach herrschen Zustände, die 
wir uns vielleicht einmal direkt anschauen sollten. Es gibt dort Kindergärten, die zu 100 %  
von Kindern mit Migrationshintergrund besucht werden. 98 % der Schülerinnen und 
Schüler der Sterntalerschule haben einen Migrationshintergrund.  
 
Ich schlage vor, dass die Enquetekommission eine der nächsten Sitzungen in Dietzen-
bach veranstaltet und mit dem Verantwortlichen – mit dem Herrn Staatssekretär oder 
vielleicht auch mit Herrn Fontaine – eine Begehung macht, um die Probleme, über die 
wir hier seit Monaten reden, direkt vor Ort zu erfahren. Ich bewirte gern jeden, der vor 
Ort ist. Sie sind auch meine Gäste.  
 
 
Herr Fontaine: Zunächst zur Eigentümerstruktur. Die Anzahl der sogenannten selbst nut-
zenden Eigentümer in der Wohnanlage konnte erheblich gesteigert werden. Anfang bis 
Mitte der Neunzigerjahre gab es 150 Eigentümer, die dort auch wohnten. Seit 2001 bis 
2003 – um den Dreh herum – haben wir durch Beratungsgespräche und auch durch 
Gespräche mit den Vertretern von Banken dafür gesorgt, dass mittlerweile rund 250 
selbst nutzende Eigentümer dort wohnen.  
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Herr Tipi, in aller Regel ist es so, dass die Leute, die dort Eigentum besitzen, mit der Anla-
ge insgesamt wesentlich pfleglicher umgehen als die Mieter. Deswegen war es auch 
unser Bestreben, die Zahl der selbst nutzenden Eigentümer weiter zu erhöhen. Das ist uns 
aber nicht gelungen. Die Banken spielen größtenteils nicht mit.  
 
Zur Kriminalitätsrate. Ich sagte eben schon, dazu gibt es verlässliche Zahlen vonseiten 
der Polizei. Die Kriminalitätsrate im Quartier konnte halbiert werden. Herr Kolmer, Sie ha-
ben die Zahlen; mir liegen sie jetzt nicht vor. 
 
 
Herr Kolmer: Wir hatten 2006 noch 1.593 Straftaten, die den Bürger tangieren. Das sind 
Raubüberfall, Handtaschenraub, Straßenraub, Vergewaltigung, Körperverletzung, Au-
todiebstahl, Fahrraddiebstahl und Wohnungseinbruch. Ende 2009 hatten wir noch 753 
solche Straftaten. Die Zahlen aus dem Jahr 2010 kenne ich noch nicht. Sie beziehen sich 
auf die ganze Stadt, nicht nur auf das Quartier.  
 
 
Herr Fontaine: Dann gab es die Frage nach den verantwortungslosen Eigentümern. Was 
können wir machen? – Herr Tipi, wir können relativ wenig tun. Es gibt eine Hand voll so-
genannter Großeigentümer, die dort bis zu 30 Wohnungen besitzen und davon auch 
leben. Wir haben keine rechtliche Handhabe. Wenn vonseiten der Eigentümergemein-
schaft nicht in die Anlage investiert wird, lässt sich das vonseiten der Stadt zunächst 
einmal nicht beeinflussen.  
 
Wir haben aufgrund des Instrumentariums der Wohnungsgesellschaft – ich bin einer der 
beiden Geschäftsführer – natürlich die Möglichkeit, in den Eigentümerversammlungen 
für bauliche und soziale Verbesserungen zu werben. Aber wir besitzen nur 92 von 1.019 
Wohnungen. Das heißt, wir selbst haben nicht die Mehrheit. Wir sind auf Verbündete 
angewiesen. Es ist immer ein kräftiges und heftiges Ringen, diese Mehrheiten herzustel-
len; denn die Interessen der Stadt sind nicht immer kongruent mit denen der Eigentü-
mer. Einiges konnte bewirkt werden. Aber man muss auch sehen, dass die Stadt hin und 
wieder keine Mehrheit bekommt.  
 
 
Abg. Alexander Bauer: Ich mache es kurz. Dietzenbach ist ein Beispiel für eine Situation, 
wie es sie wahrscheinlich in vielen anderen Städten in Hessen bzw. in ganz Deutschland 
gibt. Deshalb ist meine Frage: Welche dieser Probleme lassen sich generalisieren, sind 
also nicht für Dietzenbach spezifisch? Ich denke, die Schilderung der Situation in diesen 
verdichteten Wohnquartieren mit den genannten Problemen trifft auch auf andere 
Städte zu. Von daher verstehe ich Dietzenbach mit all diesen Entwicklungen als Para-
digma, von dem man sowohl die negativen Tendenzen als auch die positiven Schritte 
ableiten kann. Sehen Sie das ähnlich? Oder sehen Sie irgendwo lokalspezifische Ent-
wicklungen, die man nicht verallgemeinern kann? 
 
Sie haben darüber gesprochen, dass gewisse Faktoren Auswirkungen haben. Herr Tipi 
hat gesagt, es gibt Kindertagesstätten, die zu 100 % von Migrantenkindern besucht 
werden, und Schulen, in denen das in ähnlicher Größenordnung der Fall ist. Das ist die 
logische Konsequenz dieser Quartiersentwicklung. Ergeben sich daraus auch Folge-
probleme, z. B. dass die ursprünglichen Dietzenbacher diese Institutionen meiden und 
für ihre Kinder bewusst andere wählen? Fängt man sich – ich formuliere es ein bisschen 
flapsig – durch diese Häufung also Folgeprobleme ein? 
 



Sz – 13 – EKM/18/13 – 25.02.2011 
 
 
Die entscheidende Frage ist: Sie kurieren an den Symptomen einer Krankheit, die Sie 
durch die Stadtentwicklungspolitik in der Vergangenheit geerbt haben. Welche Konse-
quenzen ergeben sich daraus generell für eine künftige Quartiers- oder Stadtpolitik? Wir 
werden die Städte sicherlich nicht mehr so flächendeckend weiterentwickeln. Aber im 
Kleinen, nämlich bei einem Stadtumbau oder auch einem Stadtrückbau aufgrund der 
demografischen Entwicklung, müsste man aus diesen Fehlentwicklungen der Vergan-
genheit konkrete Handlungsempfehlungen ableiten können. Deshalb ist meine Frage 
an Sie: Welche Lehren haben Sie in Bezug auf die Stadtplanung aus dieser Entwicklung 
gezogen, und was können Sie uns mit auf den Weg geben? 
 
 
Herr Fontaine: Einzigartig ist in Dietzenbach sicherlich die Eigentümerstruktur. Sie werden 
es nirgendwo sonst in Deutschland finden, dass eine solche Wohnanlage im Grunde 
genommen von 650 Eigentümern beherrscht wird – um es einmal so zu sagen. Wir ha-
ben sicherlich noch größere Wohnanlagen in Deutschland. In dem Zusammenhang 
denke ich z. B. an Bremen. Aber dort haben einige wenige Baugesellschaften das Sa-
gen. Mit ihnen kann man relativ rasch verhandeln. In Bremen ist dann auch eine ganze 
Menge passiert. Ich darf daran erinnern, dass dort in großem Umfang Wohnraum abge-
rissen wurde. Diesen Abriss hat man großflächig vorgenommen. Das Quartier ist ganz 
einfach verkleinert worden. Das war in Bremen möglich.  
 
In Dietzenbach ist das nicht möglich. Bei einer Eigentümerstruktur, die dadurch gekenn-
zeichnet ist, dass es 650 Eigentümer gibt, die nicht unter einen Hut zu bringen sind, geht 
das schlicht nicht, es sei denn, es kommt zu einer massenhaften Enteignung. Das bräch-
te Probleme mit sich und wäre sicherlich nicht von heute auf morgen umzusetzen – wir 
haben das Szenario einmal durchgespielt –, sondern würde Jahrzehnte dauern, sofern 
es überhaupt machbar wäre. Diese Eigentümerstruktur dürfte einzigartig sein. 
 
Wir haben schon Überlegungen angestellt, noch etwas stärker in den Ankauf von Woh-
nungen einzusteigen, um das Stimmengewicht der Stadt zu erhöhen. Allerdings wäre es 
nicht mit zehn oder 20 Wohnungen getan, sondern man müsste einige Hundert Woh-
nungen kaufen, um Mehrheiten zu bekommen, stärkeren Einfluss zu gewinnen und 
Maßnahmen umsetzen zu können. Das brächte natürlich auch finanzielle Probleme mit 
sich.  
 
Was die Kindertagesstätten anbelangt: Im Schnitt haben 80 % der Kinder in unseren 
Kindertagesstätten einen Migrationshintergrund.  
 

(Abg. Alexander Bauer: In der ganzen Stadt?) 
 
– Ja, flächendeckend, in der ganzen Stadt. Von daher stellt sich die Frage, die Sie for-
muliert haben, eigentlich nicht mehr. Das erübrigt sich.  
 

(Abg. Alexander Bauer: Und die Konsequenzen für die Stadtplanung?) 
 
– Ich bin ganz sicher, dass in Dietzenbach kein einziges Hochhaus mehr gebaut wird.  
 
 
Abg. Gerhard Merz: Ich nehme die Einladung zu einem Besuch in Dietzenbach gern an. 
Ich habe mir die dortigen Verhältnisse in der Anfangsphase des Programms „Soziale 
Stadt“ einmal angeschaut und mir gedacht, dass ich bei allen Problemen, die wir in 
Gießen in der Nordstadt haben – wir waren in der ersten Runde ebenfalls dabei – in 
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Dietzenbach, was das betrifft, nicht verantwortlich sein möchte; denn die Eigentümer-
struktur produziert dort in der Tat ganz besondere Probleme. 
 
Das ist auch ein Teil meiner ersten Frage. Die Beziehungen zwischen einem Mieter und 
einem Vermieter sind das eine. Das andere ist: Sie haben darauf hingewiesen, dass die 
Masse der Mieter der Wohnungen im Grunde von sozialen Transferleistungen gelebt 
hat. Mit anderen Worten: Die Mieten haben früher die Sozialämter übernommen; heute 
sind es die SGB-II-Behörden. Welche Rolle haben sie eigentlich bei der Entstehung des 
Problems gespielt? Man muss schließlich eine Mietkostenübernahmeerklärung abge-
ben.  
 
Es wäre auch denkbar gewesen, zu sagen: Wir erkennen, dass sich hier etwas zusam-
menbraut, und wir geben dafür keine Mietkostengarantieerklärung mehr ab, sondern 
wir sehen zu, dass die Leute woanders eine Wohnung bekommen. – Wir wissen, welche 
Rolle die Obdachlosenbehörden bei der Entstehung der klassischen sozialen Brenn-
punkte gespielt haben. Was Gießen angeht, kann ich Ihnen drei Lieder davon singen. 
Welche Rolle haben sie gespielt, und hat es eigentlich jemals Versuche gegeben, dort 
anzusetzen? 
 
Das ist eine der Lehren, die daraus zu ziehen wären: zu untersuchen, wie sich Sozialver-
waltungen und Übernehmer von Transferleistungen in solchen Prozessen zu verhalten 
haben. Ist beispielsweise das starre Festhalten an Mietobergrenzen eine vernünftige Po-
litik, auch unter dem Aspekt von – je nachdem, wie Sie wollen – sozialer Investition oder 
sozialer Prävention? 
 
Zweite Frage. Wer hat am Ende – das ist mir nicht ganz klar geworden – eigentlich die 
Investitionen in den Gebäuden bezahlt? Die Mittel des Programms „Soziale Stadt“ wer-
den sozusagen nur bis zur Außenhaut eines Gebäudes eingesetzt, im Gebäude selbst 
nicht mehr. Alles, was drinnen gemacht wird – das war immer die Grundlogik –, muss 
von dem jeweiligen Hausbesitzer oder Wohnungseigentümer finanziert werden. Mir ist 
nicht ganz klar geworden, wie das in Dietzenbach finanziert worden ist. Das ist auch im 
Interesse der Fortsetzung des Prozesses eine spannende Frage. 
 
Dritte Frage. Sie haben zu Recht darauf hingewiesen, dass die sozialen Standorte, die 
ausfinanziert sind – aber natürlich vor allen Dingen die, bei denen der Prozess jetzt im 
Gang ist –, unter dem Auslaufen beziehungsweise unter den drastischen Kürzungen des 
Programms zu leiden haben. Was wären denn Ihre Anforderungen an einen Standort, 
der im Grunde schon ausfinanziert ist? Sie haben das schon angedeutet. Können Sie es 
noch etwas vertiefen? 
 
 
Herr Fontaine: Zunächst einmal möchte ich darauf hinweisen, dass die Stadt Dietzen-
bach nicht Träger der Sozialhilfe ist. Sozialhilfeträger ist der Kreis Offenbach. Das macht 
die Sache nicht gerade einfach. Die Stadt Dietzenbach hat – das mag Anfang der 
Neunzigerjahre gewesen sein – die Sozialhilfe an den Kreis redelegiert. Damit haben wir 
den direkten Einfluss auf die Belegung in den Hochhäusern im Grunde genommen ver-
loren. Das war, im Nachhinein gesehen, ein Fehler. Der Einfluss der Stadt auf den Kreis ist 
nicht so stark, als dass wir dort tatsächlich darauf hinwirken könnten, die Zuweisung an-
ders zu organisieren. 
 
Allerdings – das lässt hoffen – sind wir im Rahmen der Arbeitsgruppe „Östliches Spessart-
viertel“ jetzt mit Landrat Quilling ins Gespräch gekommen. Herr Kolmer, wir saßen gera-
de in der vorigen Woche mit ihm und anderen, auch mit Vertretern von „Pro Arbeit“, 
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zusammen, um über ein gemeinsames Handeln zu sprechen und unsere Maßnahmen 
zu koordinieren. Daran mangelte es in der Vergangenheit leider. 
 

(Abg. Gerhard Merz: Ich hatte noch zwei andere Fragen!) 
 
– Die Antwort wollte ich umgehen. – Sie haben mit Ihrer Aussage, dass in den Häusern 
im Rahmen des Bund-Länder-Programms nichts finanziert werden darf, grundsätzlich 
recht. Aber wie so oft im Leben gibt es auch Ausnahmen. Eine dieser Ausnahmen ist im 
„Östlichen Spessartviertel“ gemacht worden. Natürlich ist das in Absprache mit dem 
Wirtschaftsministerium erfolgt. Reicht das aus? 
 

(Abg. Gerhard Merz: Ja!) 
 
 
Vorsitzender: Sind damit Ihre letzten beiden Fragen beantwortet? 
 
 
Abg. Gerhard Merz: Ich möchte noch etwas über die Perspektive des Programms „Sozi-
ale Stadt“ wissen. 
 
 
Herr Fontaine: Was die Perspektive des Programms „Soziale Stadt“ betrifft – ich bin eben 
schon kurz darauf eingegangen –: Ende 2011 ist bei uns die Sache zu Ende. Wir haben 
im Moment keine Perspektive in diesem Bereich. Wir hoffen, dass ein neues, vergleich-
bares Programm aufgelegt wird, an dem wir partizipieren können. Ansonsten kann, wie 
ich eben schon sagte, die Abwärtsspirale, die wir aufhalten konnten, wieder anfangen, 
sich zu drehen. Das ist meine Befürchtung. Dieses Risiko haben wir im Augenblick. 
 
 
Sachv. Dr. Stefan Luft: Ich habe zwei Fragen. Zum einen haben Sie erwähnt, dass Sie 
über den Ankauf von Wohnungen nachdenken. Was allerdings die Übertragbarkeit auf 
andere Städte betrifft: Ich beobachte, dass in den meisten Städten der Prozess in ent-
gegengesetzter Richtung verläuft, sprich: Es wird öffentlicher Wohnraum privatisiert. Die 
Steuerungsmöglichkeiten werden dadurch geringer.  
 
Zum anderen habe ich eine Frage zu den Besitzverhältnissen in dieser Hochhaussied-
lung. Sie haben anfangs gesagt, es habe einen hohen Leerstand gegeben. Aber ein 
hoher Leerstand korrespondiert nicht mit den Gewinnerzielungsinteressen der Eigentü-
mer. Mich würde interessieren, warum man das auch vonseiten der Eigentümer hat lau-
fen lassen.  
 
Sie haben gesagt, es sei schwierig gewesen, da Sie weniger als 10 % der Wohnung be-
säßen. Sie haben aber in den Gebäuden Sanierungsmaßnahmen durchgeführt. Haben 
Sie Mehrheitsbeschlüsse herbeigeführt, oder haben Sie gesagt: Wir sozialisieren die Sa-
nierungskosten, aber es bleibt dabei, dass die erzielten Gewinne privatisiert werden“? 
Sprich: Die Besitzer mussten zu der Sanierung nichts beitragen. Das kann man sich auch 
denken. 
 
 
Herr Fontaine: Die Sanierungsmaßnahmen bezogen sich innerhalb der Häuser aus-
schließlich auf die sogenannten Gemeinschaftsflächen, nicht auf die Wohnungen. Bei 
den Sanierungsmaßnahmen innerhalb der Häuser mussten die Eigentümer 70 % der Kos-
ten übernehmen. Das heißt, das ist nicht zu 100 % über das Programm „Soziale Stadt“ 
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finanziert worden – in meinem Vortrag ist das wohl zu kurz gekommen –, sondern 70 % 
des Betrags mussten von den Eigentümern zunächst einmal bereitgestellt werden. Erst 
dann sind wir von der öffentlichen Hand hinzugekommen und haben komplementär 
den Rest beigesteuert. Die Eigentümer waren also mit im Boot. 
 
Allerdings waren die Eigentümer bei der Sanierung des Außengeländes, von der ich 
eben gesprochen habe, komplett außen vor. Es hat damals übrigens 1,2 Millionen DM 
gekostet, um es so herzurichten, wie ich es Ihnen präsentiert habe. Sanierung und Fi-
nanzierung wurden zu 100 % von der öffentlichen Hand übernommen.  
 
Kurz zu den Eigentümern. Ehrlich gesagt, ich kann Ihre Frage nicht beantworten. Die 
Eigentümer kommen und gehen. Es gibt nur ganz wenige, die über einen längeren Zeit-
raum mit dieser Anlage zu tun haben: Man kauft an, behält die Wohnung drei, vier oder 
fünf Jahre, verdient Geld, verkauft wieder und wird nicht mehr gesehen. Ein Gespräch 
mit den Eigentümern kommt eigentlich nur sporadisch zustande. Man sieht sich im Lau-
fe des Jahres nur einmal – wenn es hochkommt, zweimal – bei den Eigentümerver-
sammlungen. Ansonsten sieht man sich nicht. Die Menschen kommen aus Stuttgart, 
Bremen oder von sonst wo. Da existieren keine direkten Kontakte. Es gibt nur einige we-
nige, die im Einzugsbereich der Wohnanlage wohnen, z. B. in Frankfurt, mit denen man 
hier und da ins Gespräch kommt. Aber die anderen entziehen sich. Von daher kann ich 
Ihnen diese Frage einfach nicht beantworten.  
 
 
Vorsitzender: Ist es nicht so, dass bei diesem Finanzierungsmodell die Verluste, die zu-
gewiesen wurden – das ist ein System, das es heute so nicht mehr gibt –, das Aus-
schlaggebende waren, während die Mieteinnahme an sich ein Zusatzgewinn war? 
 
 
Herr Fontaine: Ja, das ist so. 
 
 
Vorsitzender: Wenn das so ist, ist die fehlende Motivation nachvollziehbar. Das war eine 
steuerlich ohnehin falsche Steuerungsstruktur, die zu solchen Ergebnissen führen musste. 
Wenn die Verlustzuweisungen zu hoch werden, kommen falsche Interessen ins Spiel. 
 
 
Abg. Mürvet Öztürk: Herr Fontaine, erst einmal herzlichen Dank für die sehr ausführliche 
Darstellung, wie die öffentliche Hand doch Entwicklungen auffangen kann und teilwei-
se auch auffangen muss, die der private Eigentümer anscheinend vernachlässigt hat. 
Wir denken zwar, Eigentum verpflichtet; in dem Fall ist das aber anscheinend nicht so.  
 
Für mich ist es wichtig, etwas über die Investitionen zu erfahren. Sie haben erwähnt, 
dass das Außengelände mit 1,2 Millionen DM saniert wurde. Ich möchte wissen, wie viel 
die Investitionen Sie insgesamt gekostet haben. Im Endeffekt hat man damit nämlich 
etwas gemacht, was unter Umständen die Eigentümer hätten leisten müssen.  
 
Außerdem würde mich Folgendes interessieren. Sie haben uns ein wenig über die Struk-
tur der Bewohner und deren Bildungshintergrund erzählt. Sie haben auch erwähnt, dass 
unter den Bewohnern viele Empfänger von Transferleistungen sind. Konnten Sie in den 
letzten Jahren, nachdem die Qualität des Lebensumfelds erhöht worden ist und unter 
Umständen auch das Lebensgefühl verbessert wurde, vonseiten der Kommune z. B. 
feststellen, dass sich die Arbeitsmarktintegration erfolgreicher gestaltete und dass die 
Zahl der Empfänger von Transferleistungen gesunken ist? Haben Sie auch in diesen Be-
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reichen eine Verbesserung feststellen können? Schließlich gehe ich davon aus, dass die 
Maßnahmen, die Sie durchgeführt haben, präventiv wirken. Es ist erfreulich, wenn man 
dann feststellen kann, dass auch bei der Arbeitsmarktintegration Erfolge erzielt worden 
sind. Vielleicht ist der Zeitraum zu kurz. Aber eventuell haben Sie einige Zahlen. 
 
Eine weitere Frage: Sie meinten, es sei das Wiedereinsetzen einer Abwärtsbewegung zu 
befürchten, wenn die Folgefinanzierung der Projekte nicht gesichert ist. Wie sehen die 
aktuellen Verhandlungen mit den Trägern oder auf der Bundesebene aus? Kann man in 
dieser Situation eine Ausnahme machen? Können also in dieser Situation, auch wenn 
sie nicht bundesweit aufgesetzt werden, Folgeprojekte aufgelegt werden, damit keine 
Abwärtsspirale einsetzt? 
 
 
Herr Fontaine: Zunächst zu den Finanzen. Wir haben in den letzten zehn Jahren über das 
Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“ Zuschüsse in Höhe von 2,15 Millionen € bekom-
men. Die Stadt Dietzenbach hat natürlich komplementär etwas beisteuern müssen. Wir 
sind jetzt dabei – ich hatte das in einem Nebensatz erwähnt –, ein Bildungshaus einzu-
richten. Der Spatenstich war gestern. Dafür bekommen wir über das Programm „Soziale 
Stadt“ noch einmal 1,5 Millionen €. In den letzten zehn Jahren sind also aus dem Pro-
gramm „Soziale Stadt“ rund 3,7 Millionen € nach Dietzenbach geflossen.  
 
 
Vorsitzender: Darin sind aber auch die Personalkosten enthalten. Ich glaube, es wurde 
nach den Investitionen gefragt.  
 
 
Herr Fontaine: Die habe ich jetzt nicht herausgerechnet. Das ist der Gesamtbetrag. – Ich 
bin außerdem kurz darauf eingegangen, dass sich die Lebensbedingungen verbessert 
haben. Das ist so. Das wird Ihnen jeder bestätigen, den Sie in der Wohnanlage fragen.  
 
Was den Arbeitsmarkt anbelangt, so gibt es das Problem, das ich eben im Zusammen-
hang mit der Sozialhilfe geschildert habe: Wir sind nicht Träger der Maßnahmen. Das 
heißt, all das, was dort auf dem Arbeitsmarkt gemacht wird, ist in aller Regel nicht mit 
uns koordiniert. Von daher ist es auch relativ schwierig, entsprechende Zahlen zu be-
kommen. Ich kann Ihnen die aktuellen Daten nicht liefern. Ich weiß nur, dass wir bei den 
Sanierungsmaßnahmen im Rahmen des Bund-Länder-Programms „Soziale Stadt“ immer 
versucht haben, die Leute, die dort wohnen, einzubeziehen.  
 
Ich habe Ihnen Bilder von den Treppenhäusern vor und nach der Sanierung gezeigt. Wir 
haben über Jahre hinweg mit der GOAB aus Offenbach – Jürgen Schomburg und an-
dere – intensiv kooperiert und hatten dort bis zu 24 ABM-Kräfte. Das haben wir einige 
Jahre lang durchgeführt. Derzeit haben wir 19 AbH-Kräfte, die bei der Sanierung und als 
Concierge ein bisschen mitarbeiten. Das sind Entwicklungen, die wir steuern können. 
Darauf haben wir auch einen direkten Einfluss. Aber was den Arbeitsmarkt direkt anbe-
langt, sind wir ein bisschen abgekoppelt. 
 
 
Herr Kolmer: Dazu kann ich etwas ergänzen. Wir haben in Dietzenbach 11.000 Arbeits-
plätze. Gut die Hälfte wird aber von Leuten bedient, die außerhalb von Dietzenbach 
wohnen; denn das sind im Regelfall hoch qualifizierte Arbeitsplätze. Wir haben vor Ort 
10.000 Menschen, die einen Arbeitsplatz haben. Aber fast die Hälfte muss pendeln. Wir 
haben in Transferleistungen und Maßnahmen – SGB II, SGB III – 5.100 Menschen; davon 
sind 1.750 Jugendliche. 
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Vorsitzender: Die dritte Frage bezog sich auf die Perspektiven des Programms „Soziale 
Stadt“. Ich glaube, das ist auf der lokalen Ebene nicht zu beantworten. 
 
 
Herr Fontaine: Das ist richtig. 
 
 
Abg. Kordula Schulz-Asche: Auch ich bedanke mich recht herzlich für Ihren Vortrag. Ich 
habe zwei Fragen. Die eine Frage bezieht sich auf die Infrastruktur in dieser Wohnge-
gend. Wie sieht es z. B. mit der ärztlichen Versorgung und mit Läden aus? Gibt es solche 
Angebote wohnortnah oder unter Umständen sogar in den Wohnanlagen selbst? Gibt 
es da einen Lebensmitteladen und einen Zeitungsladen? Vielleicht können Sie dazu 
noch etwas sagen. 
 
Zweite Frage. Sie haben sehr offen berichtet, dass es für Sie schwierig war, die Bewoh-
ner in die Maßnahmen einzubeziehen. Wenn Sie jetzt jemand fragte, welche Lehren Sie 
daraus ziehen, wenn es darum geht, beim nächsten Mal schon im Vorfeld solcher Sa-
nierungsmaßnahmen die Bewohner einzubeziehen, was für Empfehlungen würden Sie 
da geben? 
 
 
Herr Fontaine: Zunächst zur Infrastruktur. Eine solche Infrastruktur ist gegeben, zwar nicht 
direkt im Wohngebiet, aber sie ist fußläufig erreichbar. Diese Läden sind in drei bis vier 
Minuten zu erreichen; sie befinden sich im Kernbereich: dort, wo das neue Rathaus ent-
steht und auch das Einkaufszentrum gebaut worden ist. Dort lässt sich all das besorgen, 
was man im täglichen Leben braucht. Innerhalb von drei bis vier Minuten ist man dort. 
Das ist überhaupt kein Problem.  
 
Die Teilungserklärung lässt es nicht zu, dass in dieser Wohnanlage Geschäfte eröffnet 
werden, dass sich Ärzte niederlassen oder Ähnliches. Die Teilungserklärung könnte nur 
geändert werden, wenn dem 100 % der Eigentümer zustimmen würden. Aufgrund der 
Struktur, die ich eben aufzuzeigen versucht habe, ist das einfach nicht möglich.  
 
Meine Empfehlung wäre – ich beziehe mich jetzt auf Dietzenbach –, sich nicht nur mit 
den Eigentümern zu befassen, sondern in einem stärkeren Umfang zu versuchen, die 
dort lebenden Menschen zu erreichen und gemeinsam mit ihnen den Weg der Sanie-
rung zu gehen. Aber das ist schwierig. Es ist nicht so, als ob wir es nicht versucht hätten. 
Es ist sehr schwierig, weil, wie ich eben geschildert habe, die Eigentümer das Sagen ha-
ben. Das macht es in Dietzenbach so unendlich schwierig, und das ist es auch, was die 
Wohnanlage in Dietzenbach von anderen unterscheidet.  
 
 
Abg. Barbara Cárdenas: Ich freue mich, dass wir hier so ausführlich über Dietzenbach 
sprechen können. Ich wohne seit 1993 in Dietzenbach und habe diese Verbesserungen 
verfolgen können. Herr Fontaine, ich bedanke mich sehr herzlich, dass Sie so ausführlich 
darüber berichtet haben. Ich habe drei Fragen. 
 
Erstens. Sie haben gesagt, die Überbelegung habe abgebaut werden können. Dabei 
haben Sie sehr deutlich geschildert, dass zum Teil auch in den Kellern gewohnt wurde. 
Wohin sind diese Menschen eigentlich gegangen? Haben sie selbst dort Wohnungen 
mieten können, oder wo sind sie geblieben? 
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Zweitens. Ist es nicht auch ein Webfehler – so denke ich jedenfalls –, dass es bei diesen 
Projekten, z. B. bei dem Programm „Soziale Stadt und bei Frauenprojekten, nicht mög-
lich war, über das Viertel hinaus Beteiligte einzubinden? Ich habe die Erfahrung ge-
macht, dass das nicht möglich war: Leute, die von außerhalb dazustoßen wollten, durf-
ten dies nicht. Von daher konnte keine wirkliche Durchmischung von Angeboten statt-
finden. Das habe ich immer sehr bedauert. Ich habe dort selbst solche Projekte durch-
geführt. Hat das nicht auch dazu geführt, dass die Isolation des Viertels, von der Sie ge-
sprochen haben, perpetuiert worden ist? Ich denke, die Isolation ist noch nicht aufge-
hoben. 
 
Drittens. Sie haben zu Recht von der mangelhaften Beteiligung dieser Menschen ge-
sprochen: dass es nicht gelungen ist, sie ausreichend zu beteiligen. Sie haben beson-
ders die Männer erwähnt. Ich weiß, dass wir in der Stadtverordnetenversammlung in 
Dietzenbach einen Seniorenbeirat und einen Ausländerbeirat haben. Warum haben wir 
nicht auch einen Beirat der Menschen aus diesem Viertel? Das ist eine Idee, die ich 
wichtig finde. Ist einmal darüber nachgedacht worden? Könnte man das anregen? 
 
 
Herr Fontaine: Ich möchte mit der letzten Frage beginnen. Ich habe schon in meinen 
Empfehlungen darauf hingewiesen, dass uns sehr daran gelegen sein sollte, hier Beteili-
gungsgremien zu schaffen. Es muss verstärkt in Angriff genommen werden, gemeinsam 
mit den Menschen etwas zu schaffen. Zwischendurch haben wir das immer wieder ver-
sucht, aber das waren nur sporadische Geschichten. Ich denke, wenn man versuchen 
will, die Menschen mitzunehmen, muss eine Kontinuität gegeben sein.  
 
Es kann nicht sein, dass wir einmal im Jahr, sozusagen als Highlight, den Bürgermeister 
einfliegen lassen, der zwei Stunden lang artig Fragen beantwortet, und das ist es dann 
gewesen. Das funktioniert so nicht. Hier muss eine Kommission gebildet werden, die die 
Beteiligung institutionalisiert. Es ist schwierig, aber ich denke, es ist der einzige Weg, um, 
kombiniert mit anderen Maßnahmen, dafür zu sorgen, dass sich die Abwärtsspirale, von 
der ich gesprochen habe, nicht wieder in Bewegung setzt.  
 
Die Überbelegung ist ganz stark zurückgegangen. Das ist anhand der vorhandenen 
Zahlen einfach nachzuweisen. In der Anlage wohnen rund 1.000 Menschen weniger. 
Die Wanderungsströme kann ich nicht nachvollziehen. Ich weiß es nicht. Ich kann Ihnen 
von einzelnen Leuten, die ich im Laufe der letzten Jahrzehnte kennengelernt habe, be-
richten, dass sie in die Kernstadt abgewandert sind: Richtung Landratsamt und Rich-
tung Rathaus. Sie kommen aus Dietzenbach: Das sind die Georg-August-Zinn-Sraße und 
die Werner-Hilpert-Straße. Andere sind einfach weggezogen. Dazu haben wir keine ver-
lässlichen Daten.  
 
Dann haben Sie von dem Webfehler gesprochen. Ich hätte wirklich gern eine Durchmi-
schung der Angebote in der Anlage vorgenommen. Das war nicht möglich; denn eini-
ge Eigentümer haben vor Gericht erstritten, dass die Wohnungen, die zu Stadtteiltreffs 
umfunktioniert worden sind, ausschließlich von denen genutzt werden dürfen, die in die-
ser Anlage wohnen. Das ist vom Amtsgericht in Offenbach bestätigt worden. Eine 
Durchmischung durfte in dieser Anlage einfach nicht stattfinden. Da waren uns die 
Hände gebunden. Es gibt ein, zwei Leute – Sie kennen sie wahrscheinlich ebenfalls –, 
die darauf achten, dass dort keine Personen ein- und ausgehen, die 200 m entfernt auf 
der anderen Straßenseite wohnen. Das ist durch die Teilungserklärung leider so festge-
legt worden, und das lässt sich schlecht ändern.  
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Herr Kolmer: Frau Cárdenas, zu Ihrer Frage, wohin die Menschen gezogen sind: Im Star-
kenburgring wohnen noch 2.800 Menschen. Wir haben etwa 13.500 Migranten in der 
Stadt. Anders ausgedrückt: Das sind etwas über 28 % Passausländer und fast 40 % 
Migranten. Sie sind über die ganze Stadt verteilt, haben Eigentum erworben oder woh-
nen zur Miete. Das verlagert sich immer weiter in die Stadt. In etwa zwölf Jahren – die 
Sterberate der Deutschstämmigen einberechnet – werden wir über 50 % Migranten in 
der Stadt haben.  
 
 
Sachv. Birgit Simon: Herr Fontaine, viele Fragen sind schon beantwortet – auch zwei, die 
ich auf meiner Liste hatte. Man sieht hier ganz gut, wie ein sozialer Brennpunkt aufgrund 
einer privaten Eigentümerschaft entstehen kann und dass diese privaten Eigentümer 
kein Interesse an der Stadt, an ihrer Entwicklung oder an der Situation ihrer Bevölkerung 
haben. Die Stadt nimmt Geld in die Hand, um dort zu sanieren. Sie bezahlt sogar zu ei-
nem großen Teil die Unterkunftskosten der Menschen, die dort wohnen. Das sind Ent-
wicklungen, die wir nicht befürworten können; denn sie haben negative Konsequenzen.  
 
Offensichtlich bleiben die Steuerungsmöglichkeiten aus. Sie haben das ein bisschen 
damit erklärt, dass der Kreis der Sozialhilfeträger ist. Die Stadt Offenbach hat da andere 
Möglichkeiten und nimmt sie auch wahr. Ich glaube, da muss dringend nachgearbeitet 
werden.  
 
Mich interessiert aber, welche Konsequenzen die Stadt Dietzenbach im Hinblick darauf 
gezogen hat, den sozialen Wohnungsbau selbst viel stärker zu fördern, bzw. welche 
Konsequenzen Sie im Hinblick darauf gezogen haben, etwas dafür zu tun, dass Men-
schen alternative Wohnungen angeboten werden, die viel besser sind. In der Diskussion 
zeigt sich ganz deutlich, dass sozialer Wohnungsbau eigentlich immer noch einen 
schlechten Ruf hat. Es wird nämlich befürchtet, dass genau dort soziale Brennpunkte 
entstehen. Deshalb wurde der soziale Wohnungsbau in den Städten immer weiter zu-
rückgefahren. Ist in den letzten zehn oder 20 Jahren parallel dazu mehr sozialer Woh-
nungsbau entstanden, den Sie selbst steuern können? 
 
 
Herr Fontaine: Nein, der soziale Wohnungsbau liegt seit Jahren brach.  
 
 
Sachv. Birgit Simon: Warum? Wenn man solche Entwicklungen sieht, kann man es doch 
anders machen. 
 
 
Vorsitzender: Das ist eine Entscheidung des Stadtparlaments, der städtischen Gremien.  
 

(Herr Fontaine: Richtig!) 
 
 
Sachv. Birgit Simon: Vielleicht darf ich ergänzen, dass das Stadtparlament aus den 
mangelnden Steuerungsmöglichkeiten die Konsequenz hätte ziehen können, zu sagen: 
„Dort können wir steuern; wir schaffen eigene Wohnungen, in denen unsere Quartiers-
manager so arbeiten können, wie wir es wollen“, statt dieses Viertel – wie es sicherlich 
auch richtig war – immer gerade vor dem Absturz zu bewahren. Wenn die HEGISS-Mittel 
wegfallen – das gilt auch für die Stadt Offenbach –, heißt das entweder, dass man mit 
städtischen Mitteln weiterfinanzieren muss, oder dass die Gefahr besteht, dass das, was 
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geschaffen worden ist, sukzessive wieder verloren geht und dass die Negativspirale 
wieder in Gang gesetzt wird.  
 
 
Herr Kolmer: Darauf kann ich Ihnen antworten. Wir – der Bürgermeister und ich – denken 
momentan ernsthaft darüber nach, eine eigene Hausverwaltungsgesellschaft oder eine 
eigene Wohnungsbaugesellschaft aufzubauen. Das ist die eine Seite. 
 
Wenn Sie das Stadtparlament ansprechen: Da wird es schwierig. Die Mitglieder des 
Dietzenbacher Stadtparlaments sind immer noch zum größten Teil deutschstämmig. 
Dort ist man gar nicht so begeistert davon, dass wir für „die“ wieder etwas bauen. Ich 
drücke es deshalb so drastisch aus, weil es seinerzeit nicht machbar war. Aber es gibt 
eine Bewegung, was dazu führt, dass das langsam in Angriff genommen werden kann.  
 
Eine andere Frage: Sie sprachen von einer „privaten Eigentümergemeinschaft“. Wir 
wollen jetzt aber kein Dietzenbacher Thema anschneiden: Wir haben nämlich nicht nur 
ein „Östliches Spessartviertel“, sondern auch eine Richter-Anlage. Das ist ebenfalls ein 
sozialer Brennpunkt, der allerdings nicht in das Programm „Soziale Stadt“ aufgenommen 
worden ist, obwohl schon oft darum gebeten wurde. Dort wohnen 600 Menschen in 
ähnlichen Verhältnissen, wie sie früher im „Östlichen Spessartviertel“ geherrscht haben. 
Die Kinder besuchen sich da gegenseitig von Stockwerk zu Stockwerk. Keiner geht mehr 
dorthin. Aber das ist ein anderes Thema. Diese drei hohen Häuser sind im Besitz eines 
einzigen Eigentümers. Er hat kein Interesse daran. 
 
 
Abg. Gerhard Merz: Ich möchte noch etwas zu den Leerständen sagen. Ein Leerstand 
ist in solchen Beständen die Regel,  
 

(Herr Fontaine: 10 %!) 
 
ganz unabhängig davon, ob man eine solche Eigentümerstruktur hat oder ob es sich 
um eine kommunale Wohnungsbaugesellschaft handelt; denn die Leute ziehen aus, 
wenn sie nur irgend können, und niemand zieht ein, der nicht mit vorgehaltener Pistole 
hineingezwungen wird. Von daher entstehen automatisch temporäre Leerstände in 
relativ großen Anteilen der Bestände. Daraus ergibt sich diese Gesamtleerstandsquote. 
Das ist nicht verwunderlich. Das haben Sie übrigens zum Teil in ganz normalen privaten 
Mehrfamilienhäusern auch.  
 
 
Herr Fontaine: Ganz kurz dazu: 10 % Leerstand in einer solchen Anlage sind ganz normal. 
20 % Leerstand, von denen ich anfangs gesprochen habe, sind nicht mehr normal. Das 
zeigt eine Abwärtsspirale an.  
 

(Abg. Gerhard Merz: Bei dem Zustand ist das schon normal!) 
 
– Die Anlagen sind mittlerweile in einem relativ guten Zustand, sodass die Leerstände in 
der Tat erheblich verringert werden konnten. Das spricht für die Anlage und für die 
Maßnahmen der sozialen Stadterneuerung.  
 
 
Abg. Kordula Schulz-Asche: Ich habe noch eine Nachfrage. Sie haben gesagt, die Be-
völkerung würde fragen: Warum gebt ihr denn Geld für die aus? – Wenn ich es richtig 
verstanden habe, ist die Sanierung dieses Viertels mit öffentlichen Geldern erfolgt. Wir 
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alle sind nicht sicher, wie die weitere Entwicklung in diesem Viertel aussehen wird. Ist es 
dann nicht die Aufgabe der Stadt, dafür zu werben, dass man das Geld lieber in die 
Hand nimmt, um neue und bessere Wohnungen zu bauen, anstatt weiter in ein Viertel 
zu investieren, das in seiner Sanierungskonzeption immer auf der Kippe steht, noch dazu 
nach den Erfolgen bei der Reduzierung der Kriminalität? Wie wird denn in der Stadt 
darüber diskutiert, z. B. über den Grundsatz „Eigentum verpflichtet“? – Ihre Aussage hat 
mich etwas verwundert. 
 
 
Herr Kolmer: Ich gebe Ihnen völlig recht. Aber so etwas steht und fällt natürlich mit den 
Akteuren oder auch mit den Hauptamtlichen, je nachdem, wie der Fokus gesetzt wird. 
Momentan gibt es ein großes Miteinander: Alle Bürger versuchen, an einem Strang zu 
ziehen. Deshalb führen wir derzeit eine Strukturanalyse durch – warum kann der eine mit 
dem anderen nicht aus? –, bei der Herr Prof. Heckmann die Federführung hat. Wir sind 
auf dem Weg, das Ganze in die richtigen Gänge zu bringen. Aber viele Jahre lang ist 
das vergessen worden.  
 
 
Vorsitzender: Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. Herr Fontaine, ich darf mich 
herzlich bei Ihnen bedanken. 
 
Ich darf Herrn Prof. Walter Siebel von der Universität Oldenburg das Wort erteilen. 
 
 
Herr Prof. Dr. Siebel: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Ich bedanke mich für 
die Einladung. Ich hoffe, Sie werden von jemandem aus dem fernen Oldenburg keine 
neuen, detaillierten Erkenntnisse über die Wohnsituation von Migranten in Hessen erwar-
ten. Herr Fontaine und Herr Gestring wissen das sehr viel besser als ich. Ich möchte mich 
bei dem, was ich hier vortrage, auf Punkt 10 der Aufgabenbeschreibung der Enquete-
kommission „Migration und Integration in Hessen“ konzentrieren, d. h. auf die Frage der 
Segregation und auf Maßnahmen der Stadtteilpolitik in problematischen Quartieren.  
 
Aber erlauben Sie mir, Ihnen zuerst eine ganz allgemeine These vorzutragen. Moderne 
Gesellschaften haben eine im historischen Vergleich einmalige Fähigkeit zur Integration. 
Das hängt damit zusammen, dass moderne Gesellschaften nicht nur über die Homo-
genität integriert werden, sondern auch aufgrund ihrer Fähigkeit, Differenz auszuhalten 
bzw. – anders gesagt – Differenz systematisch gar nicht zur Kenntnis zu nehmen. Das 
erreichen moderne Gesellschaften über ihre zentralen Systeme Markt, Recht, Demokra-
tie und eben auch Stadt. Ich will das kurz erläutern; denn ich glaube, es ist sehr wichtig, 
sich das vor dem Hintergrund der Frage klarzumachen, welche Politiken daraus folgen. 
 
Wie Sie wissen, ist der Markt farbenblind. In den Markt kann man sich integrieren, wenn 
man über marktfähige Ressourcen verfügt: Geld, Qualifikation, marktgängige Waren. Es 
ist völlig egal, welche Hautfarbe man dann hat. Wenn der Markt gut funktioniert, wird er 
einen integrieren.  
 
Dass Justitia blind ist, wissen Sie ebenfalls: Das Recht entscheidet ohne Ansehen der Per-
son. An demokratischen Prozessen kann man sich beteiligen, wenn man über die Bür-
gerrechte verfügt und die Grundrechte einhält. Auch da ist es egal, aus welcher Familie 
man stammt, welche Religion man hat, ob man vermögend ist oder arm.  
 
Eine Stadt funktioniert genauso. Wir können eine Stadt geradezu als einen Ort definie-
ren, an dem Fremde leben. Auf dem Dorf gibt es keine Fremden, aber in dem öffentli-



Sz – 23 – EKM/18/13 – 25.02.2011 
 
 
chen Raum der Städte ist die Begegnung mit Fremden alltäglich. Auch der Einheimi-
sche begegnet im öffentlichen Raum der Stadt dem anderen als Fremder. Das heißt, 
dass Städter eine bestimmte Lebensweise entwickeln müssen, um mit den täglichen 
Zumutungen der Konfrontation mit Fremdheit umgehen zu können. Diese Lebensweise 
ist schon vor 100 Jahren von Georg Simmel mit Begriffen wie „Gleichgültigkeit“, „Distan-
ziertheit“ und „Blasiertheit“ beschrieben worden. Das heißt, städtisches Leben ist über-
haupt nur möglich, weil sich der gelernte Städter gleichsam mit Distanz und urbaner 
Indifferenz wappnet, um die beunruhigenden Erfahrungen von Fremdheit, wie sie für 
die Stadt typisch sind, bewältigen zu können.  
 
Man kann sagen – ich glaube, das ist Ihnen allen klar –, die wichtigste Bedingung für 
eine gelingende Integration ist, dass die Systeme Markt, Demokratie, Recht und Stadt so 
funktionieren, wie sie nach ihrer eigenen Logik funktionieren müssen. Die Diskriminierung 
z. B. widerspricht der Logik des Markts, der Demokratie oder des Rechtssystems. Ein 
Markt funktioniert nicht gut, wenn er bestimmte Produktionsfaktoren nicht integriert, et-
wa weil einem die Hautfarbe bestimmter Menschen nicht passt. – So weit die allgemei-
ne Vorrede. Nun komme ich zu den Problemen selbst.  
 
Ich glaube, es ist uns allen klar, dass auch unter optimalen Bedingungen – funktionie-
rende Märkte, zuerkannte Staatsbürgerrechte usw. – die Integration nicht nur von 
Migranten außerordentlich viel abverlangt. Die Migranten müssen sich in eine fremde 
Umgebung einfinden, und sie müssen sich von ihrer Heimat lösen. Dazu ist zweierlei not-
wendig. Erstens braucht man sehr viel Zeit – solche Prozesse dauern einfach sehr lange 
–, und zweitens sind Räume des Übergangs erforderlich, wie sie Einwanderungsquartiere 
oder ethnische Kolonien bieten.  
 
Damit bin ich bei dem Thema, das Sie unter Punkt 10 ansprechen: der Segregation. Sie 
fragen im Prinzip nach den Möglichkeiten, sozial-kulturelle Segregation zu vermeiden. 
Ich möchte eine These dagegensetzen. In der Tat muss eine erzwungene soziale Segre-
gation, soweit das irgend möglich ist, auf jeden Fall vermieden werden. Aber es gibt 
auch eine freiwillige, eine kulturell bedingte Segregation, und die sollte eine kluge In-
tegrationspolitik zulassen. Sie können sich Einwanderungsstädte auf der ganzen Welt 
ansehen: Überall werden Sie Einwanderungsquartiere finden. Eine typische Einwande-
rungsstadt kann man als ein Mosaik verschiedener Lebenswelten beschreiben: Little 
Italy, Little Russia, Chinatown. Auch die Deutschen, die nach Amerika ausgewandert 
sind, sind aus guten Gründen zunächst einmal nach Little Germany gezogen.  
 
Sie haben insofern gute Gründe dafür, als solche Einwanderungsquartiere positive Funk-
tionen für kürzlich Eingewanderte erfüllen können. Die Zuwanderer sind normalerweise 
nicht sofort in den Markt oder in die sozialstaatlichen Netze integriert. Deshalb sind sie 
ganz besonders auf informelle Hilfsnetze angewiesen. Einwanderungsquartiere können 
solche informellen Hilfsnetze am besten bieten. Die Zuwanderer erhalten in solchen 
ethnischen Kolonien erste Informationen über die fremde Umwelt. Sie finden materielle 
Unterstützung und Wohnmöglichkeiten. Sie werden psychisch unterstützt und sind vor 
sozialer Isolation geschützt. Das heißt, die Stadt als ein Mosaik verschiedener Lebenswel-
ten, dieses Nebeneinander von Little Italy, Chinatown, Little Germany usw., bietet Räu-
me des Übergangs, die den Schock der Migration – Migration ist immer mit einer 
schockartigen Erfahrung verknüpft – mildern können und gleichzeitig Schleusen in die 
noch fremde Umgebung bieten. 
 
Für solche Räume des Übergangs, d. h. für die Akzeptanz von Einwanderungsquartieren 
als notwendige Stufen im Prozess der Integration, spricht neben dem, was ich Ihnen 
deutlich zu machen versucht habe, ein weiteres Argument, nämlich dass solche Quar-
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tiere positive Funktionen im Prozess der Integration für die Einwanderer erfüllen können. 
Das hängt damit zusammen, dass solche Quartiere auch dazu dienen können, Konflikte 
zu vermeiden.  
 
Das Problem besteht darin, dass die Filtermechanismen auf unseren Wohnmärkten da-
für sorgen, dass die Zuwanderer nicht in die Nachbarschaft von wohlsituierten, akade-
misch gebildeten und – meinetwegen – grün-alternativ orientierten Deutschen ziehen, 
sondern sie geraten typischerweise in die Nachbarschaft der deutschen Verlierer des 
ökonomischen Strukturwandels. Verlierer sind selten in der Lage – sie sind auch nicht 
immer bereit dazu –, offen, tolerant und freundlich auf Zuwanderer zuzugehen. Ganz im 
Gegenteil, sie brauchen Sündenböcke, denen sie die Schuld an ihrer Situation zuschie-
ben können, und Fremde haben sich für die Rolle des Sündenbocks immer besonders 
gut geeignet.  
 
Wenn sich solche erzwungenen Nachbarschaften zwischen deutschen Verlierern und 
noch nicht integrierten Zuwanderern in einer städtischen Umgebung herstellen, die alle 
Zeichen des äußeren Verfalls trägt und ihren Bewohnern tagtäglich vor Augen führt, 
dass sie am Rand der Gesellschaft angekommen sind, braucht man sich nicht darüber 
zu wundern, dass solche Quartiere keine Orte der gelingenden Integration sind, sondern 
Orte sehr konflikthafter, aggressiver gegenseitiger Abgrenzung. Normalerweise geht 
jeder von uns, wenn er nur irgend kann, solchen Konflikten im wahrsten Sinne des Wor-
tes aus dem Weg. Das heißt, man zieht in eine Nachbarschaft, in der man mit den 
Nachbarn besser auskommt, also in eine Nachbarschaft, wo seinesgleichen lebt. Das ist 
dann eine sozial homogenere Nachbarschaft. 
 
Das ist das Phänomen der freiwilligen Segregation. Die freiwillige Segregation ist der 
zweite Mechanismus, mit dem Städte dieses Problem des dichten Nebeneinanders von 
verschiedenen Fremdheiten– das stadttypisch ist – zu entschärfen versuchen. Indem 
eine segregierte Stadt dieses Mosaik verschiedener Lebenswelten schafft, übersetzt sie 
soziale oder kulturelle Distanzen in räumliche Distanzen und entschärft damit die mögli-
chen Konflikte zwischen sozialen Gruppen. Das heißt, Segregation ist eine notwendige 
und im Übrigen unvermeidbare Stufe im Prozess der Integration. Einwanderungsstädte 
brauchen Einwanderungsquartiere.  
 
Die räumlich getrennten kleinen Welten, in denen sich verschiedene Einwanderergrup-
pen konzentrieren, kann man als einen Puffer zwischen dem eingewanderten Indivi-
duum und der ihm noch fremden Aufnahmegesellschaft ansehen. Sie sind außerdem 
Brückenköpfe der vertrauten Heimat in der Fremde, und sie dienen, wenn es gut geht, 
als Schleusen in eine neue Umgebung.  
 
Allerdings – das wissen Sie alle – sind solche Quartiere eine außerordentlich ambivalente 
Einrichtung in einer Stadt. Sie sind immer in Gefahr, zu Fallen zu werden. Je größer die 
entsprechende Gruppe ist, je weniger erfolgreich sie beim Zugang zum Arbeitsmarkt, 
zum Bildungssystem und zum politischen System ist und je leichter der Zugang zu den 
Massenmedien des Herkunftslands fällt, desto größer ist die Gefahr, dass sich die Zu-
wanderer – häufig als Reaktion auf gescheiterte Integrationsbemühungen – in ein en-
ges, stagnierendes und teilweise repressives Herkunftsmilieu zurückziehen. Das wieder-
um verringert ihre künftigen Chancen, sich erfolgreich in den Markt, die Politik und das 
Bildungssystem zu integrieren. Am Ende eines solchen Prozesses negativer Wechselwir-
kungen steht die dauerhafte Ausgrenzung, an der auch die klügste Sozialpolitik kaum 
noch etwas ändern kann.  
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Segregation, also die Konzentration bestimmter, jetzt problematischer Gruppen in be-
stimmten Quartieren, entsteht heute nicht mehr nur durch Verdrängung, also durch das 
Hineinrücken von Problemgruppen in bestimmte Quartiere, sondern sie entsteht zuneh-
mend auch durch eine passive Entwicklung, nämlich dadurch, dass diejenigen, die sich 
Mobilität leisten können, d. h. die bessergestellten Haushalte und auch die bei der In-
tegration erfolgreichen Migrantenhaushalte, aus solchen problematischen Quartieren 
wegziehen. Das ist deshalb ein äußerst problematischer Prozess der Segregation, weil, 
unter der Bedingung entspannter Wohnungsmärkte, solche Prozesse außerordentlich 
schnell ablaufen, dabei lange unter der Wahrnehmungsschwelle der in den Kommunen 
Verantwortlichen bleiben und vor allem kaum steuerbar sind; denn sie beruhen auf den 
privaten Umzugsentscheidungen der einzelnen Haushalte.  
 
Am Ende der Prozesse, die im Wesentlichen durch den Wegzug derer, die sich Mobilität 
leisten können, in Gang gesetzt werden, ergibt sich eine erzwungene Nachbarschaft 
der deutschen Verlierer und der nicht integrationserfolgreichen Zuwanderer. Das ist 
dann eine höchst konfliktreiche Mischung aus kultureller Fremdheit und sozialer Aus-
grenzung. In dieser Überlagerung von kultureller Fremdheit und sozialer Probleme liegt 
die entscheidende Schwierigkeit. Ich glaube, dass die Integration der Stadtgesellschaft 
in Zukunft das zentrale Thema von Stadtpolitik sein wird.  
 
Wichtig ist, dass es dabei eben nicht nur um die Integration der Zugewanderten geht, 
sondern genauso auch um die Integration von Deutschen, die von Ausgrenzung be-
droht sind. Die Integration von Migranten ist nur eine besonders sichtbare Facette einer 
generellen Aufgabe von Stadtpolitik, nämlich die Integration der Stadtgesellschaft zu 
sichern. Die Adressaten einer solchen Stadtpolitik dürfen dann eben nicht nur die 
Migranten sein, sondern es muss genauso auch um die Deutschen gehen.  
 
Im zweiten Teil meines Statements möchte ich gern ein paar Punkte zu den Ansatzmög-
lichkeiten einer entsprechenden Politik auf der Ebene der Quartiere nennen. Ich glau-
be, ich brauche Ihnen nicht ausführlich zu sagen, dass es drei Orte gibt, an denen über 
Integration entschieden wird: Der erste Ort ist der Betrieb, der zweite das Bildungssystem 
und der dritte das Wohnquartier. Ich zähle sie in dieser Reihenfolge auf, weil die Prob-
leme des Wohnquartiers überwiegend Symptome für das sind, was auf dem Arbeits-
markt, im Bildungssystem oder in den Familien schief gelaufen ist.  
 
Das erste Stichwort für eine entsprechende Politik – ich habe es schon angesprochen –: 
Man muss eine erzwungene Integration verhindern, und man sollte eine freiwillige Seg-
regation zulassen. Dass Segregation zum Teil auch erzwungen ist, ist eine der Folgen der 
Privatisierung von gemeinnützigen Wohnungsbeständen. Das hat zum einen dazu ge-
führt, dass es immer weniger Belegrechtswohnungen gibt, und zum anderen dazu, dass 
sich die verbleibenden Belegrechte an den unattraktiven Standorten und in den unatt-
raktiveren Bauformen konzentriert haben.  
 
Leider gibt es auch Strategien großer Investoren, die gemeinnützige Wohnungsbestän-
de aufgekauft haben, die das Problem enorm verschärfen: Sie konzentrieren die Beleg-
rechte an den schlechten Standorten ihrer Bestände, unterlassen dort die Sanierungs-
maßnahmen und setzen die Sanierungsmittel an den besseren Standorten ein, um in 
den um die Belegrechtswohnungen und die entsprechenden Haushalte bereinigten 
Teilen ihrer Bestände besser vermieten und verkaufen zu können. Dadurch entsteht, et-
wa auch in Großsiedlungen des sozialen Wohnungsbaus an der Peripherie, in einzelnen 
Blöcken eine kleinteilige Verinselung, in der hochproblematische Haushalte konzentriert 
werden, sowohl arme Deutsche als auch Migranten.  
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Ich hatte gesagt, ethnische und kulturelle Segregation solle man als eine notwendige 
Stufe im Prozess der Integration zulassen. In allen empirischen Untersuchungen, die ich 
kenne, sind negative Effekte der ethnischen Segregation – nicht der sozialen – in 
Deutschland nur in Bezug auf den Erwerb der deutschen Sprache festgestellt worden. 
Dort gibt es sie in der Tat. Aber sonst kenne ich keine Untersuchungen, die negative Ef-
fekte dieser Form von Segregation bestätigt hätten.  
 
Solchen Befürchtungen liegt eine empirisch eigentlich immer wieder widerlegte Über-
schätzung räumlicher Faktoren für die Entwicklung sozialer Phänomene zugrunde. Wenn 
in bestimmten Gebieten mit einer hohen Konzentration von Ausländern Probleme fest-
gestellt werden, sind sie in allererste Linie – nicht ausschließlich – Effekte der sozialen La-
ge, nicht der ethnischen Kultur.  
 
Allerdings sagt sich das, was ich damit empfehle, nämlich zwischen einer erzwungenen 
und einer freiwilligen Segration zu unterscheiden, furchtbar leicht. Es ist einfach, das zu 
analysieren; in der Praxis überlagern sich die verschiedenen Formen von Segregation.  
 
Daraus sollte man nun nicht den Schluss ziehen, jede Form von Segregation sei auf je-
den Fall zu verhindern. Eine erzwungene Desegregation von Zuwanderern kann für die 
Integration genauso schädlich sein wie eine erzwungene Segregation, unter anderem 
weil sie den Aufbau informeller Netze behindert, auf die die Zugewanderten besonders 
angewiesen sind. Das heißt – ich bin mir bewusst, dass man das leicht sagen kann –, 
dass man in der Stadtpolitik auf einem ganz schmalen Grat wandern muss. Man muss 
freiwillige Segregation zulassen und erzwungene verhindern. Man muss Einwanderungs-
quartiere als Dauerinstitution der Stadt akzeptieren und zugleich alles daransetzen, dass 
daraus keine Fallen werden, aus denen die Zugewanderten keinen Weg mehr heraus- 
finden.  
 
Zweites Stichwort – Herr Fontaine hat das schon sehr eindrucksvoll geschildert –: Solche 
Quartiere sind in Gefahr, negative Karrieren zu machen, die man kaum unterbrechen 
kann. Es ist ganz entscheidend, solche Karrieren erst gar nicht in Gang kommen zu las-
sen. Das heißt, eine kluge Integrationspolitik muss vor allem präventiv tätig werden. 
Wenn solche Teufelskreise durch die Abwanderung der Mobilitätsfähigen erst einmal in 
Gang gekommen sind, lässt sich fast nichts mehr daran ändern. Dann kann man höchs-
tens Schadensbegrenzung betreiben.  
 
Dafür sind sicherlich vorsichtige städtebauliche Aufwertungsmaßnahmen sinnvoll, mit 
denen z. B. integrationserfolgreichen Migrantenhaushalten bessere Wohnmöglichkei-
ten, die ihrer gestiegenen Kaufkraft entsprechen, innerhalb des Quartiers angeboten 
werden, sodass sie, um eine bessere Wohnung zu bekommen, nicht gezwungen sind, 
das Quartier zu verlassen. Wir stellen bei sozial erfolgreichen Migranten häufig fest – es 
gibt viele, die weg wollen, aber es gibt auch viele, die bleiben wollen –, dass sie sich 
gleichsam zum Umzug gezwungen sehen, weil sie keine entsprechende Wohnsituation 
finden und keine entsprechenden Eigentumsbildungsmöglichkeiten haben, was auch, 
wie Herr Fontaine schon erwähnt hat, mit der Kreditvergabe von Banken in solchen 
Quartieren zusammenhängt.  
 
Aber der entscheidende Grund für die Unzufriedenheit mit solchen Quartieren ist im All-
gemeinen – wenn wir von Extremfällen absehen – nicht die gebaute Umwelt, sondern 
die soziale Nachbarschaft. Deswegen sind bauliche Maßnahmen auch nicht so ent-
scheidend. Man kann diesen Menschen nicht nur mit Backsteinen helfen, sondern man 
muss ihnen mit anderen Menschen helfen. Das heißt, nicht nur Sozialarbeiter und Con-
ciergen – was eine sehr vernünftige Maßnahme ist –, sondern auch Quartierspolizisten 
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und Mentoren für die Jugendlichen sind notwendig. Die Gelder, die für das Programm 
„Soziale Stadt“ zur Verfügung gestellt werden – ich glaube, die Zahl stimmt noch –, wer-
den in der Bundesrepublik im Durchschnitt immer noch zu 90 % für bauliche Maßnah-
men ausgegeben. Das Verhältnis sollte zugunsten der personalintensiven Maßnahmen 
verändert werden. 
 
Zu einer präventiven Stadtteilpolitik gehört auch das Monitoring der Stadtentwicklung, 
sodass man rechtzeitig darüber informiert ist, wenn ein Stadtteil beginnt, zu einer 
schlechten Adresse zu werden: wenn Eltern beginnen, sich über die Bildungschancen 
ihrer Kinder auf der lokalen Schule Sorgen zu machen, wenn Haushalte anfangen, dar-
über nachzudenken, ob sie nicht doch lieber wegziehen. 
 
Ein weiterer Ansatzpunkt sind Moderationsverfahren. Man muss versuchen, die typi-
schen Konflikte in solchen Quartiere so zeitig zu moderieren, dass sie nicht gleich eska-
lieren und sich auf der Ebene von Kündigung, Polizeieinsatz, Justiz und gewaltsamen 
Auseinandersetzungen bewegen. 
 
Natürlich ist die Bildungspolitik wichtig. Diese Quartiere – ich weiß, wie leicht sich das 
sagt – brauchen die besten Kindertagesstätten, und sie brauchen die besten Schulen. 
Einer der wesentlichen Gründe für den Wegzug von bessergestellten Haushalten ist die 
Sorge um die Bildungschancen ihrer Kinder. Die Schulen in den Problemquartieren wer-
den sicherlich keine Halbtagsschulen sein können; denn die Schulen in solchen Quartie-
ren haben eine weit größere Funktion als die reine kognitive Wissensvermittlung. Sie fun-
gieren – bzw. sie müssten das – teilweise auch als Ersatz für das, was in den Familien 
schief gelaufen ist, und sie sollten sich eher als Bürgerzentren für diese Quartiere verste-
hen.  
 
Man wird auch in den Fällen – ich weiß, dass auch das hoch problematisch ist –, in de-
nen 80 % oder mehr der Kinder einen Migrationshintergrund haben, über Busing nach-
denken müssen, d. h. darüber, diese Kinder in den Schulen anderer Stadtteile unterzu-
bringen. Diese Idee wird sicherlich eine „begeisterte“ Aufnahme bei den Eltern der 
deutschen Kinder in diesen Schulen finden. Das ist keine einfache Sache. 
 
Partizipation und die Notwendigkeit, die Beteiligungsbereitschaft zu aktivieren, sind an-
gesprochen worden. Dass das so schwer ist, hängt auch mit der Logik der Antragsstel-
lung im Rahmen des Programms „Soziale Stadt“ zusammen. Diese Logik der Antrags-
konkurrenz veranlasst die Gemeinden, gleichsam ihr Elend zu dramatisieren, indem man 
in dem Antragsformular nur die Blöcke und Straßenzüge, in denen wirklich die härteste 
Konzentration der Probleme festzustellen ist, nennt und dadurch angrenzende Woh-
nungen, Straßen oder Blöcke, in denen eher beteiligungsbereite und beteiligungsfähige 
Bewohner leben, systematisch außen vor lässt. Diese Form der gleichsam durch die An-
tragslogik erzwungenen Dramatisierung des Elends führt dazu, dass man in dem Pro-
gramm nur noch eine Bevölkerung hat, die besonders schwer ansprechbar ist, und po-
tenzielle Alliierte einer sozialen Politik für den Stadtteil draußen lässt.  
 
Drittes Stichwort: Notwendigkeit der Differenzierung bei der Integrationspolitik. Es gibt 
enorme Unterschiede zwischen den Zuwanderern: nach Schicht, nach Bildungsstand, 
nach Aufenthaltsdauer, nach Rechtsstatus usw. Die Integrationspolitik muss dem Rech-
nung tragen. Die japanische Kolonie in Düsseldorf weist alle Zeichen einer Parallelgesell-
schaft auf, aber sie macht keine großen Probleme bei der Integration. Die Türken in Ber-
lin-Kreuzberg oder in Berlin-Neukölln machen das aber durchaus.  
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Es gibt aber auch – das wird meistens vernachlässigt – ganz verschiedene Typen von 
Migration in unseren Städten. Damit gehen ganz unterschiedliche Interessen an einer 
Integration einher. Wenn wir über die Zuwanderung reden, denken wir im Allgemeinen 
an den klassischen Migranten, der hierherkommt, um zu bleiben. Aber es gibt noch zwei 
andere Typen, etwa die Transnationalen, die dauerhaft regelmäßig einen Teil des Jah-
res hier und den anderen Teil des Jahres in ihrem Herkunftsland verbringen. Die Polen 
und die Russen in Berlin sind typische Beispiele dafür. Sie können sich natürlich auch 
deutsche Rentner auf Mallorca als transnationale Migranten vorstellen.  
 
Es gibt einen dritten Typus, der quantitativ außerordentlich gewichtig ist: Das sind die 
transitorischen Migranten, die sich nur vorübergehend hier aufhalten. Zwischen 1974 
und 1999 sind 15 Millionen Menschen in die Bundesrepublik Deutschland zugewandert, 
und in demselben Zeitraum sind 12,3 Millionen wieder fortgezogen. Die Migranten, die 
wieder fortgezogen sind, haben sich im Durchschnitt vier Jahre bei uns aufgehalten.  
 
Die transnationalen, die transitorischen und die klassischen Migranten leben alle in un-
seren Städten, aber sie haben ganz unterschiedliche Interessen an Integration. Für ei-
nen transitorischen Migranten sind die Städte keine Orte gelingender Integration, und er 
erwartet von ihnen auch nicht die Funktion einer Schleuse in die deutsche Gesellschaft, 
sondern für ihn fungieren die Städte – so könnte man es sagen – als ein Hotel, in dem 
man für eine gewisse Zeit möglichst bequem unterkommen möchte. Ansonsten möchte 
man in Ruhe gelassen werden – sicherlich auch von den Zumutungen der Integrations-
politik.  
 
Die Städte müssen dafür Sorge tragen, dass diese Hotelfunktion gewährleistet ist. Wenn 
Sie sich die hoch qualifizierten transitorischen Migranten anschauen, stellen Sie fest, 
dass das alltäglich und hervorragend über den Markt geschieht. Es gibt an internatio-
nalen Arbeitsplätzen orientierte wirtschaftliche Eliten und auch wissenschaftliche Eliten 
sowie andere, die sich vorübergehend hier aufhalten, und für deren Bedürfnisse findet 
man auf dem Arbeitsmarkt, auf dem Wohnungsmarkt und im Bildungssystem – Stich-
wort: internationale Schulen – eine hervorragende Vorsorge.  
 
Viertes und letztes Stichwort: Geduld, Konflikttoleranz und Einsicht in das Unvermeidli-
che. Die Integration und genauso die Aufgaben des Programms „Soziale Stadt“ sind 
eine Daueraufgabe. Mit der Sanierung eines Quartiers ist für eine Stadt das Problem 
längst noch nicht erledigt, sondern es wird an einem anderen Ort in der Stadt wieder zu 
so etwas kommen. Das heißt, Sie brauchen dauerhafte Institutionen, professionelles Per-
sonal und eine dauerhafte, verlässliche Finanzierung. In diesen Politiken muss man von 
der projektförmigen Organisation entsprechender Maßnahmen wegkommen.  
 
Ich denke, es ist auch eine Aufgabe der Politik, die Einsicht in das Unvermeidliche, z. B. 
in die Unvermeidbarkeit von Konflikten, zu vermitteln. Ich habe zu Anfang gesagt, auch 
unter idealen Bedingungen brauche Integration außerordentlich viel Zeit. In diesen lan-
gen Zeiträumen wird den Zugewanderten und genauso den Einheimischen eine weiß 
Gott außeralltägliche Leistung abverlangt. Wer seine Heimat verlässt, lässt nicht nur eine 
vertraute Umgebung zurück. Alfred Schütz hat einmal gesagt: Er muss seine Gräber 
entheiligen. – Aber auch für Einheimische bedeutet Zuwanderung eine Bedrohung und 
eine Belastung. Auch für Alteingesessene ist es ein Stück Heimatverlust, wenn sich ihre 
gewohnte Umgebung durch den Zuzug von Fremden plötzlich verändert. Das heißt, 
Wanderungsbewegungen stellen Identitäten infrage: nicht nur die der Migrierenden, 
sondern genauso auch die der Einheimischen. 
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Über alle objektiven und subjektiven Voraussetzungen gelingender Integration hinaus 
braucht Integration immer Zeit. Die Integration der Ruhrpolen im Ruhrgebiet hat drei 
Generationen gedauert, und sie ist unter sehr viel günstigeren Umständen abgelaufen 
als die Integration der heutigen Zuwanderer. Die Integration der Ruhrpolen ist eigentlich 
erst im Zuge des Wirtschaftswunders in den Fünfzigerjahren des vorigen Jahrhunderts 
gelungen. Integration braucht also sehr viel Zeit, und die Aufgabe beginnt mit jedem 
Zugewanderten aufs Neue. 
 
Außerdem braucht die Integration, wie ich schon gesagt habe, Räume des Übergangs 
und auf beiden Seiten die Fähigkeit, mit den objektiven und den subjektiven Schwierig-
keiten der Migration, die man überhaupt nicht leugnen kann, halbwegs zivil umzuge-
hen. Ich denke, es ist eine der vornehmsten Aufgaben der Integrationspolitik, Einsicht in 
die Unvermeidlichkeit der Ärgernisse, die damit verknüpft sind, und der Konflikte zu för-
dern und mit dieser Einsicht vielleicht auch ein bisschen die Fähigkeit zu vermitteln, sol-
che Konflikte und Ärgernisse zu ertragen. 
 
 
Vorsitzender: Danke schön. – Es ist gesagt worden: Stadtluft macht frei. – Diesen Satz 
könnte man an den Anfang Ihres Referats stellen. Insofern gefällt uns Hessen das ganz 
bestimmt. – Frau Öztürk hat sich als Erste gemeldet. 
 
 
Abg. Mürvet Öztürk: Herr Siebel, zu dem Thema Geduld fällt mir ein, es gibt ein schönes 
arabisches Sprichwort, das lautet: Geduld ist der Schlüssel zum Paradies. – Vielleicht gilt 
das auch für unsere Integrationspolitik. Von daher ermuntert uns das sehr, hier erst ein-
mal geduldig weiterzumachen.  
 
Ich habe mich gemeldet, als Sie über die soziale Segregation in bestimmten Wohnquar-
tieren gesprochen und darauf hingewiesen haben, dass der Wegzug der mobilen 
Migranten und das Zurückbleiben der deutschen Bewohner und der Migranten, die am 
Rande der Gesellschaft lebten, ein gewisses Konfliktpotenzial bergen könnten.  
 
Meine These ist – ich weiß nicht, ob das empirisch belegt ist; das ist meine Frage an Sie –
, dass die mobilen Migranten, die aus den sozial schwachen Vierteln wegziehen, die 
Verbindungen zu diesen Vierteln und die Teilhabe an den entsprechenden sozialen 
Netzwerken nicht aufgeben. Vielmehr kehren sie teilweise zurück, pflegen die ver-
wandtschaftlichen Beziehungen, die Bekanntschaften und den Kontakt zu den Nach-
barschaften – wie auch immer – und versuchen, diejenigen, die zurückgeblieben sind, 
sozial zu unterstützen. Sie handeln quasi aus der Verantwortung heraus: Sie selbst haben 
es geschafft, und die anderen will man nicht zurücklassen. 
 
Des Weiteren vertrete ich die These, dass in den Neunzigerjahren, als die Integrationspo-
litik noch nicht vorhanden war, über diese Netzwerke eine eigenständige Integration 
vieler Personen geleistet wurde. Ich weiß aber nicht, ob das empirisch belegt ist und ob 
es Untersuchungen dazu gibt. Im Umkehrschluss würde es nämlich bedeuten, dass 
durch den Wegzug der mobilen Migranten diejenigen, die zurückgeblieben sind, verlo-
ren wären. Ich glaube, dann müsste in manchen unserer Viertel die Situation viel 
schwieriger sein. Die Tatsache, dass vieles einigermaßen glimpflich oder sogar gut aus-
gegangen ist und Integration irgendwie zufällig funktioniert hat, ist meiner Meinung 
nach auch mit diesen Netzwerken zu erklären. Wie gesagt, ich weiß aber nicht, ob das 
wissenschaftlich belegt ist. Mich würde interessieren, ob Sie entsprechende Erkenntnisse 
haben.  
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Herr Prof. Dr. Siebel: Sie haben völlig recht, wenn Sie sagen, dass wir die Bedeutung 
verwandtschaftlich basierter informeller Netze für die Integration von Zuwanderern  
überhaupt nicht überschätzen können. Wir haben eine eigene empirische Untersu-
chung durchgeführt – allerdings keine repräsentative –, in der das sehr deutlich heraus-
gekommen ist. Die Nähe – auch die physische – zu den Verwandten war den von uns 
Befragten so wichtig, dass sie sogar bewusst auf bessere Wohnungen verzichtet haben, 
um in fußläufiger Entfernung zu ihnen leben zu können. Das gilt vor allem über die Frau-
en.  
 
Ihre Vermutung, dass diese Netze durch die räumliche Distanz nicht sofort zerrissen wer-
den, ist sehr plausibel. Aber auch angesichts der geringen Mobilität ist physische Nähe 
außerordentlich wichtig, damit solche Netze tagtäglich funktionieren können. Deshalb 
besteht auch ein großes Interesse, in solchen ethnischen Kolonien – in diesem Fall in der 
Nähe der eigenen Verwandten – zu leben. 
 
 
Abg. Gerhard Merz: Erste Frage. Ich möchte gern an dem Punkt ansetzen, wie sich 
segregierte Stadtviertel – wenn man sie als Räume des Übergangs deutet – in der Ge-
nerationenfolge entwickeln. Gibt es dazu allgemeine Erkenntnisse? 
 
Zweite Frage. Es gibt Länder, in denen versucht wird, auf der Grundlage des Postulats 
der Zulassung, wenn auch nicht unbedingt der Förderung von Segregation politische 
Instrumente einzusetzen. Vielleicht könnten Sie etwas dazu sagen, wie sich das im inter-
nationalen Vergleich darstellt; denn es stellt sich schon die Frage, welche praktischen 
Schlussfolgerungen man aus einer solchen zumindest nicht unplausiblen Forderung 
zieht.  
 
Dritte Frage. Jetzt wird es noch etwas praktischer: In den Wohnvierteln, über die wir re-
den, besteht relativ häufig ein großer Modernisierungs- und Sanierungsbedarf. Nun ha-
ben wir dort, wo konsequente und umfassende Modernisierungs- und Sanierungsan-
strengungen unternommen werden, in der Regel einen deutlichen Anstieg der Mieten. 
Teilweise können sich die angestammten Wohnungsmieterinnen und -mieter dort nicht 
mehr halten, weil die Mieten so stark steigen. Wie ich vorhin schon einmal gesagt habe, 
gilt das auch im Zusammenhang mit den Mietobergrenzen bei den Hartz-IV-Behörden. 
Gibt es dazu Erkenntnisse, und können Sie uns empfehlen, wie man mit diesem Thema 
wohnungswirtschaftlich umgehen kann? 
 
 
Herr Prof. Dr. Siebel: Zu der Frage der Generationenfolge: Wir haben in unserer Studie 
bewusst die Angehörigen der zweiten Generation angesprochen und bei ihnen ein gro-
ßes Interesse daran festgestellt, in physischer Nähe zu ihren Eltern leben zu können. Das 
hat handfeste Gründe. Wenn man z. B. Kinder hat oder krank ist, ist eine in der Nähe 
lebende Großmutter etwas ganz Praktisches. Das brauche ich gar nicht näher auszu-
führen. Gerade bei den Angehörigen der zweiten Generation gibt es dieses große Inte-
resse. 
 
Zu der zweiten Frage. Das bekannteste Beispiel für ein solches Land ist Kanada. „Diffe-
rence is our strength“ ist der Wahlspruch von Toronto – die bewusste, gleichsam offensi-
ve Darstellung der Stadt als ein Mosaik ganz unterschiedlicher Lebensweisen und Kultu-
ren, wobei die Unterschiedlichkeit als Ausdruck und auch als Faktor der kulturellen Pro-
duktivität und Attraktivität einer Stadt angesehen wird. 
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Nun fällt das Kanada leichter als uns, weil man dort eine sehr strikte, auf Quoten basie-
rende Einwanderungspolitik hat und sich daher nicht so sehr wie wir mit dem Problem 
auseinandersetzen muss, dass vor allem über den Familiennachzug unqualifizierte und 
nicht in den Arbeitsmarkt integrierte Einwanderer kommen. Es hilft nichts: Wir haben es 
mit einem außerordentlich ambivalenten und schwierigen Problem zu tun. Unter den 
Bedingungen, wie sie in deutschen Großstädten gegeben sind, ist eine Politik, wie sie in 
Toronto gemacht wird, schlicht schwerer durchzuführen; denn das Zulassen von Kon-
zentrationen bestimmter Zuwanderergruppen in bestimmten Quartieren trifft mit der 
miserablen sozialen Situation eines Teils dieser Migranten zusammen. Daraus entstehen 
dann die Probleme. 
 
Dass Modernisierung – teilweise sogar die Instandhaltung – mit einem Mietanstieg und in 
dessen Folge mit der Verdrängung des Schwächeren einhergeht, ist ein sehr altes Prob-
lem. Ich glaube, dass man das nicht mit guten Ideen, sondern nur mit Subventionen 
lösen kann. Ich halte es auch für fatal, dass der soziale Wohnungsbau so massiv zurück-
gefahren worden ist. Das ist eines der Probleme – ich glaube, die SPD hat das vor 30 
Jahren in Gang gesetzt –, mit denen wir heute zu kämpfen haben. Ich habe deshalb 
auch ganz bewusst von einer vorsichtigen Aufwertung gesprochen, die es erfolgreichen 
Haushalten erlaubt, im Quartier zu bleiben, wenn sie es wollen, und trotzdem ihre Wohn-
situation zu verbessern. Aber es sollte in einem Quartier keine massiven flächendecken-
den Aufwertungsmaßnahmen mit den entsprechenden Folgen für den Mietpreis ge-
ben. Ich finde, da muss man sehr differenzieren. 
 
 
Sachv. Birgit Simon: Herr Prof. Siebel, Sie haben heute die Begriffe „erzwungene Segre-
gation“ und „freiwillige Segregation“ eingeführt. Ich finde sie sehr interessant. Sie ma-
chen vor allen Dingen auf die positiven Aspekte der freiwilligen Segregation aufmerk-
sam, indem Sie sagen: Wenn Zuwanderer kommen, müssen sie sich orientieren und zu-
sammenbleiben, und dann kommen sie leichter in die Gesellschaft hinein.  
 
Ich stelle aber ein ganz anderes Phänomen fest, nämlich dass Migranten, die hier schon 
über 30 Jahre leben, langsam alt werden und in ein Altenheim oder ins betreute Woh-
nen ziehen wollen – manche sogar in ein Pflegeheim –, dort wiederum eine freiwillige 
Segregation wünschen. Sie fragen an, ob wir nicht in einem Altenheim eine Abteilung 
für Migranten einrichten könnten, sodass sie sich dort wohler fühlen und leichter einen 
Zugang finden. Es ist die erste Generation von Migranten, die überhaupt in solche Insti-
tutionen geht.  
 
Es hat sich auch gezeigt, dass viele Familien, die sich früher vorgestellt hatten, ihre alten 
Eltern bei sich zu behalten, an ihre Grenzen stoßen und sagen: Nein, das können wir gar 
nicht mehr schaffen. – Auch wenn diese Menschen eine ganze Zeit, nachdem sie zu 
arbeiten aufgehört hatten, zu den Transnationalen gehörten und regelmäßig nach Ma-
rokko, in die Türkei oder in andere Länder zurückgefahren sind, beschäftigen sie sich am 
Ende ihres Lebens, wenn sie nicht mehr so fit sind, durchaus mit diesen Ideen. Ich möch-
te Sie fragen, ob Sie das auch als Wunsch nach einer sinnvollen freiwilligen Segregation 
ansehen, den wir in unseren Städten guten Gewissens umsetzen können. 
 
 
Herr Prof. Dr. Siebel: Was spräche denn überhaupt dagegen? 
 
 
Sachv. Birgit Simon: Die Vorbehalte, die es seitens der Einrichtungen gibt, oder auch 
das Misstrauen der Bevölkerung.  
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Herr Prof. Dr. Siebel: Ich finde das eine sehr gute Idee. Ich denke auch, dass es den 
Betreuungsaufwand verringern würde, wenn Menschen, die sich kennen und einander 
vertrauen können, in die Lage versetzt werden, zusammen alt zu werden. Darin unter-
scheiden sich Migranten und Deutsche nicht. Alle Untersuchungen über Wohnwünsche 
von alten Menschen zeigen einen dominanten Wunsch, nämlich den, in der gewohn-
ten Umgebung, in der vertrauten Wohnung und mit der vertrauten Nachbarschaft alt zu 
werden.  
 
Die niedrigsten Umzugsraten – wenn sie überhaupt umziehen – findet man bei 62- bis 
72-Jährigen. Bei Menschen in höherem Alter steigen sie wieder an, und dann handelt es 
sich meistens um eine erzwungene Mobilität aufgrund von Pflegebedürftigkeit. Wenn 
überhaupt, dann ziehen die Menschen anlässlich der Verrentung zu den eigenen Kin-
dern und keineswegs in die Berliner Innenstadt, um nahe am Kulturforum zu sein. Das 
sind sehr wenige. Darin, dass sie in der Nähe vertrauter Menschen alt werden wollen, 
unterscheiden sich die Migranten wahrscheinlich gar nicht von den Deutschen. Ich 
denke, das entlastet auch die sozialen Dienste. 
 
 
Sachv. Marc Phillip Nogueira: Sie haben eingangs Markt und Recht idealtypisch be-
schrieben und die Integrationsfähigkeit dieser Teilsysteme beschrieben.  
 
Ich würde sagen, es ist gerade umgekehrt: Moderne Gesellschaften sind integrations-
bedürftig. Wären die Teilsysteme der Gesellschaft derart integrationsfähig, wie Sie es 
dargestellt haben, müssten wir nicht so viel über diese Frage diskutieren. Tatsache ist, 
dass das Recht, der Arbeitsmarkt und andere Bereiche eben nicht das gewünschte 
Maß an Integration herstellen. Das würde ich zunächst einmal kritisch anmerken. Viel-
leicht können Sie dazu Stellung beziehen.  
 
Meine Frage ist ganz konkret: Bildet sich Segregation freiwillig oder nicht freiwillig her-
aus? Was sind die Indikatoren, die Menschen dazu veranlassen, freiwillig diese Netzwer-
ke zu verlassen, also eine räumliche Distanz herzustellen und vielleicht in Viertel zu zie-
hen, die anders durchmischt sind? Ich kann mir vorstellen, dass es eine Motivation dazu 
gibt, wenn man ein Bildungsaufsteiger ist. Gibt es klare Indikatoren dafür? Was führt da-
zu, dass sich die Menschen nach einer Segregation wieder untereinander mischen? So, 
wie ich Sie verstanden habe, sind das keine dauerhaften Zustände. Sie haben das tran-
sitorische Situationen genannt: Situationen des Übergangs. Was heißt das konkret? 
Wann führen diese Situationen dazu, dass sich die Leute in andere Teilbereiche der Ge-
sellschaft eingliedern? 
 
 
Herr Prof. Dr. Siebel: Erstens. Ich glaube, eine solche Beschreibung ist wichtig, um zu er-
klären, was wir unter Integration verstehen. Deswegen habe ich auf Markt, Recht, De-
mokratie und Stadt hingewiesen. Man könnte es so ausdrücken: In diesen Bereichen 
integriert man durch einen Verzicht auf Integration, indem man systematisch alle mög-
lichen befremdlichen Eigenschaften einer Person übersieht.  
 
Der Witz ist, dass ein Markt, in dem das zu wenig praktiziert würde, auf Produktionsfakto-
ren, etwa auf Arbeitskräfte und Know-how, verzichten müsste. Das heißt, die Logik die-
ser Systeme – das finde ich das Interessante – beruht darauf, systematisch von allem 
Möglichen abzusehen. Das ist ein ganz modernes Phänomen. Frühere Gesellschaften 
waren dazu überhaupt nicht fähig. So verläuft Integration bei uns. Dass man Konflikte 
vermeidet, sich eben nicht kümmert und den anderen nach seiner Façon selig werden 
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lässt, ist ein ganz wesentlicher Mechanismus moderner Gesellschaften im Umgang mit 
dem Alltagsphänomen Fremdheit.  
 
Übrigens gilt das nicht nur für den Umgang mit Migranten. Wenn Sie sich Angehörige 
bestimmter deutscher Jugendsubkulturen anschauen, stellen Sie fest, dass sie auf einen 
ordentlichen deutschen Bildungsbürger oder auf einen Angehörigen traditioneller Ar-
beitermilieus wahrscheinlich mindestens genauso fremdartig wirken wie der türkische 
Kollege.  
 

(Abg. Gerhard Merz: Da sagen Sie etwas!) 
 
Das ist ein Alltagsproblem, und deswegen haben moderne Gesellschaften das Nicht-
hingucken als einen Mechanismus der Integration entwickelt. Wir müssen uns davon 
lösen, zu glauben, es gehe durch eine Homogenisierung. Es geht zu einem großen Teil 
durch persönliche und räumliche Distanz.  
 
Auch ich weiß, dass der Markt, das Rechtssystem, das politische System und die Stadt 
nicht immer so funktionieren, wie sie es nach ihrer eigenen Logik sollten. Aber daraus 
folgt, die beste Integrationspolitik ist die, die diese Systeme dazu befähigt, nicht diskri-
minierend zu funktionieren. Dann werden sie selbst bessere Leistungen erbringen. All 
das, worüber wir hier reden, gehört zu einer nachträglichen Politik, mit der man an den 
Symptomen kuriert, die in den anderen Systemen entstanden sind.  
 
Zweitens. Sie haben mit Ihrer zweiten Frage ein Problem angesprochen, auf das ich 
selbst keine schlaue Antwort weiß: Die negativen Karrieren von Stadtquartieren werden 
heute mehr und mehr durch den Fortzug der Erfolgreichen und der Bildungsorientierten 
befördert. Die Anlässe für einen Fortzug sind: die Schulsituation – ein ganz starker Grund 
–, die negative Adresse, das Image, die alltäglichen Konflikte mit Nachbarn, die eben 
nicht wie man selbst sind, und die Wohnungsversorgung, d. h. die Wohnungsangebote 
im Gebiet. Es gibt viele, die aus diesen Gründen wegziehen. Das ist auch ein Prozess, 
sich in die Mittelschichtsgesellschaft zu integrieren. Das kann man nicht verhindern.  
 
Auf der anderen Seite brauchen wir Einwanderungsquartiere als Dauerinstitutionen. Wer 
bleibt da eigentlich, um diese Mentoren- und Scoutfunktionen für die neu Zugewander-
ten zu erfüllen? – Damit sind wir wieder bei der Feststellung, was für eine schwierige 
Gratwanderung die Integrationspolitik vollbringen muss: Sie muss das Entstehen dieser 
Quartiere zulassen. Sie muss auch darauf sehen, dass ein paar Scouts und Mentoren 
dauerhaft dort leben. Ich glaube, es gibt genügend, die das wollen. Sie muss verhin-
dern, dass sie wegziehen und nur die nicht Integrationserfolgreichen als Begrüßer für die 
neu Zugewanderten übrig bleiben.  
 
Ich kann nur immer wieder sagen: Die erste Voraussetzung für eine kluge Stadtpolitik ist, 
sich diese Ambivalenz klarzumachen und damit vorsichtig umzugehen. Es gibt darauf 
keine pauschalen Antworten. 
 
 
Abg. Alexander Bauer: Erstens. Ich habe Ihre Ausführungen dahin gehend verstanden, 
dass es drei wesentliche Orte gibt, an denen Integration stattfindet: Sie nannten die 
Betriebe, die Bildungseinrichtungen und die Wohnquartiere. In dieser Reihenfolge ha-
ben Sie sie erwähnt.  
 
Zweitens haben Sie ausgeführt, dass die ethnische Segregation einen negativen Effekt 
hat, den die Wissenschaft nachweist: den negativen Effekt auf den Spracherwerb. Jetzt 
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haben wir schon andere Themenbereiche behandelt, wobei jeweils deutlich wurde – 
das ist zwar eine Binsenweisheit –, dass im Zusammenhang mit vielen integrationspoliti-
schen Fragen die Sprache zwar nicht alles ist, aber ohne die Sprache alles nichts ist. 
Dementsprechend sind wir in den anderen Sitzungen immer auf den Kernsatz zurückge-
kommen, dass der Spracherwerb die Grundvoraussetzung für eine gelingende Integra-
tion ist.  
 
Daraus folgere ich, dass man, wenn in den Wohnquartieren ein negativer Effekt der 
Segregation auf den Spracherwerb festzustellen ist, diese Segregationstendenzen zu-
mindest nicht fördern sollte. Sie haben darauf hingewiesen, dass das eine notwendige 
Stufe der – als „Assimilierung“ will ich es nicht bezeichnen – Integration ist. Aber wenn sie 
auf die Kernkompetenz des Spracherwerbs eher negative Auswirkungen hat, müsste 
man dann aus Ihrer Sicht diesen Entwicklungen nicht durch eine entsprechende Stadt-
politik – durch eine Verteilungspolitik – entgegentreten? Ihr Argument ist, messbar gebe 
es nur ein Problem. Nach unserer Auffassung ist der Spracherwerb aber zentral. Daher 
ist diese Entwicklung eigentlich nicht als positiv darzustellen. 
 
 
Herr Prof. Dr. Siebel: Sie haben völlig recht: Der Spracherwerb ist außerordentlich wich-
tig. Er ist in der Tat, soweit mir bekannt ist, der einzige empirisch nachgewiesene Nach-
teil der Konzentration in ethnischen Kolonien. Nur: Muss man aus dieser richtigen Einsicht 
die Konsequenz einer forcierten Desegregation mit allen ihren Nachteilen ziehen, näm-
lich dass man genau die informellen Hilfeleistungen erschwert, auf die gerade die neu 
Zugewanderten besonders angewiesen sind? Ich glaube, man produzierte eine massi-
ve Nachfrage nach zusätzlichen sozialstaatlichen Leistungen, wenn man das machen 
würde.  
 
Kann man darauf nicht auch reagieren, indem man in diesen Quartieren die entspre-
chenden Angebote verstärkt? Das hat auch den Vorteil, dass die Leute dort viel leich-
ter erreichbar sind, als wenn sie über eine ganze Stadtregion verstreut untergebracht 
werden. Meine These ist, dass die Desegregation zwar möglicherweise das Problem in 
Bezug auf den Spracherwerb lösen, dafür aber an anderer Stelle mehr Probleme erzeu-
gen würde. Abgesehen davon isoliert man diese Leute sehr stark, wenn man sie in eine 
rein deutsche Umgebung bringt. 
 
 
Abg. Alexander Bauer: Denken Sie nicht, dass eine zunehmende Zahl von interethni-
schen Kontakten auch ein Kennzeichen für eine gelingende Integration ist und dass sie 
gefördert werden müssten, damit sich die Zuwanderer in die sozialen Strukturen – Verei-
ne, Verbände und die Partizipationsmöglichkeiten in der Kommune – stärker integrie-
ren? Denken Sie nicht, dass auch der interethnische Kontakt eine messbare Größe ist? 
 
 
Herr Prof. Dr. Siebel: Da haben Sie völlig recht. Das entspricht auch dem, was wir über 
die Situation in den sogenannten Einwanderungsquartieren in Deutschland wissen. In 
der internationalen Diskussion spricht man von einem ethnisch dominierten Stadtviertel – 
damit auch von der Dominanz einer fremden Sprache – erst dann, wenn mehr als 40 % 
der Bewohner einer Ethnie angehören.  
 
Das WZB hat eine Untersuchung in ca. 1.800 Quartieren in Deutschland durchgeführt: In 
keinem einzigen der untersuchten Quartiere ist das der Fall. Die größte Gruppe, die wir 
haben, die Türken, macht in nur elf von über 1.800 Quartieren mehr als 20 % der Bevöl-
kerung aus. Das heißt, wir haben nicht, wie wir es etwa aus amerikanischen Städten 
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kennen, die Dominanz einer ethnischen Gruppe in bestimmten Quartieren. Die Normali-
tät ist genau das, was Sie beschrieben haben: ethnisch gemischte Quartiere mit einer 
deutschen Majorität. Dann kann man hoffen, dass aufgrund der ethnischen Mischung 
Deutsch zur Verständigungssprache, also zur Lingua franca, unter den Angehörigen der 
verschiedenen Ethnien wird. Das Problem sind die Kindertagesstätten und die Schulen, 
aber auch da kann man hoffen.  
 
 
Sachv. Dr. Stefan Luft: Ich habe drei Fragen. Erste Frage. Wie sehen Sie die Rolle ethni-
scher Präferenzen bei der Entstehung ethnisch-sozialer Konzentrationen? Ich habe es so 
verstanden, dass in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts Zuwanderer durch Mecha-
nismen des Wohnungsmarktes und durch Diskriminierungspraktiken seitens der Vermie-
ter in bestimmte Stadtviertel der deutschen Städte gefiltert wurden. Dann gab es in der 
öffentlichen Debatte immer die These – oder die Behauptung –, die wollten sich gar 
nicht integrieren, sondern unter sich bleiben. Das heißt, es wurde behauptet, die ethni-
schen Präferenzen seien das Entscheidende gewesen. Mich würde interessieren, wie Sie 
das einschätzen. 
 
Die zweite Frage bezieht sich auf die Unterscheidung zwischen freiwilliger und erzwun-
gener Segregation. Könnte man sagen, dass sich, mit all den ambivalenten Auswirkun-
gen, die es hat, in deutschen Städten nur Migranten mit einem hohen Status – Sie er-
wähnten die Japaner in Düsseldorf – und sozial starke Einheimische, die sich ebenfalls in 
bestimmten Stadtteilen konzentrieren, freiwillig für die Segregation entscheiden? 
 
Dritte Frage. Sie raten von der Politik der Desegregation ab. Könnte man nicht sagen, 
dass die Städte eine solche Option gar nicht haben? Es gibt gar nicht die Möglichkeit, 
eine wohnliche Segregation zu verhindern. In den Siebzigerjahren gab es die Versuche, 
sie durch Zuzugssperren zu verhindern. Das hat nicht funktioniert. Nach zwei, drei Jahren 
sind, mit Ausnahme von Westberlin, diese Zuzugssperren aufgehoben worden. 
 
 
Herr Prof. Dr. Siebel: Herr Dr. Luft, ich kann Ihnen eigentlich in allem zustimmen. Zunächst 
einmal: Es gibt Mechanismen auf dem Wohnungsmarkt – Kaufkraft, die räumliche Ver-
teilung von ökonomisch zugänglichen Wohnungen, Diskriminierung und teilweise auch 
eine gezielte Belegungspolitik –, die dazu führen, dass sich bestimmte Gruppen in be-
stimmten Quartieren konzentrieren. Da geht es nicht so sehr um die Konzentration von 
Ethnien, sondern eher um die Konzentration von Zuwanderern plus Armut. 
 
Die ethnische Segregation ist meistens ein sehr kleinräumiges Phänomen, das sehr stark 
über Verwandtschaftssysteme vermittelt wird. Primär ist es so, dass man bei denen 
wohnen möchte, die man schon persönlich kennt. Das sind in erster Linie die Verwand-
ten. Das ist die zentrale Ursache für das Phänomen der Kettenwanderung: Menschen 
ziehen in Arbeitsmarktregionen, z. B. in das Ruhrgebiet, die ihnen ökonomisch gar keine 
positiven Perspektiven mehr bieten. Aber sie ziehen dahin, weil ihre Verwandten, die in 
den Sechzigerjahren gekommen sind, dort leben. Das ist ein ganz dominanter Wunsch 
im Zusammenhang mit der ethnischen Konzentration.  
 
Wie gesagt, man muss diese beiden Prozesse auseinanderhalten. Ich nenne immer 
wieder dieses Beispiel: Die Deutschen in Amerika haben das auch gemacht, und sie 
haben sich mit guten Gründen so verhalten. Es hat ihnen nicht geschadet, dass sie das 
gemacht haben.  
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Die freiwillige Segregation ist vor allem ein Phänomen derer, denen alle Optionen auf 
dem Wohnungsmarkt offenstehen. Am stärksten ist das Phänomen der Segregation bei 
der deutschen Oberschicht. Nur schickt man dort keine Sozialarbeiter hin, weil man das 
für ein Integrationsproblem hält.  
 
 
Vorsitzender: Wohlstandsverwahrlosung gibt es auch. 
 
 
Herr Prof. Dr. Siebel: In den Kriminalitätsstatistiken kann man sie schlecht feststellen, weil 
sie besser verborgen wird. Die rauchen ihr Marihuana nicht auf der Straße, sondern im 
Garten, und dann erscheinen sie nicht in der Kriminalitätsstatistik.  
 
Bei dem, was Sie im Zusammenhang mit der Problematik der räumlichen Segregation 
angesprochen haben, ist eines ganz wichtig: Wir unterstellen immer, dass sich in unserer 
Gesellschaft abgeschottete Milieus über die räumliche Konzentration entsprechender 
Gruppen in bestimmten Quartieren einer Stadt entwickelten. Das ist vielleicht eine Be-
schönigung des Bildes. Die viel härtere Form der Abschottung erfolgt über die tagtägli-
che Mobilität.  
 
Der Integrationsbeauftragte der Stadt Zürich hat einmal gesagt, die eigentliche Paral-
lelgesellschaft bildeten die hoch qualifizierten angelsächsischen Arbeitskräfte. Sie stel-
len die Segregation von dem Lebensbereich anderer Gruppen nicht dadurch her, dass 
sie sich gleichsam in eine von angelsächsischen Finanzfachleuten errichtete Festung 
zurückziehen, sondern durch eine hoch selektive, hoch mobile Nutzung der Region.  
 
Man fährt in einen 10 km entfernten Klub, in dem man unter sich ist. Man fährt zu einem 
Arbeitsplatz, an dem man unter seinesgleichen ist. Man fährt zu einem Wohnquartier, in 
dem man unter sich ist. Man schickt seine Kinder in eine bestimmte Schule und fährt 
dafür 20 km. Das heißt, gerade durch eine hohe Mobilität entsteht die scharfe Form der 
Abschottung von Milieus gegeneinander. Gerade eine hohe Mobilität kann ein Indiz für 
eine sehr scharfe Segregation von Lebenssphären sein. Wir müssen uns von der Vorstel-
lung lösen, die räumliche Konzentration sei das eigentliche Problem. Die tritt im Wesent-
lichen bei der Unterschicht auf, die nicht über diese Möglichkeiten der Mobilität verfügt.  
 
Letzter Punkt. Eines der Probleme ist – da haben Sie recht –: Dort, wo sich mit sozialen 
Problemen belastete Gruppen konzentrieren, etwa Transferempfänger, die sich auch 
subjektiv von einer Orientierung auf den Arbeitsmarkt verabschiedet haben, führt das 
zu enormen Schwierigkeiten bei der Sozialisation der Jugendlichen, die in solchen Um-
welten aufwachsen müssen. Ich denke, dort wäre Segregation – eine andere Bele-
gungspolitik – in der Tat sehr sinnvoll. Nur hat man nicht die optimalen Möglichkeiten. 
Das hängt damit zusammen, dass der soziale Wohnungsbau und die Belegungsrechte 
quantitativ und qualitativ massiv reduziert worden sind. Es wäre sehr schön, wenn die 
Kommunen in verschiedenen Quartieren Belegungsrechte ankaufen könnten, um  
überhaupt Möglichkeiten für eine solche Politik zu haben.  
 
 
Abg. Kordula Schulz-Asche: Herr Prof. Siebel, Sie haben eingangs und auch noch ein-
mal zwischendurch die Bedeutung – in dieser Reihenfolge – von Arbeitsmarkt, Bildung 
und Wohnquartier angesprochen. Nach den Unruhen in Frankreich, die im Umkreis 
praktisch aller Großstädte stattgefunden hatten, wurden Untersuchungen dazu durch-
geführt, welchen Zugang Menschen aus diesen Quartieren zum Arbeitsmarkt haben. Es 
ist festgestellt worden, dass es zum einen wegen des Namens und zum anderen wegen 
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der Adresse eine eindeutige Diskriminierung von Jugendlichen gegeben hat, die des-
wegen keine Stellen gefunden haben. Gibt es ähnliche Untersuchungen für Deutsch-
land, oder berufen Sie sich bei Ihren Aussagen auch auf diese französischen Untersu-
chungen?  
 
 
Herr Prof. Dr. Siebel: Ich meine, es hat vor einem Jahr eine Telefonumfrage gegeben, 
bei der man genau so etwas versuchte: sich ohne Ansehen der Person um eine Stelle zu 
bewerben. Das war ein Test. Herr Gestring, kennen Sie das? 
 
 
Herr Dr. Gestring: Es ging um Stigmatisierung. 
 
 
Herr Prof. Dr. Siebel: Das meine ich. Die haben ihre Adresse genannt, und dann wurden 
die Ergebnisse ausgezählt. Das waren anonyme Bewerbungen. Ich kenne nur eine Tele-
fonstudie.  
 
 
Frau Hanhörster: Der Planerladen Dortmund hat vor einigen Jahren eine Untersuchung 
zur ethnischen Diskriminierung durchgeführt, bei der Testpersonen unter verschiedenen 
Namen und mit unterschiedlicher Sprachkompetenz nach der Verfügbarkeit von Wohn-
raum gefragt haben. Um diese beiden Faktoren ging es. Es wurde in der Tat festgestellt, 
dass es immer noch eine Benachteiligung gibt.  
 
Auch ich kann das aufgrund meiner Forschung sagen. Im Duisburger Raum machen wir 
gerade viele Untersuchungen mit Eigentümern, die wir sozusagen über ihre Wohnbio-
grafie und über das Vorkommen von Diskriminierung berichten lassen. Es ist milieuüber-
greifend: Ich habe keinen Eigentümer kennengelernt, der nicht von genau dieser Dis-
kriminierung aufgrund des Namens und der Erscheinung berichtet hätte.  
 
 
Herr Dr. Gestring: Diskriminierung aufgrund ethnischer Zugehörigkeit ist das eine, Diskri-
minierung aufgrund der Wohnadresse das andere. Im Rahmen derselben Studie, von 
der Herr Siebel gesprochen hat, haben wir auch Arbeitgeber befragt. Wir haben typi-
sche Migrantenquartiere untersucht: türkische Migranten der zweiten Generation in ei-
ner Großwohnsiedlung.  
 
Die Arbeitgeber scheinen nicht so sehr auf das Quartier an sich – auf die Adresse – zu 
schauen, sondern sie verbinden mit dem Quartier eine Schule. Abgänger von bestimm-
ten Schulen werden besonders geprüft. Es gibt einen Zusammenhang zwischen dem 
Quartier und den Vorstellungen, die Arbeitgeber über Schulen in solchen Quartieren 
haben. Dabei sind das zum Teil Schulen, die richtig gut sind. Aber daran kann man se-
hen, dass es bei der Ausbildungsplatzsuche Diskriminierung gibt. Das kennt man auch 
aus der Schule in Berlin-Kreuzberg, die dadurch bekannt geworden ist, dass der Anteil 
der Schüler mit Migrationshintergrund 100 % betrug. Dort gibt es zum Teil ganze Jahr-
gänge von Schülern mit Haupt- und Realschulabschluss, die keinen Ausbildungsplatz 
bekommen haben, da die Auffassung vorherrscht, in solch einem Quartier könne die 
Schule nur schlecht sein.  
 
 
Abg. Mürvet Öztürk: Meine erste Frage nach den Quartieren hat Frau Schulz-Asche 
schon vorweggenommen. Meine zweite Frage bezieht sich noch einmal auf die Begrif-
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fe „freiwillige Segregation“ und „erzwungene Segregation“. Ich habe mich die ganze 
Zeit gefragt, wo die Grenze zwischen der freiwilligen Segregation und der in der Integra-
tionspolitik so verschrienen Parallelgesellschaft verläuft. Dieser Begriff ist politisch sehr 
negativ besetzt. Die Bildung einer Parallelgesellschaft ist etwas, was viele nicht wollen. 
Sie als Wissenschaftler können mir vielleicht dabei helfen, wo ich die Grenze zwischen 
der freiwilligen Segregation und der politisch verschrienen Parallelgesellschaft ziehe.  
 
Sie sagen, die freiwillige Segregation in einem kulturell höher stehenden Milieu werde in 
der Gesellschaft eher akzeptiert als bei sozial schwächeren Personenkreisen, die eben-
fall eine kulturelle Segregation bevorzugten. Von der Mehrheitsgesellschaft werde dies 
aber als Abschottung gesehen. Wo ist da die Grenze zur Parallelgesellschaft zu ziehen? 
Vielleicht können Sie mir da helfen; das verwirrt mich nämlich ein bisschen. 
 
 
Herr Prof. Dr. Siebel: Erstens. Mit „Segregation“ meinen wir gewöhnlich die Konzentration 
der Wohnstandorte einer bestimmten Gruppe, ob sozial oder ethnisch definiert, in be-
stimmten Quartieren der Stadt. Das hat noch nichts mit einer Parallelgesellschaft zu tun, 
sondern bezieht sich auf das rein empirische Phänomen der räumlichen Konzentration 
sozialer Gruppen in bestimmten Territorien der Stadt.  
 
„Parallelgesellschaft“ bedeutet – wenn man den Begriff nicht nur polemisch verwendet 
–, dass eine bestimmte Gruppe parallele Institutionen zu denen der Gesellschaft entwi-
ckelt: ihr eigenes Justizsystem, ihre eigenen Schulen, ihre eigene Polizei, ihre eigene 
Wohnungsversorgung, ihre eigene ökonomische Basisstruktur usw. Unter einer Parallel-
gesellschaft – den Begriff muss man ernst nehmen – versteht man die Parallelisierung 
der Institutionen. Das würde man vielleicht in der Wirtschaft nicht unbedingt für proble-
matisch halten; in der Justiz kann es ungeheure Probleme bereiten. Soviel ich weiß, gibt 
es Parallelgesellschaften in diesem Sinn in Deutschland nicht.  
 
Zweitens. Damit möchte ich noch einmal auf den Zürcher Integrationsbeauftragten zu-
rückkommen: Wenn es so etwas gibt, dann ist es ein Phänomen der hoch qualifizierten, 
international orientierten Arbeitskräfte, die etwa auf dem schulischen Sektor Parallelinsti-
tutionen – die boomenden internationalen Schulen – zu denen des öffentlichen Schul-
systems schaffen.  
 
Etwas Ähnliches haben wir mit den in unseren Städten präsenten international orientier-
ten Unternehmen, die sich auf internationale Märkte orientieren – genauso wie die Ar-
beitskräfte internationale Arbeitsmärkte und internationale Karrieren ins Auge fassen –, 
während die Lokalität der jeweiligen Gemeinde für sie zunehmend unwichtig wird. Ich 
halte das übrigens – aber darüber kann man lange reden – für ein zentrales Problem 
der kommunalen Politik; denn die politische Basis für die Lokalpolitik kommt zunehmend 
abhanden. Aber das ist ein ganz anderes Thema. 
 
 
Abg. Ismail Tipi: Herr Prof. Siebel, zunächst einmal möchte ich etwas zu Ihrem netten 
Zitat zu dem Thema Geduld sagen. Im Türkischen gibt es auch ein Sprichwort, das sinn-
gemäß übersetzt heißt: Der geduldige Derwisch ist in seiner eigenen Lethargie gestor-
ben. – Das heißt für mich, dass Geduld nicht zu Lethargie, also zu Schläfrigkeit werden 
darf. Im Deutschen gibt es auch ein Sprichwort – wir sind jetzt ganz international –: Wer 
zu spät kommt, den bestraft das Leben. – Ich denke, bei einer Wanderung, die jetzt be-
reits ein halbes Jahrhundert dauert, sollte man, gerade was Integration und Gesell-
schaftsfragen betrifft, mit der Geduld nicht allzu großzügig umgehen. Ich glaube, die 
Zeit ist gekommen, ein bisschen die Geduld zu verlieren. 
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Zu meiner eigentlichen Frage: Wir versuchen mit viel Geld, viel Energie und auch viel 
Arbeit, die Integration voranzutreiben. Zu einer gelungenen Integration gehört auch, 
dass die Menschen in dem Lebensmittelpunkt, den sie sich ausgesucht haben, sesshaft 
werden. Wie beurteilen Sie eigentlich die neue Diskussion darüber, dass Migranten, die 
sesshaft werden wollen, jetzt Eigentumswohnungen oder Häuser kaufen? Darüber wird 
jetzt eine Diskussion entfacht, und es wird gesagt – das hört man in vielen Gesprächen  
–: Die kaufen ganze Straßenzüge auf; erst war es die Arbeit, und jetzt kaufen sie uns 
auch noch die Häuser weg. – Glauben Sie, dass das in Zukunft ein großes Streitthema 
wird, oder entwickelt sich das zur Stammtischdebatte, die irgendwann vergessen sein 
wird? 
 
 
Herr Prof. Dr. Siebel: Darf ich trotzdem noch etwas zur Geduld sagen? Wir waren viel zu 
geduldig, als es um die Selbsterklärung als Einwanderungsgesellschaft ging. Da haben 
wir uns viel zu viel Zeit gelassen. Wenn Sie das meinen, stimme ich Ihnen völlig zu: Wir 
haben viel zu spät angefangen, eine systematische Integrationspolitik zu betreiben. Das 
ändert nichts daran, dass wir sehen müssen: Auch bei einer guten Politik dauert die In-
tegration drei Generationen. Normalerweise – wenn es gut geht – ist erst die dritte Ge-
neration wirklich integriert. Darauf bezieht sich meine Forderung: dass man sich einfach 
nicht überfordert und auch die Maßstäbe für den Erfolg der eigenen Politik nicht zu 
hoch hängt. Da brauchen wir weiß Gott Geduld. 
 
Ich denke, es ist eine der besten Maßnahmen der Integrationspolitik, in der Wohnungs-
politik genau das zu machen, was die Bundesrepublik damit immer bezweckt hat, näm-
lich Integration zu fördern.  
 
Die Bildung von privatem Eigentum in der Hand privater Haushalte war das klassische 
Ziel einer konservativen Integrationspolitik über die Wohnungsmarktpolitik. Genau das-
selbe kann man heute bei Zuwanderern machen.  
 
Die Eigentumsbildung ist eine Form, zu sagen, dass man auf Dauer hier bleiben will, dass 
man sich auch ökonomisch an den hiesigen Standort bindet. Wo immer Sie selbst ge-
nutztes Eigentum haben – das Gegenteil dessen, was Herr Fontaine vorhin beschrieben 
hat –, haben Sie auch ein höheres Interesse der selbst nutzenden Eigentümer am 
Schicksal ihres Quartiers und damit eine höhere Bereitschaft, sich an entsprechenden 
Maßnahmen zu beteiligen. 
 
Eine der Maßnahmen vorsichtiger Aufwertung in ethnischen Kolonien zur Verhinderung 
der Abwanderung von integrationserfolgreichen Haushalten wäre die Förderung von 
Eigentumsbildung in solchen Quartieren. In der Tat – auch das hat Herr Fontaine gesagt 
– sind das Problem häufig die privaten Banken, die bei der Kreditvergabe in solche 
Quartiere zurückhaltend sind. 
 
 
Abg. Hans-Christian Mick: Eine ganz kurze Frage: Sie hatten Handlungsempfehlungen 
an die Stadtpolitik ausgesprochen. Eine davon war ein, wie Sie sagten, „präventives 
Monitoring“ bestimmter Quartiere. Wahrscheinlich gibt es Kriterien, die sich dafür auf-
drängen: hohe Kriminalität, hohe Arbeitslosigkeit usw. Wenn von „präventivem Monito-
ring“ gesprochen wird, haben Sie „weiche“ Kriterien, die schon sehr frühzeitig auf das 
Abgleiten eines Stadtteils hindeuten? 
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Herr Prof. Dr. Siebel: Ja. Das Beste, was es meines Wissens in Deutschland gibt, ist das 
Monitoring-System, das in Berlin aufgebaut worden ist. Herr Holm weiß das wahrschein-
lich besser als ich. Herr Häußermann hat das im Wesentlichen aufgebaut. Es läuft seit 
drei oder vier Jahren und nutzt sowohl die Daten der amtlichen Statistik als auch – was 
gerade in diesem Bereich wichtiger ist – qualitative Informationen: regelmäßige Befra-
gungen von Experten, sei es der Sozialarbeit, der Wohnungsämter, der Wohnungsbau-
gesellschaften, natürlich auch der Schulen, der Polizei und der Kirchen. Ich glaube, das 
ist eine Kostenfrage, denn Sie müssen Primärdaten erheben. Sie müssen die Leute sys-
tematisch befragen. Aber so kommen Sie sehr gut und frühzeitig an Informationen. 
 
 
Abg. Gerhard Merz: Ich würde aus meiner kommunalen Politikerfahrung heraus gern 
zwei Anmerkungen zu einigen Aspekten machen, die hier angesprochen worden sind.  
 
Erstens. Herr Dr. Luft hat davon gesprochen, dass die Kommunen praktisch keine Wahl 
in der Frage von Segregation oder Desegregation hätten. Das ist nicht ganz richtig. Ich 
habe vorhin die Belegungspraxis der Sozialämter bzw. heute der Jobcenter angespro-
chen. Sie können über die kommunalen Wohnungsbaugesellschaften, die es ja noch 
gibt, oder über die staatlichen Wohnungsbaugesellschaften, die es auch noch gibt und 
die zum Teil nach wie vor über erhebliche Wohnungsbestände verfügen, das eine oder 
das andere fördern.  
 
In der Stadt Gießen, aus der ich komme, hat es bis vor 15 oder 20 Jahren – so etwa in 
dem Zeitraum – eine Quote in den einzelnen Häusern des Wohnungsbestandes gege-
ben. Das war damals der Stand der Diskussion. Das ist vernünftigerweise aufgegeben 
worden, weil wir der Auffassung waren, dass das zu gar nichts führt, und zwar aus den 
hier schon besagten Gründen. Aber diese Wahl hätte man schon. 
 
Zweitens. Wir haben in unseren angestammten sozialen Brennpunkten, von denen einer 
von Horst-Eberhard Richter ausführlich beschrieben worden ist, zum einen den Versuch 
gemacht – das ist jetzt 30 oder 40 Jahre her –, das Problem dadurch zu lösen, dass man 
eine Desegregationspolitik durch Umsiedlung der dort angestammten deutschen Be-
völkerung, ehedem Obdachlose, die teilweise über 30, 40, 50, in einem Fall sogar über 
70 Jahre dort leben, betrieben hat. Das ist glanzvoll – oder, genauer gesagt, glanzlos – 
gescheitert.  
 
Der andere Ansatz in punkto Antidiskriminierung war, den Straßennamen auszutau-
schen. Auch der Ansatz ist glanzlos gescheitert, sodass man am Ende zu der Politik kam, 
den Standort als solchen und die Bevölkerung dort zu stärken.  
 
Das ist jetzt der Ausgangspunkt meiner Frage. Sie haben in Ihrem ersten Beitrag sehr 
richtigerweise, wie ich fand, genau diesen Punkt gemacht. Sie haben ihn auch in Bezug 
auf Schulen und Kindertageseinrichtungen gemacht, dass man die besten Schulen und 
Kindertageseinrichtungen dort braucht. Dann kam, für mich überraschend, der Hinweis 
auf das „Busing“, das Sie in bestimmten Situationen – so habe ich es verstanden – als 
Möglichkeit sehen. Das ist aber eher das Gegenteil der anderen Möglichkeit. Den Wi-
derspruch möchte ich gern etwas näher beleuchtet haben. Können Sie einen Hinweis 
geben, was der Indikator dafür wäre, zu einem solchen Mittel zu greifen, wenn man es 
rechtlich sauber hinbekäme? Das ist nämlich wirklich eine Frage, bei der man ein politi-
sches Steuerungsmittel in der Hand hätte. 
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Herr Prof. Dr. Siebel: Sie haben den entscheidenden Punkt angesprochen. Ich habe ja 
auch gesagt, dass das eine sehr problematische Maßnahme ist. Ich würde sagen, es ist 
eine Notmaßnahme. Die Hauptschwierigkeit wird die Schule sein, in die man die Kinder 
aus einem solchen Quartier bringt, die sich möglicherweise heftig dagegen wehrt. Erst 
recht wird man keine deutschen Kinder aus der Bildungsschicht per „Busing“ in Schulen 
bekommen, die in Gebieten mit einem hohen Ausländeranteil liegen.  
 
Es ist also wirklich eine Notmaßnahme, über die man nachdenken müsste, wenn man in 
solchen Schulen Phänomene hat wie einen Migrantenanteil von 80 % oder 100 % plus 
soziale Probleme. Natürlich ist wichtig, zu überlegen: Wen stecken Sie in den Bus? Die 
Besten einer Schule – dann machen Sie es noch schlimmer – oder die, von denen man 
hoffen könnte, dass sie, wenn sie in eine andere Umgebung, z. B. in eine Ganztagsschu-
le für acht Stunden am Tag, gebracht werden, vielleicht doch noch davon profitieren? 
Aber ich finde, das ist eine Notmaßnahme, weil man die Schulen in diesen Quartieren 
so schnell nicht verbessern wird, wenn man sie überhaupt verbessern kann. 
 
Ich möchte noch eines ergänzen: Die Quotierung ist nicht nur praktisch gescheitert. Ich 
halte sie auch für Unsinn. Wenn es eine räumliche Quotierung ist, läuft das schlicht dar-
auf hinaus, den eh schon außerordentlich beengten Wohnungsmarkt für ärmere Haus-
halte bewusst noch enger zu machen, indem man das Angebot noch knapper macht, 
weil man bestimmte Quartiere aus dem Angebot herausnimmt. Das ist eine gezielte 
Verschlechterung der Situation, die in jeder Hinsicht unsinnig ist. 
 
Vernünftig ist Folgendes – das hängt entscheidend von dem Typ Wohnungsbaugesell-
schaft ab, mit dem eine Kommune kooperiert. Wenn Sie eine Wohnungsbaugesell-
schaft wie die SAGA in Hamburg haben, ist es eine sehr gute Maßnahme, der Woh-
nungsbaugesellschaft eine Quote vorzugeben. Sie muss in 10 % – oder 5 % oder wie viel 
Prozent auch immer – ihrer Bestände, das hängt von der Stadt ab, entsprechende 
Haushalte unterbringen. Es muss dann aber der SAGA überlassen bleiben, wo sie diese 
Belegungsrechte nutzt und wo sie welche Haushalte unterbringt. Das können Sie nicht 
mit dem Typ von Investor machen, den ich zu Anfang beschrieben habe. 
 
Man muss in dem Zusammenhang auch sehen: Die Privatisierung gerade gemeinnützi-
ger Wohnungsbestände lebt vom deutschen Sozialstaat. Wenn man nämlich Empfän-
ger von Transferleistungen in seine Leerstände hineinbringt, hat man die sichersten Miet-
zahler, und man kann gleichzeitig, weil diese politisch keinen Einfluss haben, die In-
standhaltungsinvestitionen unterlassen. Das ist eine Form der Privatisierung, die ökono-
misch nur deshalb so erfolgreich ist, weil wir diese Form der Mietsubventionierung gera-
de für sozial problematische Haushalte haben. Wenn Sie eine Wohnungsbaugesell-
schaft haben, die eine solche Strategie fährt: Mit der geht das einfach gar nicht. Ich 
denk, diese Wohnungsbaugesellschaften und diese Form der Privatisierung an solche 
Gesellschaften sind das Problem. 
 
 
Abg. Barbara Cárdenas: Ich habe zwei Fragen. Ich bin nicht sicher, ob ich Sie richtig 
verstanden habe, Herr Prof. Dr. Siebel. Sie haben gesagt, Stadt, Markt und Recht – und 
etwas Viertes, das ich vergessen habe – seien eher diskriminierungsfrei. So habe ich Sie 
verstanden. Aber das kann ja nicht sein.  
 
 
Herr Prof. Dr. Siebel: Nein. 
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Abg. Barbara Cárdenas: Wir haben ja eben Gegenbeispiele gehört: Ausbildungsmarkt, 
Arbeitsmarkt und Wohnungsmarkt. Das heißt, das wäre wahrscheinlich eine Forderung, 
die dem Anspruch des Grundgesetzes eigentlich entsprechen würde. Könnten Sie das 
noch deutlicher machen? Auch bei der Durchsetzung des Rechts ist es ja so, dass die 
Menschen, die einen teuren guten Anwalt bezahlen können, eher als andere Recht 
bekommen.  
 
Die zweite Frage betrifft das „Busing“. Dazu hat Kollege Merz bereits die richtigen An-
merkungen gemacht. Ich möchte fragen: Wo gibt es Ihrer Meinung nach Beispiele für 
gut gelaufenes „Busing“? Ich kenne keine. Wir haben das ja auch in Dietzenbach über-
legt, sind aber aus bestimmten Gründen davon abgekommen, vielleicht auch deshalb, 
weil bestimmte Wohnumfelder das nicht wollten. Ich weiß nicht mehr, was der Hinter-
grund war. Ich möchte gern Beispiele dafür haben, wo es wirklich gut läuft. Was sind die 
Bedingungen dafür, dass es überhaupt gut läuft? 
 
 
Herr Prof. Dr. Siebel: In Stuttgart, auch in Frankfurt, sind fast 40 % der Stadtbevölkerung 
Menschen mit Migrationshintergrund. Wie ist das überhaupt möglich – ohne schwere 
Konflikte? Wir müssen zunächst einmal sehen, welch eine unglaubliche Integrationsleis-
tung diese Gesellschaft erbringt, indem sie so hohe Prozentsätze von Zuwanderern in so 
kurzer Zeit aufnimmt, ohne dass wir hier bislang Riots haben, wie wir sie aus Amerika, 
England und Frankreich kennen.  
 
Ich glaube, das hängt mit der Fähigkeit zusammen – etwa des Marktes, wenn er funkti-
oniert –, von Fremdheit systematisch abzusehen, sie gar nicht wahrzunehmen. Mir 
kommt es darauf an, diesen Typ von Integration durch Verzicht auf Wahrnehmung aller 
möglichen Fremdheiten, durch Verzicht auf Integration, könnte man sagen, gegen die 
herrschende Vorstellung, Integration bedeute immer Homogenisierung, Assimilation und 
Einfügen in eine Gesellschaft, hervorzuheben. So funktioniert das in einer modernen Ge-
sellschaft nicht. Das wollte ich nur klarmachen. 
 
Der Witz ist: Ein Markt ist umso besser, je weniger er diskriminiert, weil er dadurch weniger 
auf Produktionsfaktoren verzichtet. Das heißt nicht, dass es empirisch nicht ganz anders 
ist. Der Witz ist, dass diese Gesellschaft gut funktioniert, wenn sie diese Form des syste-
matischen Vernachlässigens von Fremdheit praktiziert. Dann funktioniert sie besser.  
 
Die relativ konfliktfreie Anwesenheit einer solch großen Zahl von Fremden wäre im 
19. Jahrhundert überhaupt nicht denkbar gewesen. Vor dem Hintergrund der deut-
schen Geschichte kann man sich immer noch wundern, dass das so relativ konfliktfrei 
läuft. Man muss sich erst einmal überlegen, warum das so ist. Dann findet man Ansätze 
für eine vernünftige Integrationspolitik. Ein Ansatz ist eben, Distanz zu fördern, sich nicht 
darum zu kümmern. Auch das ist eine Form von Integration. 
 
Was das „Busing“ anbelangt, würde auch ich gern einmal ein gutes Beispiel hören. 
Trotzdem finde ich: Wenn es eine solche Situation gibt, könnte eine Stadt zumindest ver-
suchen, eine sogenannte bessere Schule zu finden, die bereit wäre, einige Schülerinnen 
und Schüler aus einem solchen Quartier aufzunehmen; das wäre schon etwas. Dann 
müsste man sie in diese Schule bringen. Ich finde nicht, dass man von vornherein sagen 
sollte: Das hat überhaupt keinen Sinn. – Es wirkt schneller, als darauf zu hoffen, dort ir-
gendwann einmal die ideale Schule oder die ideale Kindertagesstätte zu bauen. 
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Herr Kolmer: Ich möchte auf Ihre letzte Aussage eingehen, wonach der soziale Friede in 
Stuttgart und Frankfurt mit einem Migrantenanteil von 40 % – oder in Offenbach mit ei-
nem Anteil von 44 % – funktioniert. Die Untersuchung bei uns hat ergeben, dass wir ei-
nen sozialen Frieden haben und wunderbar nebeneinanderher leben. Wo ist da die 
Integration des Miteinanders? 
 
 
Herr Prof. Dr. Siebel: Es ist zunächst einmal ein Erfolg, keine Konflikte zu haben. Gucken 
Sie sich die in den Banlieue- Auseinandersetzungen oder die Riots an, die wir in England 
oder in Amerika hatten. Es ist ein Erfolg, das – noch – nicht zu haben. Wir werden es 
wahrscheinlich kriegen, wenn es so weitergeht. 
 
 
Vorsitzender: Herzlichen Dank. Alle Fragen sind gestellt und beantwortet.  
 
Ich darf jetzt Frau Heike Hanhörster vom Institut für Landes- und Stadtentwicklungsfor-
schung, Dortmund, um ihren Vortrag bitten. 
 
 
Frau Hanhörster: Ich bemühe mich darum, es kurz und knackig zu machen. Wahrschein-
lich sind Sie alle jetzt schon ein bisschen erschöpft. Ich knüpfe eigentlich an einige der 
Bereiche unmittelbar an, die Herr Prof. Dr. Siebel angesprochen hat.  
 
Ich bin wissenschaftliche Mitarbeiterin am ILS, Institut für Landes- und Stadtentwicklungs-
forschung in Dortmund, im Forschungsfeld „Sozialraum Stadt“. Wie der Name schon 
sagt, beschäftigt sich dieses Forschungsfeld mit sozialräumlichen Polarisierungsprozessen 
und der Frage sozialer und räumlicher Mobilität, unter anderem von Migrantinnen und 
Migranten. 
 
 (Präsentation Hanhörster siehe Anlage 2) 
 
Ich möchte in den wenigen Minuten meines Vortrags verschiedene der Aspekte auf-
greifen, die Sie zur Diskussion gestellt haben. Ich möchte mit der Frage nach den Unter-
schieden in der Wohnsituation beginnen. Das Statistische Landesamt hat Ihnen die La-
ge in Hessen dankenswerterweise aufbereitet. Wir werden vielleicht einige konkrete 
Zahlen noch unterfüttert bekommen.  
 
Bei der Frage der Segregation würde ich gern Aspekte der Freiwilligkeit und Unfreiwillig-
keit, die Herr Prof. Dr. Siebel angesprochen hat, aufgreifen. Aus meiner Perspektive ist es 
in der Tat analytisch möglicherweise hilfreich, so zu unterscheiden. In der Praxis ist jeder 
Haushalt in diesen benachteiligten Quartieren eigentlich von einer Überlappung freiwil-
liger und unfreiwilliger Merkmale betroffen. Das heißt: Jeder Haushalt hat gewisse Vor-
züge, aber auch gewisse Benachteiligungen durch das Leben in diesem Stadtteil, so-
dass es de facto nicht zu trennen ist. Darauf möchte ich gern eingehen. 
 
Dann möchte ich zunächst auf die Milieus und damit auf die Frage eingehen: Wie un-
terscheiden wir, wenn wir über den Wohnungsmarkt diskutieren? Fragen wir nach As-
pekten der Nationalität, des Migrationshintergrundes, oder ist es möglicherweise nicht 
auch hilfreich, sich stärker mit unterschiedlichen sozialen Lagen und Werteorientierun-
gen zu beschäftigen, die sich in Milieus ausdrücken? 
 
Als ein Beispiel möchte ich über das Eigentum sprechen. Das ist hier verschiedentlich 
angeklungen. Wie drückt sich das in unterschiedlichen Milieus aus? Danach möchte ich 



Ra – 44 – EKM/18/13 – 25.02.2011 
 
 
kurz auf die Frage eingehen, was das bedeutet und wo es Handlungsmöglichkeiten 
gibt. 
 
 (Hanhörster Folie 2: „Unterschiede im Wohnbereich?“) 
 
Unterschiede im Wohnbereich: Fast alle Papiere, die im Vorfeld erstellt wurden, zeigen, 
weitestgehend auf der Grundlage des Mikrozensus 2006 – für Hessen ist das in gleicher 
Form dargestellt –, dass trotz bemerkbarer Aufholprozesse Migranten noch immer be-
engter und teurer wohnen. Wenn ich die Daten im Vorfeld richtig gelesen habe: 28 m2 
beziehungsweise 44 m2 pro Person und pro Mietwohnung, die Personen mit oder ohne 
Migrationshintergrund zur Verfügung stehen. Es gibt also eine relevante Differenz.  
 
Diese lässt sich vielfach durch die sozioökonomische Lage und die Zusammensetzung 
der Haushalte, durch das geringere Einkommen und die größeren Haushalte, die zum 
Teil in entsprechend größeren Wohnungen leben, die vergleichsweise teurer sind, sowie 
durch die Wohnstandorte erklären. Das heißt: Migranten wohnen vielfach in urbanen 
Gebieten, in Gebieten, die von angespannten Wohnungsmärkten betroffen sind, und 
suchen eine Wohnung in bestimmten Segmenten innerhalb einer Stadt. Wir alle wissen, 
es ist gar nicht so einfach, im Frankfurter Umland oder in der Stadt Frankfurt Fünf-
Zimmer-Wohnungen zu akzeptablen Preisen zu bekommen.  
 
Auch wenn wir argumentieren, viele der Differenzen sind sozioökonomisch zu erklären, 
so muss man in gleicher Weise sagen – das haben wir hier gerade diskutiert –: Die Dis-
kriminierung ist nach wie vor Realität, und sie gilt es nach wie vor zu beobachten. 
 
 (Hanhörster Folie 3: „Soziale und ethnische Segregation“) 
 
Zur Frage der Segregation. Herr Prof. Dr. Siebel hat bereits ausführlich darüber gespro-
chen, insofern fasse ich mich jetzt kürzer. Das aus meiner Sicht wichtige Argument ist: 
Wenn wir über Wohnungspolitik sprechen, sprechen wir über Segregation. Das wird 
auch zukünftig genau der Bereich sein, mit dem wir uns in den nächsten 20 bis 30 Jah-
ren beschäftigen müssen. Das Thema wird uns nicht verlassen – im Gegenteil. Die Über-
lappung von sozialer und ethnischer Segregation, die jetzt schon festzustellen ist, wird 
sich voraussichtlich verstetigen und möglicherweise verstärken. 
 
Gleichzeitig – darauf möchte ich hinweisen – ist aber eine soziale Ausdifferenzierung der 
Bevölkerung mit Migrationshintergrund empirisch nachzuvollziehen. Das heißt, dass wir 
innerhalb der Bevölkerung mit Migrationshintergrund in den letzten Jahrzehnten eine 
größere Bandbreite in Bezug auf soziale Lagen und Werteorientierung haben, worauf 
ich gleich eingehen werde. Die große Frage ist: Was macht das mit der Stadt? Was 
macht diese Ausdifferenzierung mit den Stadträumen, und wo konzentrieren sich diese 
Milieus? Wir haben vorhin etwas über den Aspekt des „selektiven Fortzugs“ gehört. Wel-
che Haushalte gehen, und welche Haushalte bleiben? Das ist aus meiner Sicht eine 
sehr relevante Fragestellung. 
 
Insbesondere in Städten mit entspanntem Wohnungsmarkt, das hat Herr Prof. Dr. Siebel 
bereits angesprochen, gehen die, die gehen können, die Mobilen – möglicherweise, 
aber nicht alle. Die große Frage, wenn wir uns mit der integrierten Quartiersentwicklung 
beschäftigen, lautet also: Wie können wir die, die noch in diesen Stadtteilen leben, dort 
auch gern leben, halten? Mein Argument ist, dass die Frage des Gehens und Bleibens 
nicht nach Nationalitäten, nach dem Migrationshintergrund zu behandeln und zu ana-
lysieren ist, sondern nach unterschiedlichen Milieus. 
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 (Hanhörster Folie 4: „Sinus-Migrantenmilieus in Stadt und Land“) 
 
Sie kennen möglicherweise die berühmten „Kartoffel“-Grafiken von Sinus Sociovision. 
Milieus finde ich ganz handhabbar und nachvollziehbar. In der vertikalen Achse sieht 
man, wie sich die soziale Lage ausdifferenziert, und in der horizontalen Achse sieht man 
die Werteorientierung. Das heißt: Wir haben links unten die Milieus mit traditioneller Wer-
teorientierung und geringer sozialer Lage in Bezug auf Einkommen und Bildungspositio-
nen usw. Das sind die sogenannten klassischen Arbeitermilieus, die traditionsverwurzel-
ten Milieus. Unten rechts sehen Sie die eher prekären Migrantenmilieus, in der Mitte – 
man kann auch sagen: in der Mitte der Gesellschaft – die klassischen statusorientierten 
Milieus. Ganz rechts oben sehen Sie die eher ambitionierten Migrantenmilieus. Als ein 
Beispiel sind die Kosmopoliten zu nennen, die, wie wir vorhin gehört haben, „frecherwei-
se“ die Stadt und die Region nutzen, hier und dort sind. Durch ihre Mobilität verfestigen 
sie bestimmte Probleme in anderen Quartieren.  
 
Wir sprechen also von unterschiedlichen Milieus. Wir haben die transnationalen Milieus, 
die auf diesem Bild weitestgehend rechts oben einzufügen wären. In dieser Sinus-Studie 
wurde auch deutlich, dass die Bezüge zum Herkunftsland über Milieus in ganz unter-
schiedliche Formen übergreifen, aber vorhanden sind. Das heißt, es mag die klassische 
Gastarbeitergeneration sein, wenn wir über Beteiligung sprechen und feststellen: Über 
fünf Monate ist die Wohnung leer. Das heißt, sie nutzen bestimmte Monate, fünf, sechs 
Monate, zum klassischen Pendeln zwischen zwei Ländern. Die kulturübergreifende Mobi-
lität sieht – je nach Milieu – sehr unterschiedlich aus. 
 
 (Hanhörster Folie 5: „Migrantenmilieus in Deutschland“) 
 
Hier sehen Sie die Verteilung der vier Milieugruppen, die ich gerade genannt habe. Das 
sind eigentlich Milieufamilien; in der Summe gibt es, ausdifferenziert, acht unterschiedli-
che Milieus. Sie gibt es in dieser Form, analytisch gesehen, nicht nur in Deutschland, 
sondern auch in anderen europäischen Ländern. Das sind sozusagen Migrantenmilieus. 
Meine Hoffnung wäre: Irgendwann erübrigt sich das, dann brauchen wir nur noch über 
Milieus zu sprechen. Zu diesem Zeitpunkt macht es aus meiner Sicht Sinn, zu schauen, ob 
es Differenzen zwischen Migrantenmilieus und deutschen Milieus gibt, und in einem spä-
teren Schritt über eine Zusammenführung zu sprechen. 
 
 (Hanhörster Folie 6: „Mileupräsenz in Hessen“) 
 
Hier sehen wir die Darstellung der Wahrscheinlichkeit, wie unterschiedliche Milieus in 
den unterschiedlichen Kreisen verortet sind. Weiß umrandet ist Hessen. Es geht darum – 
das ist meine Argumentation, insofern ist das nur eine Visualisierung, die Sie als Bild auf-
nehmen können –, dass auf der Kreisebene ganz unterschiedliche Milieus bestehen. Es 
erscheint aus meiner Sicht in der Argumentation sinnvoll – wir haben von kleinräumigem 
Monitoring gesprochen –, dieses kleinräumige Monitoring nicht nur in Bezug auf Natio-
nalitäten oder Personen mit Migrationshintergrund – ja oder nein – durchzuführen. Die 
zentrale Frage ist vielmehr: Welche Milieus leben in den unterschiedlichen Räumen? 
Das ist im Stadt-Land-Unterschied sichtbar. Das heißt: Die ambitionierten Milieus sind 
tendenziell in den städtischen Kontexten, die traditionelleren Milieus in den ländlichen 
Gebieten. Ich würde gern Herrn Prof. Dr. Siebel widersprechen – leider ist er jetzt nicht 
mehr da –, der sagte, auf dem Land gebe es keine Fremden. Das ist sehr wohl so, und 
das gibt es auch über Jahrzehnte. Wir führen gerade im Auftrag der Schader-Stiftung 
eine Studie durch, in der es um Integration im ländlichen Raum geht. Man kann nicht 
sagen, Integration sei dort einfacher oder schwerer. Sie ist ganz anders. In der Tat: Auch 
wenn es eine räumliche Nähe gibt, führt das nicht zu sozialer Nähe. In Hessen gibt es 
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zwar keine in diesem Sinne so ganz periphär gelegenen Gebiete, aber wir sehen: 
Nordhessen und Südhessen unterscheiden sich räumlich und durch die Präsenz unter-
schiedlicher Milieus. 
 

(Hanhörster Folie 7: „Eigentum als Integrationsbarometer und Eigentümer als 
Quartiersretter?) 

 
Ich möchte die Milieus in Bezug auf die Eigentumsquoten argumentativ deutlich ma-
chen. Wir haben die Eigentumsquoten für Hessen nur in der Summe vorliegen. Ich glau-
be, in Hessen ist die Eigentumsquote von Personen ohne Migrationshintergrund unge-
fähr doppelt so groß wie die von Personen mit Migrationshintergrund.  
 
 (Hanhörster Folie 8: „Eigentumsbildung Türkeistämmiger in NRW“) 
 
Für Nordrhein-Westfalen gibt es eine interessante Darstellung der Veränderung der Ei-
gentumsquoten im Laufe der Jahre. Hier sehen Sie einen Zehnjahres-Schnitt, erhoben 
vom Zentrum für Türkeistudien, das regelmäßig in repräsentativen Studien Menschen 
befragt, wie sie leben und wohnen. Die Eigentumsquote – also die Quote derer, die im 
eigenen Haus oder in der eigenen Wohnung leben – hat sich innerhalb von zehn Jah-
ren um über 20 Prozentpunkte erhöht: von 14 % auf 37 %. Wir sprechen hier über einen 
quantitativ sehr relevanten Prozess. 
 
Diese Eigentumsquoten sind bei den Personen ohne und mit Migrationshintergrund – 
insbesondere bei denen mit Migrationshintergrund – im ländlichen Raum vergleichswei-
se höher. Hier stellt sich die Frage, welche Bedeutung das, integrationspolitisch gese-
hen, hat. Ich komme darauf gleich noch zu sprechen. Denn: Eigentum als „Integrati-
onsbarometer“ oder „Quartiersretter“ ist etwas polemisch formuliert. Es wird vielfach 
angenommen, das hat Herr Prof. Dr. Siebel gesagt, mit der Eigentumsbildung verknüpfe 
sich eine bestimmte Hoffnung; zum Teil ist empirisch nachgewiesen, dass zumindest Ei-
gentümerhaushalte länger vor Ort sind. Die Verbleibedauer im Quartier wird größer. 
Eigentümer investieren. Dadurch wächst natürlich die Sensibilität für das jeweilige Quar-
tier. Auch die Wohnzufriedenheit steigt – bei Deutschen und Nichtdeutschen. Das ist 
beispielsweise für Duisburg deutlich nachgewiesen, wo es einen Integrations-Survey 
gibt. 
 
Im ILS führen wir gerade eine Studie durch, in der wir – andere Studien zeigen das 
auch – die Frage der Eigentumsbildung kritisch beleuchten. Wir haben festgestellt: Die 
Zahl der Schwellenhaushalte, die Eigentum gebildet haben und deren Nettohaus-
haltseinkommen unter 1.000 € liegt, ist bei Personen mit Migrationshintergrund deutlich 
höher als bei Deutschen. Das heißt: Vielfach wird durch den Eigentumserwerb ein Weg 
aus der Diskriminierung gefunden. Das wurde uns in der qualitativen Studie, die wir 
durchführen, eindeutig so bestätigt.  
 
Ein ambivalenter Aspekt des Eigentums: Durch die Eigentumsbildung wird die Antwort 
auf die Frage beschleunigt: Gehe ich, oder bleibe ich? – Das heißt: Der Eigentümer-
haushalt überlegt sich: Was tun wir? – Durch diese Eigentümerhauhalte kann eine Ent-
mischung stattfinden. Das Zentrum für Türkeistudien hat beispielsweise gezeigt, dass ein 
Drittel derjenigen, die jetzt noch zur Miete wohnen, ein Interesse haben, zukünftig Eigen-
tum zu erwerben.  
 
Herr Prof. Dr. Siebel hat es angesprochen: Wenn wir über Stadtplanungspolitik sprechen, 
ist die Frage der kleinräumigen qualitativen Inseln in segregierten Gebieten eine wichti-
ge, mit der wir uns beschäftigen müssen. Ansonsten sind diese Haushalte irgendwann 
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weg. Aber sie sind, wie ich es jetzt etwas polemisch formuliert habe, wahrlich nicht die 
„Quartiersretter“ der Nation. Sie sind es unter anderem deshalb nicht – ich glaube, Frau 
Öztürk hat die Frage der Bezüge angesprochen –: Wenn wir uns fragen, welches die 
Potenziale sind, die ein Quartier hat, ist es ganz wichtig und aus meiner Sicht zentral, bei 
dem Programm „Soziale Stadt“ nicht innerhalb eines Quartiers zu verharren und immer 
zu denken, in diesem Quartier müsse die Lösung gefunden werden, sondern zu sehen: 
Die Haushalte, die fortziehen, sind ein sehr gutes Beispiel dafür, dass wir bürgerschaftli-
ches Engagement von Haushalten finden, die fortgezogen sind, die gesagt haben: „Die 
soziale Kontrolle reicht uns; wir möchten nicht in der räumlichen Nähe wohnen, aber die 
soziale Nähe spüren wir nichtsdestotrotz und fühlen uns einer bestimmten Schule oder 
den Verwandten gegenüber noch verantwortlich und leisten dort entsprechende Bei-
träge.“ 
 
Als Wissenschaftlerin muss ich sagen: Es gibt noch erstaunlich wenig empirisches Wissen 
über diese kleinräumigen Muster. Auch wenn ich sage, es gibt eine Überlappung von 
sozialer und ethnischer Segregation auf Quartiersebene, so ist ganz wichtig und zu be-
denken – in der Hinsicht ist auch das Monitoring in Berlin wichtig, bei dem der Focus von 
der Quartiersebene noch viel kleinräumiger in die Wohnnachbarschaften und Lebens-
räume geht –: Die Heterogenität eines Quartiers zeigt sich in den kleinräumigen, sehr 
unterschiedlichen Nachbarschaften. 
 
 (Hanhörster Folie 9: „Handlungsumfeld Wohnen“) 
 
Wenn wir über die Quartiersentwicklung sprechen, kann man die Kürzungen beim Pro-
gramm „Soziale Stadt“, aber auch die Fokussierung auf die eher baulich-investiven  
Ansätze einfach nur als dramatisch bezeichnen. Wichtig ist es aus meiner Sicht, wenn 
wir das Wohnen in den Mittelpunkt rücken – das wurde beispielsweise für das Spessart-
viertel angesprochen –, dass wir die Verknüpfung zwischen Wohnungspolitik und ande-
ren Sektoren, anderen Disziplinen suchen müssen. Der Bereich Bildung, da kann ich 
mich Herrn Prof. Dr. Siebel 100-prozentig anschließen, ist der zentrale Hebel.  
 
Das zeigt sich auch im Spessartviertel. Natürlich geht es dort auch um eine bauliche 
Aufwertung, aber die besonderen Impulse, die dort gesetzt werden, sind die Fragen der 
Vernetzung und der Inklusion, über die wir vorhin gesprochen haben. Das heißt: Pro-
gramme bzw. Projekte sollten nicht nur für die Quartiersbevölkerung ausgelegt werden. 
Es gibt dort, glaube ich, das Projekt „Wir bewegen uns“, das versucht, über verschiede-
ne Initiativen, Vereine und Schulen eine Kooperation anzuregen und diese „Liaison“ 
möglicherweise über das Quartier hinaus zu verstärken. 
 
Ganz wichtig ist die Frage der Durchlässigkeit, die ich als letzten Punkt nenne. Das ist aus 
meiner Sicht eines der zentralen Stichworte: die Durchlässigkeit von Quartieren nach 
innen und außen. Durchlässigkeit „nach innen“ bedeutet – das klingt vielleicht paradox: 
Wer will da rein? –: Wir müssen prestigeträchtige Mehrsporthallen, oder was auch im-
mer, bauen, wir müssen attraktive Angebote in diese Quartiere verorten, damit z. B. 
Menschen, die Sport treiben oder ein Theater besuchen wollen, dorthin kommen. Ande-
rerseits müssen wir auch die Durchlässigkeit „nach außen“ fördern, was zu genau den 
Ambivalenzen führt, die Herr Prof. Dr. Siebel genannt hat. Möglicherweise ist es für einen 
aufstrebenden Haushalt sehr vorteilhaft, sein Quartier zu verlassen, insbesondere wenn 
er nach wie vor das Gefühl hat, dass seiner Bildungsaspiration unter den Rahmenbe-
dingungen nicht nachgekommen werden kann. Für das Quartier ist das ein Verlust. Die-
se Ambivalenz, diese unterschiedliche Bewertung von Haushaltsebene und Quartier, 
müssen wir auch in der integrierten Quartiersentwicklung im Blick behalten.  
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Vorsitzender: Herzlichen Dank. – Ich darf zu Wortmeldungen einladen. Bitte schön. 
 
 
Sachv. Marc Phillip Nogueira: Ich würde gern Folgendes wissen: Sie haben eine Folien 
zu den verschiedenen Milieus und zu ihrer Verteilung in Deutschland, aber auch in Hes-
sen gezeigt. Ich habe sie mir schon im Vorfeld angesehen. Da habe ich mir gedacht: 
Mensch, Osthessen, viel traditionell verwurzeltes Milieu. – Das hätte ich wahrscheinlich 
auch für die übrige Bevölkerung ohne Migrationshintergrund erwartet. Da stellt sich na-
türlich die Frage des Zusammenhangs: Ist es so, dass die Migranten, die eher einem tra-
ditionellem Milieu angehören, tendenziell in diese Gebiete ziehen, oder wirken diese 
Gebiete mit all dem, was sozial dazu gehört, auf diese Milieus zurück? Letzteres würde 
gerade für die große Prägekraft unserer Gesellschaft sprechen und damit auch für das, 
was an Integration tatsächlich vonstatten geht. Wie ist da der Zusammenhang? 
 
 
Frau Hanhörster: Es ist zutreffend, dass diese Darstellung nur die Migrantenmilieus zeigt, 
dass aber eine solche Verteilung der deutschen Milieus analog anzunehmen ist. Wir 
müssen immer aufpassen: Land und Stadt – da gibt es eine große Breite der Typisierung 
von Quartieren und Regionen, die genau dazwischen liegen, die z. B. in der Nähe von 
Ballungsräumen liegen. Wir haben uns in einem Projekt mit dem Kreis Offenbach und 
dort mit der Stadt Neu-Isenburg beschäftigt. Das ist eine mittelgroße Stadt, aber durch 
die unmittelbare Nähe zu Offenbach und Frankfurt werden der Wohnungsmarkt und 
die Milieus bestimmt, die dort leben. Deswegen haben wir unter anderem eine polari-
sierende Darstellung für die zentralen versus die periphär gelegenen Kreise dargestellt. 
Je nach der Nähe zu diesen Ballungsregionen sind die vor Ort lebenden Migranten in 
den ländlich geprägten Quartieren anders vertreten. 
 
Sie fragten, ob diese Gebiete auch auf die Milieus wirken. Zum einen muss man sagen: 
In dem Milieu, in das ich hineingeboren werde, sterbe ich nicht unbedingt. Es finden 
Verschiebungen von Milieus statt. Das heißt: Ich kann möglicherweise statusorientiert 
aufwachsen, und mit dem Auszug aus meinem Elternhaus stelle ich fest: Ich packe Kos-
mopoliteninteressen aus und habe damit ganz andere Wohnstandortpräferenzen. – 
Das mag durch das Quartier mit bedingt werden. Ich würde diesen Rückschluss aber 
sehr begrenzt ziehen. Ich würde es eher umgekehrt sehen: Es geht nicht um die Frage 
des Anteils der Bevölkerung mit Migrationshintergrund in einem Quartier. Wenn wir uns 
Köln-Ehrenfeld oder Köln-Mülheim angucken, so sind das zwei Quartiere, die mögli-
cherweise einen ähnlichen Anteil an Migranten haben. Das eine ist ein lebendiges in-
nerstädtisches Viertel mit einem Café hier und einem Café dort. Sie kennen das auch 
aus Frankfurt. Das heißt, das sind unterschiedliche Stadtteile, die zwar formal, von den 
statistischen Rahmenbedingungen her, ähnlich gelagert sind, aber sehr unterschiedli-
che Milieus anziehen und diese Milieus in einem gewissen Rahmen vielleicht mit prägen. 
Aber da würde ich vorsichtig sein. 
 
 
Abg. Kordula Schulz-Asche: Frau Hanhörster, in Ihrer schriftlichen Stellungnahme, die Sie 
uns freundlicherweise vorher zugesandt haben, steht der Satz:  
 

Insgesamt zahlen Personen mit Migrationshintergrund durchschnittlich eine höhe-
re Bruttokaltmiete (6,40 Euro/qm) und damit rund 40 Cent mehr als deutsche 
Mieter. 

 
Was sind die Gründe dafür? Wir haben vorhin gesehen, dass in Dietzenbach ein großer 
Teil der Personen, die in Wohnungen privater Eigentümer wohnen, Wohngeldzuschüsse 
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oder soziale Zuschüsse beziehen. Heißt das, dass hier unter Umständen in bestimmten 
Bereichen über das Wohngeld höhere Mieten überhaupt erst geschaffen werden? Was 
ist der Grund für diese höheren Mieten? Hat das etwas damit zu tun, dass sich die Eigen-
tümer bestimmter Wohnungen darauf verlassen können, dass die Kommunen die 
Wohngelder zahlen, die Mieten eigentlich nicht marktgerecht sind und damit die Kom-
munen den privaten Bereich subventionieren? 
 
 
Frau Hanhörster: Vorweg: Die Zahlen für Hessen, wenn ich das richtig gesehen habe, 
sind ähnlich. Das heißt, dass Migranten prozentual mehr zahlen. Dabei kann man nicht 
sagen, dass es an der Ausstattung der Wohnungen liegt. 
 
 (Abg. Mürret Öztürk: Eher umgekehrt!) 
 
 – Eher umgekehrt, ganz genau. Das sind vergleichsweise schlechter ausgestattete 
Wohnungen. – Die Faktoren hatte ich vorhin kurz dargestellt oder zumindest kurz ange-
rissen. Dadurch, dass Migranten verstärkt in urbanen Gebieten wohnen und die Mieten 
dort höher sind, leben sie in angespannteren Wohnungsmärkten. Innerhalb dieser an-
gespannten Wohnungsmärkte sind sie auf gewisse hart umkämpfte Segmente beson-
ders angewiesen. 
 
Ich finde Ihre Analyse für Hessen ganz beeindruckend, wonach der Anteil der Personen 
mit Migrationshintergrund, die mit fünf und mehr Personen in einem Haushalt leben, im 
Vergleich zur Bevölkerung ohne Migrationshintergrund drei- bis fünfmal so hoch ist. Das 
heißt: Dieses Segment, das ohnehin ein kleines ist, wird in relevanter Weise zusätzlich 
beansprucht. Das treibt die Preise entsprechend nach oben. 
 
 
Abg. Hans-Christian Mick: Frau Hanhörster, vielen Dank für Ihren Beitrag. Ich habe eine 
Frage zum generellen Thema „Eigentum versus Miete“. Mir ist ein Satz auf einer Ihrer Fo-
lien aufgefallen, wonach Eigentum eine höhere Wohnzufriedenheit und Wohnqualität – 
ich weiß nicht genau, ob es diese Worte waren – bedeutet. Das ist ein Satz, den man 
auch in der allgemeinen politischen Diskussion öfter hört. Es ist in den Beiträgen zuvor 
mehrmals der Hinweis gefallen, dass die Banken bessere Kredite in diese Viertel verge-
ben sollten. Ich möchte nur erwähnen, dass das eine Politik ist, die in den USA seit den 
70er Jahren betrieben wurde, und dass die der Hauptgrund für die Finanzkrise war. Viel-
leicht sollten wir mit solchen Forderungen etwas vorsichtig sein. 
 
Ist wirklich die Kausalität gegeben, dass das Eigentum die Wohnqualität bedingt, oder 
liegt es nicht vielmehr daran, dass Eigentümer in der Regel besser verdienen und sich 
deshalb überhaupt Eigentum leisten können, ein höheres Bildungsniveau haben und 
damit meistens in einem besseren Viertel wohnen? Oder kann man wirklich die Kausali-
tät sehen, dass das Wohnungseigentum an sich diese positiven sozialen Einflüsse hat? 
 
 
Frau Hanhörster: Das ist eine relevante Frage. Wenn man „Miete versus Eigentum“ ver-
gleicht und dem die Wohnzufriedenheit gegenüberstellt, stellt man ganz simpel fest: 
Die, die in ihrem Eigentum wohnen, sind anders etabliert und ökonomisch besser ge-
stellt. Es ist allerdings so: In der Studie aus Duisburg, auf die ich mich beziehe, wurden 
gezielt Haushalte verglichen, die in den gleichen Quartieren wohnen. Man kann also 
nicht sagen, das ist aufgrund des Wohnstandortes zu erklären, sondern das waren die 
gleichen Stadtteile.  
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Aus der Perspektive der qualitativen Studie, die wir gerade zur Eigentumsbildung durch-
führen – wir haben mit ungefähr 30 Eigentümern und mit der gleichen Zahl an Experten 
gesprochen –, ist ein wichtiger Aspekt die Freiheit, die Gestaltungsmöglichkeit in den 
eigenen vier Wänden. Man kann in seinen eigenen vier Wänden entsprechende Sanie-
rungsmaßnahmen in dem Zeitraum und mit der Geldmenge vornehmen, die ich zur 
Verfügung habe. Das ist ein zentraler Aspekt der Wohnzufriedenheit. 
 
Der andere Aspekt ist die Frage der Diskriminierung, die ich vorhin erwähnt habe. Ich 
entweiche sozusagen dem permanenten Druck des Vermieters, der mir möglicherweise 
bestimmte Auflagen macht, ich entweiche dem Stress im Hausflur, möglicherweise in 
der Nachbarschaft. Dann habe ich eine größere Wohnsicherheit und durch die Investi-
tionen das Gefühl: Ich bin finanziell ganz gut aufgestellt.  
 
Das Redlining, das im US-amerikanischen Kontext in verschiedenen Bereichen massiv 
nachgewiesen wurde – z. B. wurden Bankkredite in bestimmten Bereichen nicht verge-
ben –, haben wir in gewissen Zeitphasen auch in Duisburg festgestellt. Dramatisch ist 
daran, dass kategorisch entschieden wurde, dass genau die Haushalte, die dort inves-
tieren würden und auch investieren könnten, keinen Kredit bekommen. Ich habe mit 
verschiedenen Kreditinstituten gesprochen, die gesagt haben: Ja, das war eine Zeit 
lang unsere Politik. – Das ist insofern sehr kritisch zu bewerten. 
 
 
Sachv. Prof. Dr. Friedrich Heckmann: Ein Aspekt, den wir diskutiert haben, waren Hand-
lungsmöglichkeiten für die Kommunen in diesem Bereich. Ich kenne nur ein Beispiel, al-
lerdings aus Belgien, wonach die Stadt Antwerpen private Wohnungen angemietet hat 
und weitervermietet. Mich interessiert zu wissen: Haben Sie darüber Informationen, ob 
so etwas in Deutschland eine allgemeine Praxis ist? Und wie beurteilen Sie das? 
 
Das Zweite bezieht sich auf die Frage der Aufwertung von Quartieren und das Problem 
der möglichen Vertreibung von wirtschaftlich schwachen Bevölkerungsgruppen. In 
Nürnberg gibt es ein sehr schönes Beispiel, das Sie vielleicht kennen: Gostenhof. Dort 
erbringen Mieter und teilweise auch die nicht so kapitalstarken Eigentümer alter Woh-
nungen Eigenleistungen. Es wird in der Darstellung im Rückblick behauptet – es begann 
ja in den 70er, 80er Jahren –, dass etwa 40 % der Leistungen durch Eigenleistungen 
möglich waren. Wie beurteilen Sie das? Das kennt man auf dem Land in Form von 
Nachbarschaftshilfe, wodurch Baukosten gespart werden. Mich interessiert, wie Sie be-
urteilen, dass man das auch in Städten nutzt.  
 
 
Frau Hanhörster: Ich habe eine kurze Nachfrage zu Ihrer Frage, wie man das in Städten 
nutzt. Meinen Sie, wie weit sich das dort widerspiegelt, dass in Eigenleistung saniert 
wird? Bezieht sich Ihre Frage auf die Haushaltsperspektive? 
 
 
Sachv. Prof. Dr. Friedrich Heckmann: Das bezieht sich auf die Haushalte, aber auch auf 
die politische Ebene der Kommune, dass sie so etwas ermöglicht und die rechtlichen 
Rahmenbedingungen dafür schafft. Kennen Sie das Beispiel von Gostenhof in Nürn-
berg? Das ist ein klassischer Fall von Stadtsanierung in einem Migrantenviertel. Es ist eine 
Aufwertung erreicht und gleichzeitig vermieden worden, dass die schwächeren Bevöl-
kerungsteile vertrieben wurden. 
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Frau Hanhörster: Ich kenne das Beispiel aus Nürnberg nicht. Es ist sicherlich so, dass wir 
immer noch davon sprechen können – das hat sich bei uns in den Interviews mit Eigen-
tümern widergespiegelt –, dass auch in Eigenleistung saniert wird, dass das aber je nach 
Milieu unterschiedlich ist. Man kann also nicht sagen, Migranten oder Türkeistämmige 
sanieren mit Unterstützung des Onkels und des Nachbarn. Das kann man so pauschal 
nicht sagen. 
 
Aber es ist tatsächlich so: Die vielen Schwellenhaushalte, die wir unter den Eigentümern 
in Duisburg festgestellt haben, würde ich nicht in dem Sinne als prekäre Eigentümer be-
schreiben, weil sie genau auf dieses Netz zurückgreifen konnten. Wir versuchen durch 
die Interviews, die wir führen, auch qualitativ nachzuweisen, dass diese Haushalte sehr 
wohl Unterstützung erfahren, sei es finanzielle Unterstützung, aber auch im Rahmen der 
engeren familiären Netze. Es ist wichtig, darauf hinzuweisen, dass wir nicht zu einer 
Schwarz-Weiß-Malerei kommen dürfen. 
 
Zur Beantwortung Ihrer Frage: Wir finden das auch in den Städten vor. Das kann ich so 
bestätigen, zumindest für den nordrhein-westfälischen Kontext. Damit einhergehend 
gibt es deutliche Hinweise auf Aufwertungsprozesse, wobei viele dieser Sanierungen 
sukzessive vorgenommen werden. Auch das muss man im Blick behalten: Da ist die Fas-
sade nicht sofort schmuck und schön, das wird von diesen Haushalten als ein jahrzehn-
telanges Meisterwerk betrachtet, entsprechende Sanierungen vorzunehmen, soweit 
Geld zur Verfügung steht. 
 
Das belgische Beispiel kenne ich nicht. Das würde mich interessieren. Ich kann Ihnen 
auch nichts zu Ihrer Frage sagen, dass privater Wohnraum angemietet und weiterver-
mietet wird. Ich kenne im deutschen Kontext nicht nur die Frage des Belegungsankaufs, 
sondern auch des Belegungstausches, wenn wir über kommunale Handlungsspielräume 
sprechen. Mein Argument war, zu sagen: Wir dürfen uns nicht auf die benachteiligten 
Quartiere konzentrieren, sondern wir müssen gesamtstädtisch denken und diese Quar-
tiere in ihrer Funktion für die Quartiersbevölkerung, aber auch in ihrer Funktion, die sie 
gesamtstädtisch einnehmen, wertschätzen. Wir dürfen diese Quartiere aber auch nicht 
überlasten. Das heißt, dass im besten Fall sozialer Wohnungsbestand, wenn er neu ge-
schaffen wird, als kommunaler Wohnungsbestand in den Sahneschnittchen der Städte 
entsteht, natürlich mit entsprechender Konfliktmoderation. Ansonsten wird es wahr-
scheinlich schwierig werden. 
 
Ein letzter Punkt, der mir gerade einfällt: Vorhin wurde die Frage nach dem „Busing“-
System gestellt und danach, wie man diese Situation entzerren kann. Ich kenne ein Bei-
spiel aus Frankreich. Ich erinnere gerade den Städtenamen nicht mehr. Aber eine Kol-
legin aus Berlin beforscht derzeit auch die Frage, wie das „Busing“-System dort umge-
setzt wird. Vorhin wurde gefragt, welcher Rahmenbedingungen es bedürfe: Deutlich 
wird dies in dem Programm „Moving to opportunities“ in den USA, wo versucht wird, 
benachteiligte Haushalte aus benachteiligten Quartieren zu bewegen und ihnen 
Wohnraum in privilegierten Gebieten zu verschaffen.  
 
Das würde die Frage rückspiegeln: Ist das eine Handlungsmöglichkeit? Ich habe von 
Herrn Häußermann einen Artikel in Erinnerung, der gerade 2011 erschienen ist, in dem er 
die Aussage traf: Ja, das sei dann möglich, wenn diese Prozesse auch sozial-integrativ 
begleitet werden. – Sie waren also nicht erfolgreich; das bloße Umsetzen der Bevölke-
rung aus den benachteiligten Quartieren und das pure Verlagern in ein anderes Quar-
tier sind aus dem Grunde, dass dort freiwillige und unfreiwillige Aspekte der Segregation 
miteinander vermischt sind, leider, muss man sagen, nicht die Rettung. Wir müssen diese 
Strategien interdisziplinär „zimmern“. 
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Abg. Mürvet Öztürk: Ich möchte auf einen Punkt zurückkommen, den Sie gerade ange-
sprochen haben. Bei der Schaffung von Eigentum durch Schwellenhaushalte haben Sie 
die Kreditsituation angesprochen. Meine Frage wäre: Wenn Sie Befragungen von Haus-
halten durchführen, haben Sie Erkenntnisse darüber, inwiefern die Schaffung von Eigen-
tum durch Schwellenhaushalte, die die Hoffnung haben, der erzwungenen Segregation 
zu entfliehen und sich durch die Eigentumsschaffung besser zu fühlen, private Verschul-
dung und Insolvenzen zur Folge hat, weil diese die Einkommensverhältnisse nicht richtig 
eingeschätzt haben oder einschätzen konnten? Gibt es da ein gewisses Risiko? 
 
Umgekehrt, um dieses Risiko zu minimieren: Wie groß sind die informellen sozialen Netz-
werke, über die man sich Finanzmittel besorgt, weil man sie von den Banken nicht er-
hält? Haben Sie bei Ihren Befragungen diesbezüglich Informationen oder Hinweise be-
kommen? 
 
 
Frau Hanhörster: Wir haben in Duisburg – darauf bezieht sich unsere Studie – unter ande-
rem Makler und Kreditinstitute befragt. In Duisburg gibt es mittlerweile eine beträchtli-
che Anzahl an türkeistämmigen Maklern – mich würde interessieren, wie das im hessi-
schen Raum ist, das weiß ich gar nicht –, die nicht nur dieses Klientel bedienen, sondern 
grundsätzlich auch für andere Gruppen offen sind.  
 
 (Zuruf: Gibt es auch!) 
 
– Gibt es auch, sagen Sie gerade. – Interessanterweise haben unter anderem diese 
Makler die wohnräumliche Segregation mit befördert. Das geht aus einer Studie des 
Planerladens hervor, die deutlich macht: Wenn ich mich an einen türkeistämmigen 
Makler wende, hat der ein bestimmtes Portfolio. Wo liegt dieses Portfolio? Das sind alle-
samt Objekte, die sich in benachteiligten Gebieten befinden. Das heißt: Wenn ich mich 
an diese Makler wende, werde ich vorzugsweise in bestimmte Gebiete „beraten. Das 
lässt sich für Duisburg mit einem sehr getrennten Nord-Süd-Wohnungsmarkt und Nord-
Süd-Immobilienmarkt so bestätigen. Das wird hier in Hessen vielleicht ähnlich sein. 
 
Auf die Frage der Insolvenzen sind wir unter anderem gestoßen, allerdings nicht unbe-
dingt bei den Fortgezogenen, sondern eher bei den Verbleibenden, die aufgrund einer 
vermeintlichen Gelegenheit gekauft haben. Es gibt, wenn man es typisiert, die „Gele-
genheitskäufer“, die sagen: Mensch, eine super Möglichkeit, genau jetzt, dann mache 
ich das. – Manchen von denen wurde erst danach sukzessive deutlich, dass mit dem 
Kauf, z. B. aufgrund von Vorschriften des Denkmalschutzes, entsprechenden Kosten für 
die Sanierung verbunden waren, die diese Haushalte gar nicht tragen konnten, was zu 
erheblichen Schwierigkeiten geführt hat. 
 
 
Vorsitzender: Danke schön. Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Ich bedanke mich 
sehr.  
 
Ich darf Herrn Dr. Norbert Gestring von der Johann-Wolfgang Goethe-Universität in 
Frankfurt das Wort erteilen. 
 
 
Herr Dr. Gestring: Vielen Dank für die Einladung und die Möglichkeit, hier vorzutragen.  
 
 (Präsentation Gestring siehe Anlage 3) 
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Wenn es um die Integration von Migranten im Bereich des Wohnens geht, sind damit 
zwei Fragen verbunden. Das eine ist die Frage der Integration im Sinne einer Versorgung 
mit Wohnraum. Das Zweite ist die Frage von Segregation und Quartier. Ich habe zwei 
Thesen zu Segregation und Quartier, die ich nur kurz erwähnen werde. Das wird Sie an 
das erinnern, was schon vorgetragen wurde. 
 
 (Gestring Folie 2: „Versorgung mit Wohnraum“) 
 
Ich beginne mit der Versorgung mit Wohnraum. Die wenigen verfügbaren Daten, die 
wir über das Wohnen im Hinblick auf die Wohnversorgung haben, sprechen für einen 
Prozess der Integration in diesem Bereich. Allerdings gibt es nach wie vor Probleme der 
Unterversorgung. 
 
 (Gestring Folie 3: „Versorgung mit Wohnraum“ – Tabelle) 
 
Diese Tabelle zeigt Ihnen Daten mit klassischen Indikatoren der Wohnforschung für 
Deutsche und Nicht-Deutsche in der Bundesrepublik insgesamt – nicht für Hessen spe-
ziell. Ich habe solche Daten für Hessen nicht gefunden. Ich will jetzt nicht auf alles ein-
gehen. Sie sehen die Entwicklung dieser Indikatoren für den Zeitraum 1983 bis 2006. 
Wenn man Integration versteht als Anpassung, als Angleichung von Migranten an den 
gesellschaftlichen Durchschnitt, dann sieht man im Hinblick auf die Eigentumsquote, 
dass langsam, peu-à-peu ein Integrationsprozess zu beobachten ist, weil die Eigen-
tumsquote bei den Migranten stärker zugenommen hat als bei den Einheimischen. Von 
10,9 % auf 17,6 % ist die Eigentumsquote bei den Migranten gestiegen, also um 6,7 Pro-
zentpunkte. Bei den Deutschen ist sie von 39,2 % auf 42,4 %, also um 3,2 Prozentpunkte 
gestiegen. Bei den Migranten ist der Anstieg schneller. Deshalb gibt es diesen Anglei-
chungsprozess. 
 
Im Hinblick auf die Wohnfläche kann man das nicht sagen. Zwischen 1993 und 2006 ist 
die durchschnittliche Wohnfläche in den Eigentümerhaushalten der Migranten um 2,3 
m2 gestiegen ist. Bei den Mieterhaushalten ist sie gewissermaßen konstant geblieben. 
Wenn man nur auf die Migranten guckt, sieht man: Es ist ein bisschen besser geworden, 
nicht sehr viel, aber ein bisschen besser. Bei den Deutschen ist die Entwicklung aber 
stärker. Die Deutschen haben in der gleichen Zeit ihre Wohnfläche stärker ausweiten 
können. Auf die Frage der Mietbelastung gehe ich später ein.  
 
 (Gestring Folie 4: „Versorgung mit Wohnraum“ – Hessen) 
 
Für Hessen habe ich nur diese Daten gefunden: Die „Wohnfläche pro Kopf in Familien“ 
– das ist ein ganz ungewöhnlicher Indikator –, also die Wohnfläche pro Kopf in den 
Haushalten, die eine Familie bilden; das sind alle Haushalte mit Kindern. Da ist der Unter-
schied: Bei Haushalten ohne Migrationshintergrund sind es durchschnittlich 33,4 m2 pro 
Kopf, bei denen mit Migrationshintergrund sind es 25,6 m2. Dazu gibt es jetzt keine Ent-
wicklungsdaten. Deshalb kann ich nur diese Diskrepanz vorstellen, aber nicht sagen, ob 
das in Richtung Integration geht. 
 
Die Eigentumsquote ist in Hessen überdurchschnittlich hoch. Bei Haushalten ohne 
Migrationshintergrund liegt sie bei fast 50 %, bei denen mit Migrationshintergrund bei 
22,4 %. 
 
 (Gestring Folie 5: „Versorgung mit Wohnraum“ – Frankfurt) 
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Jetzt zeige ich Ihnen Daten für Frankfurt. Da sieht man die Relevanz, auf die Frau Han-
hörster hingewiesen hat, wonach Migranten zu einem viel größeren Teil als Nichtmigran-
ten in großen Städten leben. In der Stadt Frankfurt sehen Sie einen sehr großen Unter-
schied zwischen Deutschen und Nicht-Deutschen im Hinblick auf die Wohnfläche. Die 
Deutschen haben pro Kopf – über alle Haushalte – doppelt so viel Wohnfläche zur Ver-
fügung wie die Nicht-Deutschen. 
 
Die Eigentumsquote ist in Frankfurt erstaunlich niedrig. Das war auch mir nicht klar. Sie 
liegt bei 19 % – gegenüber 8 % bei Nicht-Deutschen.  
 
Worauf ich hinweisen will, ist Folgendes. Bisher könnte man sagen: Integration auf einem 
niedrigen Niveau. Aber: Der Anteil der unterversorgten Haushalte – das habe ich aus 
einem Sozialbericht, aus der Studie von Lüken-Klaßen – ergibt sich aus folgender Be-
rechnung. Das gemessene Kriterium beruht auf der sogenannten Kölner Empfehlung. 
Danach ist ein Haushalt dann mit Wohnfläche unterversorgt, wenn ein Erwachsener 37 
m2 oder weniger zur Verfügung hat, ein Erwachsener mit Kind 51 m2 usw. Wenn man 
diese Kriterien anlegt, sind in Frankfurt immerhin 16,0 % der deutschen Haushalte mit 
Wohnraum unterversorgt und wohnen zu beengt – nach diesen Kriterien, die relativ 
niedrig sind, wie man sagen muss.  
 
Jetzt wird es ein bisschen kompliziert. Bei den Nicht-Deutschen wird zwischen EU-15-
Ausländern und den übrigen Ausländern unterschieden. Bei den EU-Ausländern sind es 
immerhin schon 33,0 %, die unterversorgt sind, und bei den übrigen Ausländern sind es 
50 %. Das sind dramatische Zahlen. Sie sagen natürlich auch etwas über den Frankfurter 
Wohnungsmarkt aus. 
 
 (Gestring Folie 6: „Versorgung mit Wohnraum“ – Thesen 2 und 3) 
 
Die Thesen beziehen sich auf die Erklärungen für diese Unterschiede und die Entwick-
lungen. Die zweite These lautet: Der Prozess der Integration hängt in hohem Maße von 
der sozioökonomischen Lage der Migranten ab. Sozioökonomische Faktoren erklären 
auch Unterschiede zwischen den Migrantengruppen – nicht kulturelle oder sonstige 
Faktoren. Welche Unterschiede das genau sind, kann ich Ihnen in Bezug auf Hessen 
nicht sagen. Man kann zumindest bei denen, die dauerhafte Einwanderer sind, spätes-
tens in der zweiten Generation sicher davon ausgehen, dass sie die gleichen Ansprü-
che an das Wohnen haben wie die Einheimischen.  
 
Die erste Generation verglicht ihre Wohnsituation oft noch mit ihrer Wohnsituation im 
Herkunftsland, zumindest wenn sie als Erwachsene eingewandert sind. Die zweite Gene-
ration aber, das zeigen alle Studien, orientiert sich an den gesellschaftlichen Standards. 
Das sind keine anderen als die, welche die Deutschen haben. 
 
Dritte These: Eine Integration im Sinne einer vollständigen Angleichung von Migranten 
an die nicht-migrantische Bevölkerung ist nicht zu erwarten – zum einen aufgrund der 
sozioökonomischen Lage, zum anderen wohnen Migranten häufiger in Großstädten. 
Außerdem gibt es eben nicht nur einen Migrationstyp. Darauf hat Herr Prof. Dr. Siebel 
schon hingewiesen. Es gibt nach wie vor Migranten, die nicht planen, dauerhaft in 
Deutschland, Hessen oder Frankfurt zu bleiben, sondern das als eine Station in ihrem 
Lebenslauf sehen. Als transitorische Migranten haben sie natürlich andere Ansprüche 
an das Wohnen als die Einwanderer, die dauerhaft hier leben. Die genauere Erklärung 
zeige ich Ihnen jetzt nicht, sondern gehe zur vierten These über. 
 
 (Gestring Folie 8: „Versorgung mit Wohnraum“ – These 4) 
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Vierte These: Der Prozess der Integration wird beeinträchtigt durch Diskriminierung. Diese 
Diskriminierung zeigt sich unterschiedlich. Eine Form der Diskriminierung zeigt die Studie 
aus Dortmund, wonach Menschen, die sich beispielsweise mit einem türkischen Namen 
bei einer Wohnungsbaugesellschaft oder bei einem Vermieter bewerben, geringere 
Chancen haben, überhaupt eine Antwort zu bekommen, als Deutsche, die das mit 
gleich lautendem Anschreiben tun. Es gibt nach wie vor Vermieter, die Migranten be-
stimmter Herkunft grundsätzlich ablehnen.  
 
Eine zweite Form der Diskriminierung sind die sogenannten Ausländeraufschläge: 
„Wenn ich schon einen Ausländer bei mir wohnen lasse, möchte wenigstens den Vorteil 
davon haben, dass ich eine höhere Miete nehmen kann.“ – Dass dies noch eine Rolle 
spielt, zeigt sich daran, dass die Nicht-Deutschen durchschnittlich je Wohnung und 
durchschnittlich je Quadratmeter Wohnfläche höhere Mieten als die Deutschen zahlen. 
Das ist mit Sicherheit nicht dadurch zu erklären, dass sie die besseren Wohnungen in 
den besseren Lagen haben. Das ist einerseits dadurch zu erklären, dass sie in Großstäd-
ten wohnen, wo es teurer ist, aber andererseits wird auch Diskriminierung eine Rolle 
spielen.  
 
Das Dritte ist, dass es nach wie vor die Praxis der Quotierung durch Wohnungsbauge-
sellschaften gibt. Sie wird begründet mit einer „guten Mischung“, aber niemand weiß, 
was eine gute Mischung ist, weil man das nicht an ethnischen Kriterien festmachen 
kann. Diese Quotierung ist eine Form der Diskriminierung, weil sie Menschen den Zugang 
zum Wohnungsmarkt nur aufgrund der Tatsache erschwert, dass sie z. B. eine türkische, 
griechische oder jugoslawische Herkunft haben. 
 
 (Gestring Folie 9: „Versorgung mit Wohnraum“ – These 5) 
 
Fünfte These: Der Prozess der Integration wird beeinträchtigt durch eine Verknappung 
des Angebots im Segment der preiswerten Mietwohnungen. Der Wohnungsmarkt ist ja 
kein einheitlicher Markt, sondern man kann unterschiedliche Segmente unterscheiden. 
Ein Segment ist das der preiswerten Mietwohnungen, bei denen man unterteilen kann 
in private Wohnungen und Wohnungen, die im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus 
entstanden sind.  
 
Dieses Segment schrumpft erstens, weil der soziale Wohnungsbau abgebaut wird. Da-
mit verschlechtern sich die Chancen derjenigen, die auf dieses Segment angewiesen 
sind, unmittelbar. Dadurch kommen die räumlichen Konzentrationen zustande. Der Be-
stand an sozialem Wohnungsbau ist in Frankfurt von circa 65.000 bis 70.000 – ich habe 
unterschiedliche Zahlen gelesen – auf ca. 30.000 Wohnungen gesunken. Wenn es nur 
noch einen kleinen Anteil an Wohnungen gibt, für die es überhaupt Belegrechte gibt, 
werden sie sich in bestimmten Stadtteilen und da in bestimmten Quartieren der Stadt 
konzentrieren. Die Stadt kann dann gar nicht mehr anders, als die Menschen dorthin zu 
bringen. Das trägt zur weiteren Segregation bei. 
 
Zweitens. Das Segment der preiswerten Mietwohnungen wird dadurch weiter einge-
schränkt, dass im Zuge der Renaissance der Stadt, also der Wiederbelebung und Reur-
banisierung der Städte, gerade innenstadtnahe Altbauquartiere Orte sind, an denen 
Luxussanierungen stattfinden. Diese innenstadtnahen Altbauquartiere sind für die urban 
orientierte Mittelschicht von hoher Attraktivität. Sie gehen in diese Quartiere, die äußer-
lich vielleicht noch gar nicht so attraktiv erscheinen mögen. Man kann das z. B. in Frank-
furt-Bornheim sehen, wo die Mieten rasant steigen. Nach und nach werden in solchen 
Quartieren Luxussanierungen stattfinden, und Mietwohnungen werden in Eigentums-
wohnungen umgewandelt. Dann wird es zu einem Prozess der Verdrängung derer 
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kommen, die bisher dort gelebt haben, also die mit niedrigem Einkommen. Man nennt 
das in der Fachsprache Gentrification.  
 
Drittens. Ich möchte auf die regionalen Unterschiede innerhalb des Landes hinweisen, 
worüber noch gar nicht gesprochen wurde. Das ist jetzt der Übergang von der Wohn-
raumversorgung zur Segregation.  
 
 (Gestring Folie 10: „Versorgung mit Wohnraum“ – Statistik) 
 
Das ist eine Karte von Hessen. Links sehen Sie die Bevölkerungsprognose des Hessischen 
Statistischen Landesamtes für den Zeitraum 2008 bis 2030. Hier wird unterschieden nach 
wachsenden und schrumpfenden Regionen innerhalb Hessens. Es wird davon ausge-
gangen, dass es in dem Städteband zwischen Frankfurt und Wiesbaden, im Wetterau-
kreis und bis hinunter nach Darmstadt ein Bevölkerungswachstum gibt. Je dunkler die 
anderen Kreise sind, desto stärker ist die Bevölkerungsabnahme. 
 
Das ist eine wesentliche Determinante dafür, wie sich die Wohnungsmärkte entwickeln 
werden. Wenn z. B. in Kassel eine starke Schrumpfung stattfindet, könnte man davon 
ausgehen, dass es eine Entspannung auf dem Wohnungsmarkt geben wird. Da könnte 
man denken, dass das gut für die Migranten ist. Sie haben wenig Geld. Auf einem ent-
spannten Wohnungsmarkt können sie sich eher bewegen. Dann sieht man aber, dass 
die SGB-II-Quote bei den Ausländern in Kassel 34,8 % beträgt.  
 
Für schrumpfende Städte ist davon auszugehen, dass die Mittelschicht und die untere 
Mittelschicht sich stärker sortieren, sich neu orientieren, weil sie die Chancen nutzen, die 
ein entspannter Wohnungsmarkt bietet. Sie wohnen dann dort, wo sie wollen. Die sozial 
Abgehängten, die, die dauerhaft auf Transferleistungen angewiesen sind, werden sich 
in schrumpfenden Städten zunehmend in den benachteiligten Quartieren konzentrie-
ren. Das ist ein Prozess, den wir auch schon in Leipzig und Essen festgestellt haben. Mit 
der Schrumpfung geht eine stärkere sozioökonomische Segregation einher. Davon 
werden in Kassel insbesondere die Ausländer – ich sage jetzt „Ausländer“, weil die Da-
ten Deutsche und Nicht-Deutsche unterscheiden – betroffen sein. 
 
Meine Vermutung ist, dass sozial schwache Haushalte aus Frankfurt insgesamt verdrängt 
werden. Es ist abzusehen, dass es in allen innenstadtnahen Quartieren Frankfurts den 
Prozess der Gentrification geben wird und dass sich in den Nachbarstädten, wie Offen-
bach, Dietzenbach usw., die sozial benachteiligten Haushalte stärker konzentrieren 
werden. Das wird mit einer Erhöhung der Migrantenanteile einhergehen. 
 
Das sind Thesen, die aus der Bevölkerungsprognose abgeleitet sind. Wie Sie wissen, sind 
Prognosen immer schwierig, weil sie sich auf die Zukunft beziehen. Man ist sich nicht si-
cher. Aber man muss diese regional unterschiedlichen Voraussetzungen, Chancen und 
Risiken berücksichtigen, wenn man über die Wohnraumversorgung und die Segregation 
in hessischen Städten sprechen will. 
 
Die beiden Thesen zu Segregation und Quartier lasse ich jetzt aus. Sie sind auf dem The-
senpapier aufgeführt. Das wäre eine Wiederholung.  
 
 (Gestring Folie 14: „Stadt- und Wohnungspolitik“ – Thesen 8 und 9) 
 
Zur Stadt- und Wohnungspolitik. Wenn man eine integrative Stadt- und Wohnungspolitik 
machen will, darf man benachteiligte Quartiere nicht sich selbst überlassen. Das würde 
eine Abwärtsspirale in diesen Quartieren bedeuten. Das würde letztlich das Modell Los 
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Angeles Ende der 80er, Anfang der 90er Jahre bedeuten. Wenn es zwischen den 
Gangs Schießereien gab, sperrte die Polizei den Block ab und ließ innerhalb des Blocks 
geschehen, was dort geschah. Es kam keiner mehr heraus. Das ist eine Stadtpolitik, die 
sich in deutschen Städten niemand leisten kann und wohl auch nicht leisten will. 
 
Daher muss man intervenieren. Das Beispiel aus Dietzenbach hat deutlich gemacht, 
dass das keine punktuelle Aufgabe ist. Das ist keine Aufgabe, die man für fünf Jahre 
angeht, dann ist sie gelöst und man kann sich anderen Aufgaben widmen. In vielen 
sozial benachteiligten Quartieren wird das eine Daueraufgabe sein, wenn man Ab-
wärtsspiralen verhindern will. 
 
Die zweite These zur integrativen Stadt- und Wohnungspolitik heißt, dass sie sich erstens 
nicht ausschließlich auf diese benachteiligten Quartiere konzentrieren und sich nicht 
ausschließlich um diese kümmern kann, sondern dass so eine Politik auf die ganze Stadt 
zielt. Es geht also darum, sozialen Wohnungsbau weiterhin wahrzunehmen und die Ge-
staltungschancen durch kommunale Wohnungsunternehmen zu nutzen, diese nicht zu 
privatisieren.  
 
Zweitens sollte man Sanierungen nach dem Prinzip der „behutsamen Stadterneuerung“ 
durchführen. Dieses Prinzip geht davon aus, dass die, die in den Häusern wohnen, nach 
einer Sanierung dort auch bleiben können. Man sollte die Sanierung daran orientieren, 
was sich die Menschen in den Wohnungen leisten können, nicht daran, was aus archi-
tektonischen oder sonstigen Gründen wünschbar ist.  
 
Es kommt drittens darauf an, bezahlbare Wohnungen in vielen Stadtteilen zu schaffen 
und so der Segregation entgegenzuwirken, damit gewissermaßen die Wahlfreiheit, sich 
eine Wohnung zu suchen, erweitert wird. 
 
 
Vorsitzender: Herzlichen Dank. – Gibt es Fragen? 
 
 
Sachv. Marc Phillip Nogueira: Sie haben vorhin Vergleiche angestellt, nämlich zwischen 
Personen mit Migrationshintergrund – respektive Ausländern – und Deutschen in Bezug 
auf die ihnen zur Verfügung stehende Wohnfläche. Wenn man nicht diese Vergleiche 
nimmt, sondern den sozioökonomischen Status vergleicht, das heißt, bestimmte Milieus 
miteinander in Beziehung setzt, also Menschen, die ähnliche Lebensgrundlagen haben, 
fällt dann der Unterschied in der Wohnfläche ebenso groß aus, oder verringert er sich? 
Ich würde vermuten, dass er sich eher angleicht. Ein armer Deutscher lebt wahrschein-
lich ähnlich wie ein armer Ausländer. 
 
 (Abg. Mürvet Öztürk: Er hat nicht so viele Kinder!) 
 
– Er hat nicht so viele Kinder, sagt Frau Öztürk. Das kann sein. Das weiß ich nicht. Das ist 
meine erste konkrete Frage dazu.  
 
Meine zweite Frage lautet: Sie haben die Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt an-
gesprochen. Das ist ein ganz wichtiger Faktor. Ein anderer Grund für die unterschiedli-
che Situation bei den Mietpreisen könnte auch der der sozialen Netzwerke sein. Ich sa-
ge Ihnen ein Beispiel. Ich wohne in Bockenheim, einem sehr guten Stadtteil in Frankfurt, 
auf 104 m2 für 600 €. Wie kommt das? Na ja, ich kenne jemanden, der in den 50er Jah-
ren für die ehemaligen Besitzern gearbeitet, dort eine Ausbildung gemacht hat. Er hat 
gesagt: „Ihr seid Studenten, kein Problem, da nehme ich 100 € weniger Miete.“ Solche 



Ra – 58 – EKM/18/13 – 25.02.2011 
 
 
Kontakte hat nicht jeder, vor allem nicht jemand, der vor zehn Jahren hierher gezogen 
ist und aus dem Ausland kommt. Ist der Punkt der sozialen Netzwerke neben der Diskri-
minierung nicht auch ein gewichtiger? 
 
 
Herr Dr. Gestring: Zu Ihrer zweiten Frage: Ja, das ist so. Wenn die sozialen Netzwerke tür-
kischer Migranten hauptsächlich wiederum aus türkischen Migranten bestehen, haben 
sie nur zu dem Teil des Wohnungsmarktes Zugang, der Türken offensteht. Andere ken-
nen sie gar nicht. Da haben Sie völlig recht. Das spielt eine große Rolle.  
 
Es spielt auch eine Rolle, dass Migranten „beweglicher“ sind, eventuell häufiger umzie-
hen. Mit jedem Umzug steigt die Miete, da bei Neuvermietung mehr Geld genommen 
wird. Es spielt also eine Vielzahl von Aspekten eine Rolle.  
 
Alle diese Vergleiche sind problematisch, wenn man nicht die soziale Lage bzw. die 
Schichtzugehörigkeit mit berücksichtigt. Wenn man den Durchschnitt der Migranten mit 
dem Durchschnitt der Deutschen vergleicht, müssen die Migranten nach den üblichen 
Indikatoren immer weit hinterherhinken, weil sie einer anderen Schicht zugehören. 
Wenn man die Schichtstruktur der Migranten und eine vergleichbare Schichtstruktur bei 
den Deutschen nehmen würde und die Daten vergleichen könnte, würde man an vie-
len Punkten erkennen, dass es gar keine großen Unterschiede mehr gibt. Das spricht für 
eine ganz gute Integration. Bei den Bildungsergebnissen wissen wir aus PISA-Studien, 
dass nach der Kontrolle der Schichtzugehörigkeit kaum noch etwas übrigbleibt. 
 
 
Abg. Mürvet Öztürk: Ich möchte auf die Mietpreise eingehen. Sie haben zwei, drei Fak-
toren angeführt, dass es unterschiedliche Gründe sind, warum Migranten durchschnitt-
lich mehr Miete als deutsche Personen zahlen. Gibt es zu den Gründen, die Sie jetzt 
nicht alle differenziert aufgezählt haben, auch „gezielte“ Diskriminierungsansätze? Ich 
meine jetzt nicht Diskriminierung in dem Sinne, dass man jemandem eine Wohnung 
nicht gibt, sondern dass man ihm die Wohnung gibt und sagt: „Weil er fremd und Aus-
länder ist, wird er mir die Wohnung verhunzen; daher werde ich die Quadratmeterprei-
se von vornherein etwas höher ansetzen.“ Haben Sie auch dahin gehend Vermutun-
gen? 
 
 
Herr Dr. Gestring: Das ist eine Vermutung. Das kann man nicht empirisch untermauern. 
Jedenfalls kenne ich keine aktuellen Studien dazu. Dazu kann ich nichts sagen.  
 
 
Sachv. Dr. Stefan Luft: Ich habe eine Verständnisfrage zu der These, dass die demografi-
sche Schrumpfung mit stärkerer Segregation einhergeht. Ich bitte Sie, das noch einmal 
zu erklären. Eigentlich würde sich durch Schrumpfung der Bevölkerung der Wohnungs-
markt entspannen. Man müsste eigentlich annehmen: Bei entspanntem Wohnungs-
markt verteilt es sich mehr.  
 
 
Herr Dr. Gestring: Das Modell sieht wie folgt aus. Der Wohnungsmarkt entspannt sich. 
Nicht 20 % oder 30 %, sondern 50 % oder 60 % der Stadtbevölkerung können sich dann 
auf diesem Wohnungsmarkt relativ frei bewegen. Es entsteht selektive Mobilität: Die In-
tegrierten ziehen weg, und die Nicht-Integrierten – ob die nun Migranten sind oder nicht 
– bleiben da. Diese selektive Mobilität erhöht sich, weil die untere Mittelschicht, die in-
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tegrierte Arbeiterschicht usw., die Quartiere verlassen kann, was sie in Frankfurt, Ham-
burg oder München nicht kann. 
 
 
Abg. Hans-Christian Mick: Ich möchte auf zwei Themenkomplexe eingehen, zum einen 
auf den Themenkomplex der sogenannten Ausländeraufschläge, die Sie angesprochen 
haben. Mich interessiert, wie Sie das gemessen haben. Meines Erachtens gibt es wahr-
scheinlich ein ziemlich hohes Dunkelfeld. Ich stelle mir den Vorgang an sich schwierig 
vor, weil es unzulässig ist, jemandem wegen seiner Eigenschaft als Ausländer eine höhe-
re Miete abzuknöpfen, nach dem allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatz sowieso, 
aber auch in mietrechtlicher Hinsicht. In Städten mit Mietspiegeln gibt es ohnehin nur 
einen bestimmten Bereich, in dem man sich bewegen kann. Wie haben Sie das gemes-
sen? Ist das alles informell? Ist das Dunkelfeldforschung?  
 
Ich möchte das Thema Gentrifizierung ansprechen. Sie haben damit, sehr spannend, 
ein Thema aus dem Frankfurter Kommunalwahlkampf in die Anhörung eingeflochten. 
Das finde ich sehr schön. Ich frage mich nur: Ist dieses Thema wirklich so wild, wie es 
gemacht wird? Das frage ich aus dem Bauch heraus, weil ich mich an eine Zeit erinne-
re, in der geklagt wurde, dass der gut verdienende Mittelstand aus der Stadt wegzog in 
den sogenannten Speckgürtel, also nach Eschborn usw. Ich finde nicht, dass wir anfan-
gen sollten, uns zu beschweren, wenn der Mittelstand jetzt wieder in die Städte zurück-
kommt, weil das doch ein Element einer guten Mischung in einer Stadt wäre. Können 
Sie sagen, ob das eine Prognose für die nächsten 20 Jahre ist, wenn es so bleibt, oder 
sind wir schon an einem Punkt angelangt, an dem die Mischung so ungesund wird, dass 
Diskriminierung und Vertreibung der angestammten Bevölkerungsschichten aus den 
Stadtteilen, die Sie erwähnt haben, z. B. Bornheim-Nord, stattfinden? 
 
 
Herr Dr. Gestring: Die Ausländeraufschläge sind eine These, die gewisse Umstände er-
klärt. Diese These ist aber empirisch nicht belegt. Das kann man empirisch auch nicht 
belegen. Wenn es das gibt, was ich vermute, läuft es nicht so, dass jemand sagt: „Ich 
habe eine Wohnung; dafür gibt es einen türkischen und einen deutschen Bewerber, 
und ich gebe sie dem türkischen Bewerber, weil ich von ihm 50 € mehr nehmen kann.“ 
In dem Sinne gibt es das nicht. Aber es gibt Bestände, die schwer vermietbar sind. Dann 
greift man von vornherein eher auf Ausländer bzw. Migranten zurück. In diesem Sinne ist 
das gemeint. 
 
So ist die Segregation in Berlin zustande gekommen. Kreuzberg war ein Sanierungser-
wartungsgebiet. Da wurde nicht mehr investiert. Da hat man Türken hineingesetzt, weil 
man sie schnell wieder loswerden kann, wenn man das Haus tatsächlich abreißen will.  
 
Zum Thema Gentrification. Ich bin kein Experte für Frankfurt, obwohl ich zurzeit in Frank-
furt an der Universität bin. Menschen, die in Planungsbehörden sitzen und mit Immobi-
lien zu tun haben, warnen aber davor. Ich weiß nicht, wer ein Bild von Bornheim vor 
Augen hat. Das ist kein superschöner Stadtteil. Ich bin gern in dem Stadtteil, weil er so 
vielfältig ist. Aber dass die Wohnungen dort so super attraktiv sind, kann man wahr-
scheinlich nicht sagen. Trotzdem gibt es dort einen rapiden Anstieg der Mieten.  
 
Sie haben nach einem „Frühwarnsystem“ gefragt. Wenn man sieht, dass die Mieten 
rapide ansteigen, und man weiß, dass die Europäische Zentralbank in der Ecke, nicht 
weit entfernt, gebaut wird, dann ist es wirklich nicht schwer, zu sagen: Die Mischung in 
Bornheim wird in spätestens zehn Jahren ganz anders aussehen. Das geht auf Kosten 
derer, die eine geringe Zahlungsfähigkeit haben. Migranten gehören überdurchschnitt-
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lich häufig zu dieser Gruppe. Im Gallus-Viertel kann man entsprechende Veränderun-
gen wahrscheinlich über einen Zeitraum von 15 Jahren sehen. 
 
 
Abg. Barbara Cárdenas: Meine Frage schließt sich an: Welche Möglichkeiten hat Ihrer 
Ansicht nach eine Stadt, wenn sie gegensteuern will, wenn sie eingreifen will? Welche 
Möglichkeiten hat sie tatsächlich? Kennen Sie gute Beispiele von Städten, die ihre 
Chancen voll ausgenutzt haben? Sie haben gesagt, der Mietspiegel sei kein effektives 
Instrument. Gibt es gute Beispiele, an denen man sich orientieren könnte? 
 
 
Herr Dr. Gestring: Das historische Beispiel dafür ist die IBA in Berlin aus den 80er Jahren, 
die den Begriff „behutsame Stadterneuerung“ in die Diskussion gebracht und das in 
vielen Teilen Kreuzbergs auch beispielhaft umgesetzt hat. Dort ist es gelungen, Häuser 
zu sanieren, Dachgeschosse draufzusetzen, die für viel Geld verkauft oder vermietet 
wurden. Im Prinzip wurde dabei die soziale und ethnische Struktur der Quartiere erhal-
ten. Trotzdem wurden die Häuser saniert und erneuert. Wahrscheinlich reichen die In-
strumente in der Regel nicht aus, um so etwas zu verhindern. 
 
Verhindern kann es eine Stadt immer dann, wenn es ein Sanierungsgebiet ist und sie 
Sanierungsgelder mit ausgibt. Dann kann sie die Eigentümer über Verträge daran bin-
den, bestimmte Mietpreise nicht zu überschreiten. Aber wenn privat saniert wird und die 
Eigentümer sagen, sie möchten kein Sanierungsgeld haben, weil sie völlige Handlungs-
freiheit haben möchten, dann ist das unter den heutigen Bedingungen tatsächlich sehr 
schwierig, das zu verhindern. Aber Herr Dr. Holm als Experte für diese Frage kann das 
vielleicht genauer beantworten, auch im Hinblick auf die Instrumente der Stadtpolitik.  
 
 
Vorsitzender: Gibt es weitere Wortmeldungen? – Das ist nicht der Fall. Dann bedanke 
ich mich. – Herr Dr. Holm erhält das Wort. 
 
 
Herr Dr. Holm: Vielen Dank für die Einladung. Ich bin jetzt in der privilegierten Lage, dass 
das meiste, was zum Thema zu sagen ist, schon gesagt wurde, und ich mich bemühen 
kann, im Sinne des Zeitmanagements ein bisschen durch meine Folien zu „hetzen“.  
 

(Präsentation Holm siehe Anlage 4) 
 
Für alle diejenigen, die das Material vorher gelesen haben: Ich habe einen Teil der Zah-
len, auf die ich mich beziehe, im Thesenpapier etwas ausführlicher dargelegt. Da kann 
man die Prozentzahlen hinter dem Komma nachlesen. Ich werde hier eher die allge-
meinen Tendenzen beschreiben. 
 
Ich möchte damit anfangen, zu beschreiben, was ich machen will: Ich möchte kurz 
etwas Allgemeines zum Zusammenhang von Wohnen und Integration sagen. Ich werde 
dann auf die Wohnungsversorgungssituation von Haushalten mit Migrationshintergrund 
in Hessen eingehen. Ich beziehe mich dabei auf den Mikrozensus von 2007. Ich werde 
die Bezüge zur Diskriminierung auf dem Wohnungsmarkt auslassen, weil das in mehreren 
Beiträgen schon deutlich genannt wurde und ich mich auf keine anderen Studien oder 
Zahlen beziehe als die Kollegen, die hier vorher schon gesprochen haben. Ich werde, 
wie es sich gehört, noch einige Schlussfolgerungen ziehen. 
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Wenn wir uns die Argumente von Herrn Prof. Dr. Siebel, der leider nicht mehr da ist, ins 
Gedächtnis zurückrufen: Er hat von einem relativ weiten Integrationsbegriff gesprochen. 
Er hat gesagt: Wir haben die gesellschaftlichen Institutionen des Marktes, der Demokra-
tie, des Rechts, der Stadt, die allesamt für uns ein Integrationsmoment ausmachen, weil 
sie nach Logiken funktionieren – oder, in Klammern gesprochen: funktionieren sollten –, 
die unabhängig von der Herkunft eine Integration in die jeweiligen Sozialsysteme, die 
damit verbunden sind, schaffen. – Aus dieser Perspektive würde ich gerne über die 
Wohnsituation sprechen, gar nicht so sehr aus der Segregationsperspektive, bei der wir 
immer fragen, wohnen da jetzt zu viele Arme oder zu viele Ausländer auf einem Haufen 
und ist das für uns ein Problem? Das wird im Programm „Soziale Stadt“ zur Grundlage 
gemacht.  
 
 (Holm Folie „Wohnen und Integration“) 
 
Ich schlage aus der erweiterten Integrationsperspektive vielmehr vor, die Wohnsituation 
als eine Art Gradmesser für Wohlstand in der Gesellschaft anzusehen. Die Wohnsituation 
von unterschiedlichen sozialen Schichten und Gruppen ist ein relativ zuverlässiger Indi-
kator dafür, soziale Ungleichheiten in einer Gesellschaft zu messen. Das hat viel damit zu 
tun, dass die Wohnungsversorgung in der Bundesrepublik wesentlich über den Markt 
gesteuert wird. Das wissen alle, die schon einmal eine Wohnung angemietet oder ein 
Haus gebaut haben. Da geht es letztlich um die ökonomischen Ressourcen. Wir haben 
auch Beispiele gehört, wo soziale oder kulturelle Ressourcen wichtig sind, dass ich also 
jemanden kenne, der jemanden kennt, der mir eine preisgünstige Wohnung vermittelt. 
Genau aus dieser Perspektive heraus können wir feststellen: Die Wohnsituation ist ein 
guter Indikator für soziale Ungleichheiten. Das heißt aber auch, dass wir den Zugang zur 
Wohnungsversorgung als einen Ausdruck für Chancengleichheit oder für ein Maß an 
Chancenungleichheit beschreiben können.  
 
Der Begriff Diskriminierung ist schon eingeführt worden. Wenn mir aufgrund meines Na-
mens oder meiner ethnischen Herkunft, oder meiner religiösen Zugehörigkeit der Zu-
gang zur Wohnungsversorgung versagt wird, ist die Chancengleichheit nicht mehr ge-
geben. Wir stehen da vor einem sehr allgemeinen Integrationsproblem, das Fragen an 
die Mehrheitsgesellschaft stellt: Inwieweit sind Mehrheitsgesellschaften zur Integration 
bereit? Inwieweit sind Hausbesitzer, Wohnungsunternehmen zur Integration bereit? In-
wieweit sind die so genannten bildungsbürgerlich orientierten Eltern, deren Kinder auf 
gute Schulen gehen, bereit, in einem „Busing“-Konzept zu akzeptieren, dass da auch 
Kinder aus einem Problemviertel an die Schule kommen? Ich tippe nur an, was wir in 
der Diskussion schon angesprochen haben. Integration betrifft also nicht nur die Frage, 
inwieweit türkische oder arabische Familien bereit sind, sich anzupassen.  
 
Im Zusammenhang mit den Stadtentwicklungsbedingungen spielt es aus meiner Per-
spektive bezüglich der Segregation, bezüglich der Konzentration bestimmter Gruppen 
in bestimmten Teilräumen der Gesellschaft eine relativ große Rolle, dass wir neben den 
selektiven Vergabepraktiken auch das berücksichtigen müssen, was Norbert Gestring 
dargelegt hat, dass wir in den Städten sehr differenzierte Teilmärkte haben. Wenn wir 
sagen, dass der Hauptmechanismus zur Verteilung im Raum der Markt ist, dann sind 
unterschiedliche Wohnungsteilsegmente der Nährboden, auf dem Problemviertel ent-
stehen, auf dem aber auch die besseren Viertel entstehen und unsere Wertigkeiten ver-
schiedener Stadtteile basieren. Ich werde am Ende darauf zu sprechen kommen, wie 
man mit diesem Problem, wenn man es als Problem ansehen will, umgehen könnte. 
 
Die Fragen, die mir in der Einladung zur Sitzung der Enquetekommission vorgegeben 
wurden, waren: Wie unterscheiden sich die Wohnsituationen von Haushalten mit und 
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ohne Migrationshintergrund in Hessen? Gibt es migrationsspezifische Diskriminierungen? 
Das werde ich nicht so ausführlich behandeln. Wie wirken sich die aktuellen Tendenzen 
der Stadtentwicklung auf diese Segregationsdynamiken aus? 
 
Zu den konkreten Zahlen, die vom Statistischen Landesamt aufbereitet wurden, sind mir 
ein paar Besonderheiten bei der Gruppe aufgefallen, die als „Haushalte mit Migrations-
hintergrund“ gezählt werden. Dazu muss mit einem großen Ausrufezeichen immer ge-
sagt werden: Wir sprechen über eine Gruppe, die intern sehr differenziert ist. Wenn wir 
von „Menschen mit Migrationshintergrund“ sprechen, reden wir nicht nur von türkischen 
und arabischen Familien, die kein Einkommen haben oder die als sozial besonders be-
nachteiligt gelten, sondern wir reden im gleichen Umfang auch von den gut verdie-
nenden Akademikern und Akademikerinnen, die an den Frankfurter Hochschulen, Uni-
versitäten, Instituten arbeiten oder die an bestimmte international agierende Firmen 
gebunden sind. Das heißt: Alle Zahlen, die ich jetzt nenne, verschleiern die Binnendiffe-
renzierung innerhalb dieser Gruppe ein bisschen und sollten uns darauf hinweisen, dass 
hinsichtlich der Benachteiligung im Bereich migrantischer Haushalte die Zahlen wahr-
scheinlich noch deutlicher sind, als ich sie hier jetzt darstellen kann. 
 

(Holm Folie „Wohnungsversorgung – Haushalte mit Migrationshintergrund“) 
 
Was die Statistiken des Mikrozensus 2007 ausdrücken, wird sich in den letzten Jahren 
vermutlich nicht gravierend geändert haben. Es gibt mehr Kinder und Jugendliche in 
den migrantischen Haushalten. Das sind 30 %. Ich glaube, der Vergleichswert zu den 
nichtmigrantischen Haushalten liegt bei 14 % oder 15 %. Sie wohnen zu 69 % häufiger in 
Familien. Der Vergleichswert der nichtmigrantischen Haushalte liegt bei knapp über 
50 %. Sie haben weniger Erwerbstätige bei einer etwa vergleichbar großen Zahl von 
Erwerbspersonen. Das heißt, die Anzahl derer, die auf Transferleistungen angewiesen 
sind oder über Familientransfers ihren Lebensalltag finanzieren bzw. ihre Einkommen er-
zielen, ist mit 87 % deutlich größer als bei deutschen Familien. Und sie haben im Durch-
schnitt insgesamt geringere Einkommen. Bemerkenswert finde ich vor allen Dingen – in 
den Statistiken des Mikrozensus gibt es eine Klassifizierung nach dem Einkommen: unter 
900 €, zwischen 900 und 1.200 € usw. –, dass fast die Hälfte der Haushalte mit Migrati-
onshintergrund in der Einkommensgruppe bis 900 € liegen. Der Anteil ist mehr als dop-
pelt so groß als der vergleichbare Anteil an deutschen Haushalten. 
 
Aus dieser Struktur – mehr Familien, geringere Einkommen, weniger Erwerbstätigkeit, hö-
herer Anteil von Kindern und Jugendlichen – würde ich die Schlussfolgerung ziehen: 
Familienhaushalte mit Migrationshintergrund in Hessen – das ist in anderen Bundeslän-
dern ähnlich – haben andere Haushaltsstrukturen als der Durchschnitt der Gesellschaft. 
Sie haben deshalb spezifische Wohnbedarfe. Ich glaube, dass wir das in der Stadtent-
wicklungspolitik zu selten berücksichtigen. Wir werden sehen, welche Effekte das hat.  
 
Wir haben schon gehört, dass der Anteil von Miethaushalten unter migrantischen Haus-
halten größer ist. Ein größerer Anteil von ihnen wohnt in größeren Wohnanlagen. Das 
hängt sehr stark mit dem höheren Anteil von Migranten in den Städten zusammen. Wir 
haben trotz dieser unterschiedlichen Haushaltsgrößen – es gibt größere Familienver-
bünde, die zusammenwohnen – einen geringeren Wohnflächenverbrauch. Wir haben 
im Durchschnitt kleinere Wohnungen, die von Familien mit Migrationshintergrund be-
wohnt werden. Wir haben eine geringere Wohndauer. Wenn man fragt, wie lange sie 
hier wohnen, ist bezüglich Migrationsfamilien der ersten Generation einleuchtend, zu 
sagen: Sie sind gerade erst gekommen; sie können ja noch gar nicht 20 Jahre in Frank-
furt, in Kassel oder in Dietzenbach wohnen. – Das zieht sich aber als Muster einer erhöh-
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ten Fluktuation und Mobilität in den nachfolgenden Generationen, die schon länger 
hier sind, durch.  
 
Wir haben hier in Hessen im Durchschnitt deutlich höhere Mietkosten, auch auf den 
Quadratmeter bezogen höhere Mietkosten, und auch höhere Heizkosten. Ich glaube, 
dass es hierfür verschiedene Gründe sind. Es gibt unterschiedliche Traditionen, wie man 
eine Wohnung heizt. Es gibt aufgrund der geringeren Erwerbstätigkeit mehr Zeiten, die 
man zu Hause verbringt: Wenn ich nicht den ganzen Tag im Büro sitze, sondern zu Hau-
se bin, heize ich auch länger. – Es hat Folgen, dass viele migrantische Haushalte regel-
mäßig auf die preiswertesten Bestände in den Städten angewiesen sind und dass dies 
die Wohnungsbestände sind, die, energetisch gesehen, die schlechtesten Kennziffern 
haben. Da kommen wir in ein ökosoziales Dilemma: Eigentlich sind das die Wohnungen, 
die es aus einer ökologischen Perspektive, z. B. der CO2-Perspektive, am Nötigsten hät-
ten, eine Generalsanierung der energetischen Rahmenbedingungen zu erhalten, also 
auch die Fassaden erneuert und neue Heizungsanlagen installiert werden müssten. Der 
Vorteil, den die Wohnungen im Moment bieten, nämlich die preiswertesten Wohnun-
gen in den Städten zu sein – unsanierte oder teilsanierte Altbauwohnungen sind immer 
deutlich preiswerter als alle Sozialwohnungen, die es in den Städten gibt –, führen aber 
auch zu den von Norbert Gestring angesprochenen Gentrifizierungstendenzen in Form 
einer Ökosanierung, die möglicherweise in den Städten Raum greifen. 
 
Die Bedarfe, die Haushalte mit Migrationshintergrund aufgrund der Sozialstruktur, der 
Einkommenssituation, der veränderten Haushaltsstruktur haben, sind familiengerechte 
und preiswerte Wohnungen, was es in dieser Koppelung in ganz vielen deutschen Städ-
ten, nicht nur in Hessen, nicht sehr häufig gibt. Sie stehen in Konkurrenz zu vielen ande-
ren Nachfragegruppen, die ein beschränktes Budget haben. Das sind deutsche Haus-
halte, die nicht so viel Geld haben, die auf dieselben Wohnungen zielen. Das sind 
möglicherweise aber auch alternative und neue Wohnformen, z. B. studentische WGs, 
die sich vorstellen können, gern in größeren Wohnungen zusammenzuwohnen, die 
nicht viel Geld kosten. Aus dieser Perspektive gibt es um ein sehr spezielles Wohnungs-
marktsegment in den Städten eine Konkurrenz zwischen migrantischen Haushalten und 
anderen Haushalten. Genau weil es die verstärkte Konkurrenz gibt, müssten Fragen der 
Diskriminierung auch noch aus dieser Perspektive besprochen werden. Da geht es 
nicht nur darum, die einzelnen Eigentümer oder die Wohnungsbaugesellschaft anzu-
klagen, dass sie die Wohnungen nicht gerecht verteilen, sondern es ist ein systemati-
sches Problem, dass nämlich eine ganze Reihe von Haushalten mit sehr unterschiedli-
chen sozialen und kulturellen Ressourcen und Ausstattungen auf denselben Woh-
nungsbestand drängen. Wie geht man in Städten mit dieser Konkurrenz um? Wie kön-
nen solche Konkurrenzen geklärt werden? Wie kann Stadtpolitik darauf Einfluss neh-
men? 
 
 (Holm Folie „Schlussfolgerungen“) 
 
Eine erste Schlussfolgerung, die ich hier vorschlagen will, ist: Wenn man Integration über 
Wohnungsmarktsegmente ernst nimmt und sagt, man will die Lebensbedingungen und 
die allgemeinen Integrationsperspektiven verbessern, kommt die Stadtpolitik nicht dar-
um herum, sich um den Ausbau von solchen preiswerten familiengerechten Wohnun-
gen zu kümmern, weil genau das der freie Wohnungsmarkt in der Regel nicht zur Verfü-
gung stellt. Es gibt architektonisch und städteplanerisch hervorragende Wohnungsbau-
projekte im Neubaubereich, die familiengerechte Wohnungen zur Verfügung stellen. 
Diese sind aber in der Regel nicht preiswert. Es gibt auf der anderen Seite auch im pri-
vaten Wohnungsbau, vielleicht auch im genossenschaftlichen oder Gemeindewoh-
nungsbau, Perspektiven, wo man preiswerte Wohnungen erstellt, die häufig aber nicht 
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mehr familiengerecht sind. In größeren Wohnanlagen gibt es z. B. viele Ein- und Zwei-
raumwohnungen. Das heißt, da müsste man sich spezielle Programme überlegen, wie 
man das als öffentliche Hand entweder selbst übernimmt oder wie man Anreize schafft, 
dass genau dieses spezifische Segment von Wohnungen geschaffen wird. 
 
Bezogen auf die angesprochene Diskriminierung habe ich folgende Stichpunkte: kon-
sequente Umsetzung, Kontrolle und Sanktion der Antidiskriminierungsgesetzgebung. Wir 
haben bei den Untersuchungen, die es sowohl vom Planerladen in Nordrhein-Westfalen 
als auch in verschiedenen Projekten in Berlin dazu gegeben hat, das deutliche Problem 
der Diskriminierung auf den Wohnungsmärkten festgestellt. Wir können sie systematisch 
erfassen. Man kann z. B. folgende Untersuchung durchführen: 100 Personen mit deut-
schem Namen bewerben sich, und 100 Personen mit türkischem Namen bewerben 
sich; wir haben als Ergebnis eine empirisch sehr klar feststellbare Diskriminierung. Aber 
das sanktionsfähig und kontrollfähig zu machen und dem einzelnen Wohnungsvermie-
ter nachzuweisen, dass er aus rassistischen oder sonstigen Motiven jemanden ausge-
grenzt hat, ist in der Tat relativ schwer. Da geht es neben Kontroll- und Sanktionsme-
chanismen auch darum, so etwas wie eine soziale Kultur des „Fair-Mietens“, fair im Sinne 
von „fair play“, durchzusetzen, wo man auch mit Eigentümerverbänden, z. B. Haus und 
Grund, ins Gespräch kommen könnte. Das wären Perspektiven, die es gibt. 
 
Wir haben davon gesprochen, dass migrantische Haushalte in diesem Wohnungsseg-
ment der preiswerten familiengerechten Wohnungen in Konkurrenz zu anderen stehen 
und dass das eine Chance wäre, einen Ausgleich zu schaffen, wenn man öffentliche 
Wohnungsunternehmen, in öffentlichen Wohnungsbestände, die im Landesbesitz oder 
Kommunalbesitz sind, zu einem gezielten Protagonismus für benachteiligte Haushalte 
anregen würde. Das ist die Umkehrung der elenden Quotendiskussion, über die wir hier 
bereits gesprochen haben. Es geht nicht darum zu sagen, wir wollen eine Höchst- oder 
Mindestquote von bestimmten Haushalten haben, sondern man sollte ähnlich, wie das 
in Bewerbungsverfahren inzwischen üblich ist, sagen: Bei gleicher sozusagen Eignung, 
Mietzahlungsfähigkeit etc. werden benachteiligte Haushalte, weil sie sich gerade auf 
den freien Wohnungsmärkten nicht selbst versorgen können, von öffentlichen Woh-
nungsunternehmen bevorzugt behandelt. – Das wäre eine Perspektive, die man über 
die Eigentümerfunktion, die das Land, die Gemeinden und Städte in diesen Wohnungs-
unternehmen haben, über vertragliche Regelungen, Zielvorgaben usw. umsetzen känn-
te. 
 
Mein Plädoyer, quasi als Schlusswort, wäre – das ist in der Anhörung schon zum Aus-
druck gekommen –: Es sollte das Bewusstsein geben, dass Integrationspolitik immer 
auch Stadt- und Wohnungspolitik ist und wir die anderen Integrationsebenen, der Bil-
dung, des Arbeitsmarktes etc., zwar nie vernachlässigen dürfen, diese speziellen stadt- 
und wohnungspolitischen Perspektiven hier aber auch diskutieren sollten.  
 
 
Vorsitzender: Vielen Dank. – Darf ich um Wortmeldungen bitten? 
 
 
Abg. Mürvet Öztürk: Ich würde gern eine Personengruppe ansprechen, die heute nicht 
dezidiert genannt worden ist, die aber oft, wenn es um Wohnungspolitik oder Wohnsitu-
ationen und Diskriminierung geht, in der Dunkelziffer, wie ich glaube, sehr stark betroffen 
ist: die Personen, die keinen gesicherten Aufenthaltsstatus in Deutschland haben, und 
jene Personengruppe, die man Illegalisierte nennen könnte, die es eigentlich gar nicht 
gibt, die es aber trotzdem gibt. Da gibt es, glaube ich, eine sehr verschärfte Situation 
auf dem Wohnungsmarkt, vor allem was die Mieten betrifft. Haben Sie diesbezüglich 
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irgendwelche verwendbaren Erkenntnisse? Wird darüber Forschung betrieben? Oder ist 
das eher ein Feld, von dem man sagen kann: Darüber brauchen wir gar nicht zu re-
den? 
 
 
Herr Dr. Holm: Ich kann jetzt leider nicht mit konkreten Zahlen, auch nicht mit Lösungs-
möglichkeiten aufwarten.  
 
Ich glaube aber, dass die Beobachtung durchaus richtig ist. Ohne eine konkrete Studie 
durchgeführt zu haben, ist relativ nachvollziehbar, dass sich für alle, die nur unter spezifi-
schen Bedingungen überhaupt ein Mietvertragsverhältnis unterzeichnen können, die 
vielleicht auf informelle Lösungen mit legalisierten Freunden oder Familienmitgliedern 
angewiesen sind, die Auswahlmöglichkeiten an Wohnungen, bei denen ein Mietver-
hältnis überhaupt möglich ist, noch einmal deutlich einschränken. Ob man so weit ge-
hen kann, zu sagen, dass dieses Problem mit öffentlichen Wohnungsunternehmen zu 
regeln ist, es irgendwo einen Bestand gibt, wo nicht nach einem Pass gefragt wird und 
die Städte trotzdem Mietverträge abschließen, halte ich für relativ utopisch unter den 
derzeitigen Mehrheitsverhältnissen, die es in den meisten Städten gibt, und angesichts 
der allgemeinen Diskussionskultur.  
 
Es gibt Beispiele in den USA und auch in Spanien, wo Kommunen ganz unabhängig von 
den nationalen Gesetzgebungen zur Einwanderung gesagt haben: Wir sind darauf an-
gewiesen, wir haben hier eine bestimmte Anzahl von Leuten, die eigentlich als illegali-
siert gelten, aber wir wollen trotzdem etwas für deren Versorgung, für deren medizini-
sche Versorgung, für die Bildung ihrer Kinder tun und legen deshalb auf kommunal, auf 
städtischer oder Gemeindeebene fest, diese Haushalte zu versorgen, ohne sie an die 
nationalen Ein- und Auswanderungsabschiebebehörden auszuliefern. Meines Wissens 
gibt es in Deutschland aber noch keine sehr integrationsorientierte Gemeindepolitik. 
 
 
Abg. Gerhard Merz: Ich möchte auf den Aspekt der Verfügbarkeit und Bezahlbarkeit 
von Wohnraum, und zwar mit einem besonderen Blick auf kinderreiche Familien, zu 
sprechen kommen. Als ich Wohnungsdezernent war, habe ich immer geglaubt, wenn 
ich 150 bis 200 richtig große Wohnungen im sozialen Wohnungsbau für die vielen Dut-
zenden kinderreichen Familien hätte, denen man nichts anderes anzubieten hatte als 
eine Vier-Zimmer-Wohnung mit höchstens 85 qm2 – das war das äußerste der Gefühle –, 
dann wäre man seine dringendsten Sorgen los.  
 
Das würde eine Lösung nahe legen: Man muss diese Wohnungen bauen. Das Problem 
ist: Wenn Sie die üblichen Mechanismen des sozialen Wohnungsbaus nehmen –  sowohl 
bei der Herstellung solcher Wohnungen durch Sanierung und Umbau als auch beim 
Neubau –, kommen Sie zu Quadratmeterpreisen, multipliziert mit der eigentlich benötig-
ten Wohnungsfläche, die diese Familien nicht mehr bezahlen können – jedenfalls nicht 
mehr selbst bezahlen können.  
 
Demgegenüber erfolgt die Feststellung der Angemessenheit des Wohnraums – sowohl 
was die Quadratmeterzahl angeht als auch was den Quadratmeterpreis angeht –  
durch die Ämter, früher durch die Sozialämter. Ich habe das heute schon einmal ange-
sprochen. Vorhin war die Antwort: Das lösen Sie nur mit Geld. – Aber wo ist der Auflö-
sungspunkt? An welchem Punkt müsste man den Subventionierungstatbestand festma-
chen? Wie bekommt man das hin? Durch eine pauschale Finanzierung von Wohnungs-
baugesellschaften oder durch eine Subventionierung auf den Quadratmeterpreis? Ir-
gendwie muss man mit dem Problem ja umgehen können. 
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Herr Dr. Holm: Das ist ein sehr gutes Beispiel. Ich glaube, dass sich daran relativ exem-
plarisch zeigen lässt, dass Wohnungspolitik und Stadtentwicklungspolitik nicht mehr mit 
einem „Königsweg“ zu regulieren sind. Das hat man bis in die 80er Jahre versucht, in-
dem man gesagt hat: Wir haben entweder eine Wohngeldorientierung oder den sozia-
len Wohnungsbau.  
 
Letztendlich braucht man für die aktuellen Herausforderungen, die differenziert sind – 
die Zahl der wirklich kinderreichen Familien mit geringem Einkommen ist ja kalkulierbar, 
man weiß ungefähr, wie viele in der Stadt oder in der Gemeinde leben –, einerseits An-
reize, damit solche Wohnungen gebaut werden, entweder von privaten oder von öf-
fentlichen Unternehmen, je nachdem, wie die Städte aufgestellt sind, andererseits 
könnte man überlegen, wie die von der Gemeinde steuerbaren Regelungen zu Kosten 
der Unterkunft eigentlich gestrickt sind. Benachteiligen sie Familien mit vielen Kindern 
systematisch über den Preis, der da zustande kommt? Kann man da nachregulieren 
und eine neue Verordnung erlassen?  
 
Man sollte überlegen, wie verschiedene Fachbereiche in den Gemeinden dieses Prob-
lem gemeinsam lösen können, indem man sich hinsetzt und sagt: Der Baudezernent, 
der Sozialdezernent und die Ausländerbeauftragte – wenn es sie gibt – überlegen ge-
meinsam, ob eine Lösung dafür zustande kommt. – Ich würde mich scheuen, zu sagen: 
Es gibt den einen Trick, mit dem man sozial-integrative Stadtentwicklung betreiben 
kann.  
 
 
Abg. Barbara Cárdenas: Meine erste Frage geht in die gleiche Richtung. Sie sagen, wir 
brauchen einen preiswerten und familiengerechten städtischen Wohnungsbau. Sie sind 
noch nicht auf die genossenschaftlichen Wohnungsbaugesellschaften eingegangen. 
Meine Frage ist, da ich mich damit nicht so auskenne, ob die eine andere Orientierung 
haben. Ich habe das Gefühl, die Zahl dieser Gesellschaften ist sehr zurückgegangen. 
Stimmt das? Wenn ja, woran liegt das?  
 
Meine zweite Frage lautet: Sie haben, was ich sehr richtig finde, eine konsequente Um-
setzung, Kontrolle und Sanktion der Antidiskriminierungsgesetzgebung gefordert. Wie 
kann das gehen? Wer kann das durchsetzen? Wer kann das umsetzen? Passiert so et-
was irgendwo schon? 
 
Meine dritte Frage: Irgendwann in diesem Jahr läuft das Gesetz oder die Verordnung – 
ich weiß es nicht genau – zur Fehlbelegungsabgabe aus. Wie schätzen Sie das ein? 
Braucht man die? Braucht man sie zur Stützung des sozialen Wohnungsbaus? Was wür-
den Sie vorschlagen, wenn man in die Richtung im Land nachdenkt? 
 
 
Herr Dr. Holm: Zu der Schlussfolgerung, man braucht preiswerte und gleichzeitig famili-
engerechte Wohnungen. Die Auswertung der Haushaltsstrukturen migrantischer Haus-
halte in Hessen – und mit Sicherheit auch in anderen Städten anderer Bundesländer – 
war gar nicht darauf beschränkt, dass ich gesagt habe: Das muss im öffentlichen Woh-
nungsbau funktionieren. – Die Länder müssen jeweils überlegen, mit welchen Instrumen-
ten sie arbeiten wollen. Kann man das im Rahmen der Wohnungsbauförderung ma-
chen, die es als Instrument des Bundes gibt? Wenn sich das Land entschließt, eine Kom-
plementärförderung auf den Weg zu bringen, kann man es in einem solchen Rahmen 
machen? Kann man genossenschaftliche oder andere Eigentümerformen mit in den 
Fokus nehmen? Das hängt relativ stark von den jeweiligen wohnungspolitischen Traditi-
onen und der Gesamtlage im jeweiligen Bundesland ab, welchen Weg man geht. 
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Um eine langfristige Steuerbarkeit dieser Wohnungspolitik und eine langfristige Verga-
bepolitik sicherzustellen, hat ein öffentlicher Wohnungsbau sicherlich gewisse Vorteile – 
wenn man ausklammert, dass wir gerade eine Phase hatten, in der viele öffentliche 
Wohnungen privatisiert wurden. Wenn das aber nicht stattfindet, ist das etwas, womit 
Gemeinden und Städte relativ langfristig kalkulieren können, sodass man sagen kann: 
Man hat diesen Wohnungsbestand, bei dem eine bestimmte Anzahl familiengerechter 
Wohnungen dabei ist. Wenn da jemand auszieht, sind die Kommunen in der Lage, die 
Belegung selbst zu steuern. Das wäre so ein Punkt. 
 
Ein weiterer Punkt war die Vermietung. Es gibt aktuelle Beispiele. Dabei geht es nicht 
unbedingt darum, familiengerechte Wohnungen zu vermieten. Es gibt eine sehr kleintei-
lige Initiative in einem Berliner Stadtteil, in Neukölln, in dem die Gentrifizierungstenden-
zen, die Norbert Gestring angesprochen hat, ein bisschen „vor der Tür stehen“. Dieses 
Beispiel hat Walter Siebel vorhin als Negativbeispiel beschrieben. Dort gibt es die Struk-
tur, dass ganz viele Einzeleigentümer einzelne Häuser haben. Die Eigentümer sind gera-
de dabei, sich über ein Quartiersmanagement, das ist die Berliner Fassung der „Soziale- 
Stadt“-Programme, zusammenfassen zu lassen. Sie überlegen nicht nur, wie sie das 
Wohnumfeld und das Image des Stadtteils aufwerten können, sondern sie diskutieren 
gemeinsam mit den Bewohnern des Quartiers darüber, wie eine Vermietungspraxis aus-
sehen kann. Ich kann zwar noch keine Ergebnisse präsentieren, aber es ist zumindest 
deutlich: Es gibt so eine Konstellation. Die ist durchaus möglich. Da ist „Haus und Grund“ 
als Interessenvertreter dieser spezifischen Eigentümerstruktur aktiv mit im Boot mit den 
Bezirksvertretern. Das heißt, zumindest ist Kommunikation möglich. 
 
Zweiter Punkt: Kontrolle und Sanktionen. Ich bin, was die Situation in Hessen anbelangt, 
überfragt, inwieweit es eine Landesregelung zum Antidiskriminierungsgesetz gibt und ob 
darin möglicherweise auch Sanktionsandrohungen formuliert werden. Rein theoretisch 
könnte man mit Straf- oder Bußgeldern genau das, was der Planerladen in Nordrhein-
Westfalen gemacht hat, stichpunktartig auch als Amt machen, indem man sagt: Ich 
kontrolliere das nicht flächendeckend, sondern ich mache in einzelnen Regionen bei 
einzelnen Eigentümertypen Stichproben; wenn jemand dabei erwischt wird, dass er sys-
tematisch eine diskriminierende Wohnungsvergabe praktiziert, wird eine Sanktion ver-
hängt. – Wenn die Strafe schmerzhaft genug ist, hat das vermutlich einen Lerneffekt für 
alle Vermieter und Eigentümer. Ich glaube, dass das tatsächlich im Rahmen der Ge-
setzgebung in das Antidiskriminierungsgesetz einbezogen werden muss. 
 
Dritter Punkt: Fehlbelegungsabgabe. Sie wurde immer als Element diskutiert, um genau 
diese Ziele der „Sozialen Stadt“ im Sinne einer sozialen Mischung zu erreichen, das 
Wohnen für Mittelklassehaushalte bzw. besser verdienende Haushalte in sozialen Brenn-
punkten oder in Beständen des sozialen Wohnungsbaus zu verlängern, indem man 
sagt: Wir entlasten diese Haushalte von der Fehlbelegungsabgabe, damit sie in den 
Quartieren bleiben und nicht auch noch wegziehen. – Nach allem, was wir heute disku-
tiert haben, ist relativ deutlich geworden: Die räumliche Konstellation ist nicht die Ursa-
che mangelnder Integration und Ausgrenzung. Ich würde eher darüber diskutieren, was 
mit den Einkünften aus der Fehlbelegungsabgabe gemacht wird. Werden sie z. B. für 
weiteren sozialen Wohnungsbau zweckgebunden eingesetzt? Möglicherweise macht 
es Sinn, das nicht über das Land, sondern in den Städten sehr spezifisch zu regeln. An-
gesichts der Situation in Frankfurt mit dem sehr angespannten Wohnungsmarkt wäre die 
Aufhebung der Fehlbelegungsabgabe wahrscheinlich nicht notwendig, um die Leute in 
ihren Wohnungen zu halten, in denen sie jetzt leben. In Kassel sieht das möglicherweise 
anders aus. Um dort die Perspektiven der freiwilligen Segregation, die Norbert Gestring 
beschrieben hat, zu dämpfen, könnte man sagen: Hier verzichten wir darauf.  
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Ich könnte mir gut vorstellen, dass man nach den verschiedenen Lagen auf dem Woh-
nungsmarkt vorgeht. Aber eine pauschale Antwort kann ich dazu nicht geben. Ich 
glaube auch nicht, dass es die Integration tatsächlich fördert, zu sagen: Ich habe hier 
einen gewissen Anteil von Besserverdienenden und Mittelklassehaushalten. – Es kommt 
immer darauf an, wie das umgesetzt wird. Das ist so ähnlich wie in den amerikanischen 
Beispielen: Einfach nur den Wohnort irgendwohin zu verlagern, ohne dass es eine sozial 
begleitende Maßnahme gibt, bringt gar nichts. Nur weil mein Nachbar viel Geld hat 
oder zwei Professorenkinder im selben Haus wohnen, heißt das nicht automatisch, dass 
daraus irgendein Integrationseffekt hervorgeht. Das bedarf sowieso immer einer zusätz-
lichen Steuerung. 
 
 
Abg. Gerhard Merz: Da, wo es die Fehlbelegungsabgabe gibt, sind die Mittel, zumin-
dest in Hessen, zweckgebunden. Das Problem ist, dass das vielerorts die einzigen kom-
munalen Gelder sind, die noch in den sozialen Wohnungsbau fließen.  
 
Ich möchte auf einen anderen Aspekt eingehen, der damit zusammenhängt. Es gibt 
eine Verpflichtung der Kommunen in Hessen, Wohnungsversorgungskonzepte aufzustel-
len. Ich weiß nicht, ob irgendjemand einen Überblick hat, ob alle ihrer Verpflichtung 
nachkommen und welche Rolle das Thema, das wir hier heute diskutieren, in diesen 
Wohnungsversorgungskonzepten spielt. Weiß das jemand? Wenn nicht, könnte viel-
leicht jemand forschungsmäßig nachgucken.  
 
 
Herr Dr. Holm: Ich kann zur Lage in Hessen nichts sagen. Ich habe aber eine Weile hier 
an der Universität in Frankfurt gearbeitet und habe mich mit dem Wohnraumversor-
gungskonzept der Stadt Frankfurt auseinandergesetzt. Meiner Einschätzung nach ist das 
ein Papier, das sehr ausführlich beschreibt, wie die Wohnungsversorgungssituation ist. 
Alle Zielformulierungen, die es enthält, sind für die Themen, die wir heute zur Sprache 
gebracht haben, viel zu pauschal. Es wird eher gesagt: Es gibt einen Bedarf. – Es wird 
auch gesagt, die unterschiedlichen öffentlichen Wohnungsunternehmen müssen die 
soziale Wohnraumversorgung sicherstellen. Wie das konkret geschieht, ob es Zielverein-
barungen in Prozenthöhen etc. gibt, wie viele preiswerte Wohnungen darunter bleiben 
müssen, ist in diesem Wohnraumversorgungskonzept noch gar nicht so ausformuliert.  
 
Ich glaube, dass das eigenlich ein gutes Instrument wäre, um sehr spezifische Bedarfe – 
beispielsweise: Wir brauchen für Familien mehr als 200 Wohnungen, die mehr als sechs 
Zimmer haben – dort hineinzuschreiben, wenn man als Stadt in der Lage ist, den Bedarf 
tatsächlich zu erfassen. Das ist aber in dem Frankfurter Wohnraumversorgungskonzept 
nicht so spezifiziert. 
 
 
Vorsitzender: Danke schön. Weitere Wortmeldungen sehe ich jetzt nicht. Ich darf mich 
bei Ihnen ebenfalls sehr bedanken.  
 
Wir kommen zu unseren ständigen Sachverständigen. Die agah hat sich für heute ent-
schuldigen lassen, hat aber schriftlich Stellung genommen.  
 
Ich bedanke mich, dass Herr Dr. Hilligardt vom Hessischen Landkreistag mit großer Ge-
duld an den Sitzungen teilnimmt. Sie erhalten das Wort. 
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Herr Dr. Hilligardt: Herr Vorsitzender, meine Damen und Herren! Ich möchte insbesonde-
re Schlüsse für das praktische Handeln vor Ort aus diesen Diskussionen ziehen. 
 
Erlauben Sie mir dennoch, mich mit Blick auf die Uhr sehr kurz zu fassen. Ich möchte ei-
nige Anmerkungen zum Befund der heutigen Anhörung machen und kurze Ausführun-
gen zu den möglichen abzuleitenden Handlungsmöglichkeiten. 
 
Zum Befund: Aus dem Blickwinkel der Landkreise und des ländlichen Raumes war es 
auffallend in dieser Diskussion, dass man heute insbesondere auf sozial schwache 
Migranten in benachteiligten Quartieren fokussiert hat. Das ist sicherlich das brennende 
Thema. Man muss aber auch sehen, dass es – das wurde gerade in dem letzten Vortrag 
deutlich –, ganz andere Migrantengruppen gibt, die außerhalb dieser Quartiere leben, 
gut integriert im Umfeld Frankfurts und im Ballungsraum, natürlich auch in den Neubau-
gebieten. Das Thema Integration fokussiert sich natürlich nicht nur auf die Gebiete, die 
heute im Mittelpunkt der Diskussion standen. 
 
Nicht ganz klar geworden ist die Frage, inwieweit das Thema Wohnraum und Integrati-
on nicht nur ein städtisches ist. Wir haben 426 Kommunen in Hessen, wovon sicherlich 
weit über 200 nicht städtisch, sondern eher dörflich sind. Ich habe versucht abzuleiten, 
ob dort dieselben Probleme im Kleinen stattfinden oder ob dort die Situation im Bereich 
Wohnraum und Integration eine gänzlich andere ist. Das ist sicherlich ein Thema, das 
man noch weiter gehend trefflich erörtern könnte. Das zum Thema Befund. 
 
Als Handlungsalternativen, bei denen ich Steuerungsmöglichkeiten oder einen Hebel 
für die Landkreise sehe, möchte ich drei nennen, die mir in dieser Diskussion zuvorderst 
klar geworden sind. Dazu zählt – das ist allerdings nur ein randläufiger Bereich für die 
Kreise –, dass man, sofern man an Wohnungsbaugesellschaften beteiligt ist, dort ganz 
konkret im städtisch-kommunalen Bereich an den hier geforderten Konzepten mitarbei-
ten und mitwirken kann.  
 
Wir haben einen anderen Bereich, bei dem das Thema Wohnraum und Integration 
schon seit vielen Jahren ganz offenkundig ist. Das ist im Bereich der Unterbringung, im 
Bereich des Flüchtlingswesens und im Asylbewerberwesen der Fall, wo die Standortfra-
ge – momentan ist dieses Thema ein wenig abgeflaut, womöglich kommt es wieder 
ganz stark –, die Frage der Verteilung auf ganz Hessen, auch auf den ländlichen Raum, 
für die Landkreise eine immer wiederkehrende ist: An welchen Standorten kann ich tat-
sächlich eine Unterkunft eröffnen? Kann ich unterbringen, ohne dass soziale Brennpunk-
te entstehen? 
 
Ein letzter Punkt, allerdings ohne dass ich mir eine Antwort geben konnte: Es wurde das 
Wohngeld angesprochen, für das die Kreise in großen Teilen zuständig sind; außerhalb 
der kreisfreien Städte sind sie komplett zuständig. Bei den Kosten für die Unterkunft ist 
immer wieder angesprochen worden, dass in der Art der Leistungsgewährung vielleicht 
eine Steuerungsmöglichkeit liegen könnte. Ich persönlich kann die nicht richtig greifen.  
 
Aber das wäre für mich aus der Sicht der Landkreise die Schlussfolgerung, wenn man 
versucht, zu identifizieren, wo die Hebel sind, an denen etwas getan werden könnte: 
Ansatzpunkte gibt es, wenn überhaupt, bei den Wohnungsbaugesellschaften, im 
Flüchtlingswesen und in der Leistungsgewährung im Bereich der Unterkunftskosten. 
 
 
Abg. Gerhard Merz: Ich möchte auf den letzten Punkt eingehen: die Kosten der Unter-
bringung betrifft. Es ist vielleicht weniger das, was man tut, als das, was man nicht tut, 
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vielleicht auch nicht tun kann, nämlich die Frage des Überprüfens, was ein angemesse-
ner Wohnraum für eine Familie wäre, und das nicht an starren Grenzen zu messen, son-
dern an den besonderen Umständen der jeweiligen Familie oder Einzelperson, ein-
schließlich der Frage, wie die sozial-räumliche Verteilung funktioniert. Wenn man das 
Ermessen etwas flexibler und großzügiger handhaben würde, wäre das nicht nur dem 
Einzelfall angemessen, sondern wahrscheinlich würden in vielen Fällen mittel- und lang-
fristig Kosten an mancher Stelle durch eine bessere Integration eingespart. Dieser Über-
zeugung bin ich relativ stark. 
 
 
Sachv. Prof. Dr. Friedrich Heckmann: Herr Hilligardt, Sie haben bei mir eine kleine Span-
nung aufgebaut, als Sie gesagt haben, Sie haben heute Morgen die Diskussion über die 
Großstadt gehört und hätten sich immer wieder gefragt, was unterschiedlich sei. Ich 
habe erwartet, dass Sie uns sagen, was Sie gedacht haben, was Ihre Beobachtungen 
sind, was in den dörflichen Verhältnissen grundlegend anders ist.  
 
 
Herr Dr. Hilligardt: Wir haben in unserer Stellungnahme geschrieben, dass wir unter den 
Kreisen in Vorbereitung auf diese Sitzung zu diesem Thema keine Umfrage durchgeführt 
haben. Die Frage wäre beim Städte- und Gemeindebund besser aufgehoben.  
 
Ich kann Ihnen eine Antwort geben, die rein aus persönlichen Erfahrungen beruht. Ich 
wohne in einer Stadtumlandgemeinde – sowohl Stadtumland zu Darmstadt als auch zu 
Frankfurt – in einem Neubaugebiet, in dem es eine Vielzahl gemischter Ehen gibt, sogar 
zwei Sozialwohnungsbauten, wo das Miteinander sowohl im Kindergarten als auch in 
der nahe liegenden Grundschule hervorragend funktioniert. Ich kann Erfahrungen aus 
anderen Gemeinden nicht wiedergeben. Da wäre der Städte- und Gemeindebund 
sicherlich der bessere Ansprechpartner. Wir sind heute Morgen in der Anhörung immer 
wieder im städtischen Bereich gelandet, da das Thema soziale Brennpunkte eine be-
sondere Bedeutung hat.  
 
 
Abg. Mürvet Öztürk: Auch ich möchte einen Punkt nachfragen, weil Sie die Frage für 
sich verfolgt haben, was die Kreise machen können, und gezielt die Personengruppe 
angesprochen haben, die ich eben nur am Rande erwähnt habe, und zwar Asylsu-
chende und Flüchtlinge. Da haben wir die Situation, wenn wir von großen Wohnquartie-
ren sprechen, dass bei der Unterbringung von Flüchtlingen im Kleinen die Gemein-
schaftsunterkünfte teilweise „so etwas Ähnliches“ sind. Wir erleben vor Ort oft die Situa-
tion, wenn sogar die Kreise die Zahl der Gemeinschaftsunterkünfte minimieren und die 
Personen gern in normalen Wohnungen unterbringen wollen, dass sie teilweise keine 
bezahlbaren Wohnungen finden und nicht immer auf Akzeptanz in der Nachbarschaft 
stoßen. So entsteht eine gewisse Schwierigkeit. Wenn man diese Personen schneller in 
den Arbeitsmarkt, in die Gesellschaft integrieren will, ist es kontraproduktiv, sie in Ge-
meinschaftsunterkünften weitab von der Stadt unterzubringen. Nichtsdestotrotz ist das 
oft die Realität in den Kreisen.  
 
Deshalb ist meine Frage an Sie: Die Flüchtlingszahlen sind im letzten Jahr gestiegen, 
nach einer Presseerklärung des Herrn Sozialministers Grüttner ungefähr um 50 %. Die 
Kreise haben Probleme, die Personen unterzubringen. Sehen Sie, auch in Anbetracht 
der heutigen Diskussion, für den Landkreistag konkrete Handlungsanweisungen, wie 
man mit dieser Situation anders, vielleicht besser umgehen kann? 
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Herr Dr. Hilligardt: Wir haben in diesem Fall die besondere Herausforderung, dass man 
nicht weiß, ob im Einzelfall ein Aufenthaltsrecht aus der Situation resultiert. Das heißt, die 
Frage nach einer Unterbringung in den Arbeitsmarkt und einer ständigen Unterbringung 
ist eine, die sich für diese Personen in den ersten Monaten überhaupt nicht stellt. Wir 
haben außerdem die landespolitische Entscheidung, die Betroffenen hessenweit zu ver-
teilen, also nicht nur in städtische Bereiche, sondern nach ganz bestimmten Schlüsseln 
auch in die Landkreise, die im ländlichen Bereich natürlich schauen, wo die geeignets-
ten Standorte sind, auch unter dem Aspekt der zur Verfügung stehenden Gelder.  
 
Ich möchte hier die Diskussion nicht führen, ob die Gelder auskömmlich sind. Nach ei-
ner Evaluation haben wir uns gerade wieder an das Innenministerium und das Sozialmi-
nisterium gewandt, weil die Gelder nicht auskömmlich sind. In diesem Spannungsfeld 
eine Lösung zu finden, zu meinen, sofort integrieren zu können, dafür gibt es sicherlich 
gute Beispiele vor Ort, aber es gibt kein Muster, nach dem empfohlen wird, die Kreise 
sollen so oder so vorgehen, dann kommen am wenigsten Spannungen heraus. Ich 
glaube, das Hauptproblem ist, dass es eine Zwischenphase für die Menschen und für 
die Kreise ist, die diese Menschen betreuen. Diese Phase kann man nicht auflösen. 
 
 
Abg. Gerhard Merz: Ich möchte zwei subjektive Eindrücke zu dem beisteuern, was Herr 
Prof. Heckmann angesprochen hat. Meinem Eindruck nach ist es so, dass sie in den Dör-
fern und in den kleinen Städten ähnliche Prozesse haben, wie wir sie in den Großstädten 
oder in den mittleren Großstädten, wie beispielsweise Gießen oder Wetzlar, haben.  
 
In den Dorfkernen gibt es, wie ich glaube, überdurchschnittlich hohe Konzentrationen 
von migrantischer Bevölkerung. Anders ausgedrückt: Die migrantische Bevölkerung, die 
es in den Dörfern und Kleinstädten gibt, wird sich überdurchschnittlich häufig in den 
Ortskernen, in den alten Kleinstadtkernen wiederfinden, weniger – das liegt eigentlich 
nahe – in den Neubauvierteln rundherum. Das liegt allein schon aufgrund der Befunde 
nahe, die wir vorhin gehört haben. Auch nach meiner Wahrnehmung ist das so.  
 
Es wäre ganz spannend, bei dem anderen Prozess, der Gentrification, von dem hier die 
Rede war, zu schauen, welche Effekte die Stadt- und Dorferneuerungsprogramme in 
diesem Zusammenhang gehabt haben, ob sie diesen Prozess eher befördert oder ob 
sie stabilisierend gewirkt haben. Das wäre vielleicht etwas, was man untersuchen könn-
te. To whom it may concern. 
 
 
Abg. Barbara Cárdenas: Ich versuche, die Frage von Herrn Holm zu übernehmen. Ich 
weiß nicht, ob ich sie richtig wiedergeben kann. Es geht um die Frage der Bemessungs-
grenze für die Unterkunft. Er hat mir gesagt, dass es in Hamburg ganz gut gelöst worden 
sei, weil dort die Bemessungsgrenze je nach Stadtteil unterschiedlich festsgesetzt wor-
den ist, man dadurch auf die unterschiedlichen Bedürfnisse eingehen kann und nicht 
alle in die billigeren Stadtteile ziehen. Die Frage ist, ob es solche Differenzierungen z. B. 
auch in den Landkreisen gibt und wie sich das auswirkt, ob das, was Sie an Steuerung 
erwarten, auch eintritt. 
 
 
Herr Dr. Hilligardt: Wir haben im Bereich des SGB II Rahmenfestlegungen für alle Land-
kreise, insbesondere für die Optionskommunen. Wir haben auch Gerichtsurteile, an de-
nen man sich dann orientiert, wenn es um die Festlegung der Angemessenheit der 
Wohnung und damit der Kosten für Unterkunft und Heizung geht. In der Tat ist da immer 
ein Ermessensspielraum mit drin. Wir haben bundesweit eine Diskussion über Pauschalie-
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rungen oder Festlegungen von Beträgen. Das ist aber in der Umsetzung momentan 
nicht so, sondern es gibt diese Ermessensspielräume, mit denen je nach Situation vor Ort 
und je nach „Philosophie“ der Landkreise umgegangen werden kann. Diese Ermessens-
spielräume zielen nicht mit besonderem Blick auf Menschen mit Migrationshintergrund, 
sondern im Grunde genommen auf die jeweiligen Empfänger, sodass ich – bei dieser 
Fragestellung müsste ich noch etwas mehr in die Praxis blicken – allerdings nicht beurtei-
len kann, inwieweit dadurch Integration verhindert wird bzw. künftig befördert werden 
könnte. Natürlich kann ich die Betroffenen mit einem Mehr an Ausgaben – aber das 
müsste alle bedürftigen Gruppen betreffen – in ganz andere Wohnlagen bringen. Das 
ist aber nicht das System, das wir bei den Kosten der Unterkunft bundesweit verfolgen. 
 
 
Vorsitzender: Danke schön. Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Ich bedanke mich. 
– Der Städtetag und der Städte- und Gemeindebund sind heute nicht mehr vertreten. – 
Herr Redert vom Statistischen Landesamt.  
 
 
Herr Redert: Ich bin sehr viel mehr als Sie, Herr Holm, in der privilegierten Lage, dass ei-
gentlich schon alles gesagt wurde. 
 
Ich habe mir ein paar Punkte notiert, die ich mit nach Hause nehme. Da geht es vor 
allem darum, dass hier diskutiert wurde, inwieweit man die Ergebnisse regionalisieren 
kann. Das können wir uns gern einmal anschauen – auch das, was Herr Nogueira ange-
sprochen hat, inwieweit man die Unterschiede bei den Wohnverhältnissen kontrollieren 
kann, wenn man die soziale Lage berücksichtigt. Ich habe das ansatzweise getan, in-
dem ich die Lebensformen bzw. die Haushaltsgrößen in das Thesenpapier aufgenom-
men habe. Da zeigt sich, dass diese Unterschiede durchweg bestehen. Sie sind mal 
stärker, mal weniger stark ausgeprägt, aber dieser generelle Unterschied in den Wohn-
verhältnissen zwischen der Bevölkerung mit und ohne Migrationshintergrund bleibt be-
stehen.  
 
 
Vorsitzender: Herzlichen Dank, auch für die Ausarbeitung. – Es gibt noch Fragen. Bitte 
schön, Herr Prof. Heckmann. 
 
 
Sachv. Prof. Dr. Friedrich Heckmann: Ich habe die Stellungnahme des Hessischen Städ-
tetages gelesen, in der ein meines Erachtens sehr problematischer Satz steht, den ich 
kenne, weil er aus einem Papier der Schader-Stiftung übernommen wurde. Das ist unge-
fähr drei Jahre alt. Da heißt es: „Vor dem Hintergrund einer anhaltend hohen Arbeitslo-
sigkeit ... nimmt die Bedeutung des Arbeitsplatzes als Integrationsfaktor ab.“ Ich finde es 
sehr problematisch – auch in Übereinstimmung mit Herrn Siebel –, die Bedeutung des 
Arbeitsplatzes für die Integration herunterzuspielen und das gewissermaßen mit einer 
höheren Bedeutung des Wohnens aufzuwiegen, statt den intimen Zusammenhang die-
ser beiden Dinge darzustellen.  
 
Dieser Satz ist mir schon vor drei Jahren aufgefallen. Er geistert offenbar ein bisschen 
herum. Ich finde ihn wissenschaftlich falsch und politisch verhängnisvoll.  
 
 
Vorsitzender: Sie haben jetzt dafür gesorgt, dass es im Protokoll so steht. Das ist der Sinn 
der Übung.  
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Gibt es zur Statistik noch Wortmeldungen? Falls Sie bei Ihren Forschungen noch etwas 
herausbekommen, würden Sie uns daran teilhaben lassen? – Herzlichen Dank. 
 
Wir sind am Ende der Anhörung der Sachverständigen. Ich bedanke mich sehr.  
 
 

(Schluss: 14:25 Uhr) 
 
 
 
 
 
Wiesbaden, 11. April 2011 
 
 
Für die Protokollierung: Der Vorsitzende:  

  
  
 
 
 

Karl-Heinz Thaumüller Jürgen Banzer 
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